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zubringen?“ (Ostendorf 1999: 72) seitens der Ethnisierungskritik weitgehend 
ignoriert. Die damit angesprochene Kontroverse dreht sich im Kern um das 
Problem, wie die Bedeutung kultureller Orientierungen für das individuelle 
und kollektive Handeln angemessen theoretisch zu fassen ist. Dies betrifft 
ebenso das Verhältnis ethnischer bzw. teilkultureller Selbst- und Fremdzu-
ordnungen zu sozialen Klassenlagen und ökonomischen Interessen sowie zu 
Praktiken der politischen und rechtlichen Diskriminierung. Handelt es sich 
im Fall von (freiwilliger und unfreiwilliger) Ethnisierung um eine eigenständi-
ge und spezifische Form von Vergemeinschaftung, eine Ressource für Net-
working und kollektive Identitätsbildung, oder aber um ein nachrangiges 
Phänomen, dem Strukturen sozialer Ungleichheit sowie Praktiken der politi-
schen und rechtlichen Diskriminierung ursächlich zu Grunde liegen? Ist es 
notwendig und zulässig, Individuen als „Angehörige einer Kultur“ wahrzu-
nehmen oder angemessener, von der Annahme einer autonomen Verfügung 
der Einzelnen über vielfältige kulturelle Ressourcen auszugehen? Diese Fragen 
verweisen ersichtlich auf Grundprobleme sozial- und kulturwissenschaftlicher 
Theoriebildung, auf die altehrwürdigen Debatten über das Verhältnis von Ba-
sis und Überbau, Sozialstruktur und Kultur, Struktur und Semantik, Indivi-
dualität und Kollektivität, spannen also eine Problematik auf, die hier nicht 
umfassend bearbeitet werden kann. Im weiteren können lediglich die Kontu-
ren der Auseinandersetzungen etwas verdeutlicht werden, die in diesen Fragen 
aufscheinen. Dabei wird argumentiert, dass weder ein Kulturalismus, der In-
dividuen umstandslos zu Angehörigen einer Kultur erklärt, die durch diese in 
ihrem Erleben und Handeln vermeintlich unausweichlich bestimmt sind,10 
noch dass eine Verkennung der eigenständigen Bedeutung kultureller Bezugs-
systeme für das Selbst- und Weltverständnis von Individuen und sozialen 
Gruppen, hinreichend und tragfähig ist. 
 
Individuen, Kulturen, Ethnien 

Menschen werden „mit dem zwanghaften Drang geboren, der Wirklichkeit 
sinnhafte Ordnung zu geben“, so fasst P. L. Berger (1988: 23) im Rahmen 
seiner Religionssoziologie eine Grundeinsicht der Sozialisationsforschung zu-
sammen. Die Bedeutung von Kulturen für das Selbst- und Weltverständnis 
liegt demnach darin begründet, dass sie einen Symbol- und Wissensvorrat, 
soziale Wahrnehmungs-, Deutungs-, Bewertungs- und Handlungsmuster bereit 
stellen, die durch Teilnahme an Kommunikation und Kooperation angeeig-
net werden und die notwendige Grundlage des subjektiv-sinnhaften Erlebens, 
Denkens und Handelns bilden. Die Identität des Einzelnen, so beschreibt 
Habermas (1993: 172) diesen Zusammenhang, „ist mit kollektiven Identitäten 
                                                            
10  Ein solcher Kulturalismus ist als ideologisches Moment der Alltagsbewusstseins in der Bun-

desrepublik m. E. gegenwärtig hoch einflussreich. 
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verwoben, und kann nur in einem kulturellen Netzwerk stabilisiert werden, 
das sowenig wie die Muttersprache selbst als ein privater Besitz angeeignet 
wird“. Ohne einen kulturellen Rahmen, der das individuelle Erleben und 
Handeln strukturiert, droht Berger zufolge „Orientierungsverlust im Alltags-
leben“ (ebd. 22) sowie ein umfassender Sinnverlust. Solche emphatischen 
Formulierungen tendieren zwar dazu, die Abhängigkeit der Individuen von 
kulturellen und sozialen Kontexten zu stark zu betonen und individuelle Ei-
genständigkeit und Eigensinnigkeit zu unterschätzen. Ganz analog zur Marx -
schen Kritik der Robinsonaden der frühbürgerlichen Philosophie kann vor 
diesem Hintergrund jedoch mit einiger theoretischer und empirischer Plausi-
bilität argumentiert werden, dass Individuen immer schon soziale Wesen 
sind, deren Erleben, Denken und Handeln auf sozial geteiltes und objekti-
viertes Wissen (Wahrnehmungs-, Deutungs-, Handlungs- und Bewertungsmus-
ter) verweist. Individuen verhalten sich so betrachtet als durch ihre gesell-
schaftlichen Lebensverhältnisse „bestimmte Individuen“ unter „bestimmten … 
von ihrer Willkür unabhängigen Schranken, Voraussetzungen und Bedingun-
gen“ (MEW 3: 25). Diese umfassen – so kann mit guten Gründen kulturso-
ziologisch gegen Varianten eines vulgären Materialismus eingewendet werden 
– nicht nur materielle, sondern auch kulturelle Voraussetzungen, Schranken 
und Bedingungen. Menschen sind demnach gerade dadurch charakterisiert, 
dass sie nicht einfach nur soziale, auf Kooperation angewiesene Wesen sind, 
sondern, so Tenbruck (1989: 15), sich als „Kulturwesen“ von höheren Tieren 
spezifisch dadurch unterscheiden, dass sie auf der Grundlage von Bedeutun-
gen handeln. Zahlreiche neuere Beiträge zur Sozial- und Gesellschaftstheorie 
akzentuieren in vergleichbarer Weise die Relevanz von Kulturen11 für das in-
dividuelle und kollektive Handeln und deklarieren das Scheitern von Versu-
chen, Kultur als gegenüber den materiellen Lebensbedingungen nachrangiges 
und aus diesen abzuleitendes Phänomen einzuordnen. So argumentiert Sah-
lins (1981: 235ff.) in seiner Kritik des historischen Materialismus, dass die 
möglichen ökonomischen Gebrauchsweisen von Objekten ebenso wenig kul-
turunabhängig festgelegt sind wie die Interessen und Zwecke, die durch rati-
onales Handeln von Individuen und Gruppen verwirklicht bzw. erreicht wer-
den sollen. Auch ökonomisches Handeln ist demnach immer kulturell situ-
iert – US-Amerikanern etwa kann man kein Pferdefleisch verkaufen, da sie 
dieses nicht als Nahrungsmittel wahrnehmen. Zwar ist der Möglichkeitsraum, 
innerhalb dessen Kulturen variieren, so fährt Sahlins fort, durch natürliche 
und ökonomische Bedingungen begrenzt. Zugleich aber stellt er fest: „Selbst 
unter sehr ähnlichen materiellen Bedingungen können die kulturellen Ord-

                                                            
11  Hier ist der Plural Kulturen wichtig; denn es gilt die Annahme zu vermeiden, dass Individu-

en notwendig auf eine singuläre Kultur angewiesen sind. Individualität und Identität bilden 
sich in Auseinandersetzung mit heterogenen kulturellen Bezugssystemen, nicht in einer Kultur. 
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nungen und Zweckbestimmungen ganz verschieden sein.“ (ebd. 237). Mit 
solchen Überlegungen wird in einer grundsätzlich schwer bestreitbaren Weise 
auf die Bedeutung von Kulturen als Rahmen verwiesen, auf die individuelles 
und kollektives Erleben und Handeln bezogen sind. Dass die Kultur moder-
ner westlicher Gesellschaften ihren Individuen dagegen ein Selbstverständnis 
anbietet – unabhängig zu sein von kulturellen Festlegungen und gemein-
schaftlichen Bindungen, rational handelnd, nutzenmaximierend – stellt in der 
von Sahlins etablierten Perspektive selbst noch einen Bestandteil dieser Kul-
tur dar und ist als solcher zu analysieren, wenn die Sozialwissenschaften eine 
unreflektierte Übernahme der Prämissen der Gesellschaft überwinden wollen, 
in der sie sich entwickelt haben. Entsprechend charakterisiert Taylor (1996: 
78) den auf „Unabhängigkeit pochenden Individualismus“ als hoch proble-
matisches Element der Kultur der Moderne. 
Vor dem bislang skizzierten, keineswegs unproblematischen (s.u.) Hinter-
grund können Ethnien als Kulturen betrachtet werden, die, wie andere Kultu-
ren auch (Religionen, Klassenkulturen, Jugendkulturen, Subkulturen), 
„‘Landkarten der Bedeutung‘, welche die Dinge für ihre Mitglieder verstehbar 
machen“ (Clarke u.a. 1981: 41) bereitstellen, und auf deren Grundlage soziale 
Gruppen „das Rohmaterial ihrer sozialen und materiellen Existenz bearbei-
ten“ (ebd. 40). Ethnien können in Anschluss an Max Webers klassischen De-
finitionsversuch (1922/1972: 237, vgl. Heckmann 1992: 56f., Müller 1993) als 
besondere Kulturen dadurch charakterisiert werden, dass sie  
a) sich durch Annahmen über eine gemeinsame Geschichte ihrer Angehöri-
gen definieren (und nicht, wie Klassen- und Jugendkulturen, durch Annahme 
über Gemeinsamkeiten der aktuellen Lebenssituation); 
b) in dieser gemeinsamen Geschichte vermeintlich begründete und als be-
wahrenswert erklärte kulturelle Muster der Lebensführung für sich als Unter-
scheidungsmerkmal beanspruchen (und nicht, wie Hochreligionen, als uni-
versell und zeitlos gültig verstandene Gewissheiten des Glaubens); 
c) die Zugehörigkeit der Individuen von Kriterien der Abstammung bzw. des 
langfristig bindenden Bekenntnisses zur beanspruchten Tradition abhängig 
machen (und nicht als jederzeit frei wählbar betrachten); 
d) sich von jeweiligen nationalstaatlichen Hochkulturen abgrenzen und deren 
Hegemonie in Frage stellen. 
In der hier bislang eingenommenen Perspektive besteht ersichtlich wenig An-
lass, die eigenständige Bedeutung und die Legitimität ethnischer Selbst- und 
Fremdzuordnungen in Frage zu stellen. Vielmehr lässt sich die Beobachtung 
ethnischer Phänomene zur Kritik eines Materialismus zuspitzen, der die Be-
deutung kultureller Unterscheidungen systematisch unterschätzt und bemüht 
ist, diese als bloßes Epiphänomen ökonomischer Strukturen darzustellen. 
Entsprechend fordert Brumlik (1990: 179) ein, anzuerkennen, dass „die Men-
schen sich nicht nur ihrer Bedürftigkeit nach, d.h. ihrer Stellung im materiel-
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len Reproduktionsprozess nach unterscheiden, sondern auch gemäß ihrer 
kollektiven Selbstdeutungen“, weshalb die Begriffe Kultur und Ethnizität von 
großer Bedeutung für das Verständnis und die Beschreibung der Differenzen 
zwischen sozialer Gruppen seien.12  
Dies ist zwar ganz generell nicht sinnvoll zu bestreiten. Dennoch aber ist mit 
einer solchen Positionsbestimmung die Frage nicht beantwortet, was Ethni-
sierung als spezifische Form der Konstruktion kollektiver Identitäten und i-
maginärer Gemeinschaften in modernen, funktional differenzierten, national-
staatlich verfassten Gesellschaften mit kapitalistisch-marktwirtschaftlicher 
Ökonomie veranlasst und ermöglicht. Denn moderne Gesellschaften sind 
kulturell pluralisierte, in denen Individuen gerade nicht einen singulären und 
umfassenden kulturellen Horizont, eine subjektiv als verbindlich erlebte kul-
turelle Zugehörigkeit vorfinden, sondern Gesellschaften, die heterogene kul-
turelle Kontexte ermöglichen, hervorbringen und kommunikativ erreichbar 
machen. Individuelle und kollektive Identitäten werden folglich in Auseinan-
dersetzungen mit Kulturen (im Plural!) entwickelt. „Zu handlungsfähigen 
Menschen, die im Stande sind, sich selbst zu begreifen und insofern auch ih-
re Identität zu bestimmen, werden wir, indem wir uns eine Vielfalt menschli-
cher Sprachen aneignen“, so fasst Taylor (1992: 21) treffend die eigenaktive 
Leistung der Aneignung und die Pluralität dafür relevanter Kontexte zusam-
men. Selbst- und Fremdfestlegungen auf einen begrenzten kulturellen Kon-
text sind deshalb als eine spezifische soziale Praxis zu analysieren, d. h. gera-
de nicht mehr als Ausdruck individuell oder kollektiv als unüberschreitbar 
und alternativlos erlebter Rahmungen verstehbar. 
 
Ethnisierung in der modernen Gesellschaft 

Die Irritationen, die Prozesse der Ethnisierung im sozialwissenschaftlichen 
und politischen Diskurs bewirkt haben, hängen, wie einleitend erwähnt, er-
sichtlich damit zusammen, dass diese Beschreibungen moderner Gesellschaf-
ten als solche ihrerseits Gesellschaften konterkarieren, die Individuen als 
„vereinzelte Einzelne“ (Marx) konstituieren, in dem sie die Individuen gerade 
nicht als Angehörige von Familien, Verwandtschaften, Gemeinschaften, Reli-
gionen usw., sondern eben als individuelle Träger der Ware Arbeitskraft, 
Konsumenten, Rechtssubjekte, Schüler, Patienten usw. vergesellschaften. So-
zialwissenschaftliche Theorien in den Traditionslinien von Marx, Weber, 
Durkheim, Simmel, Parsons und Elias stimmen bei allen sonstigen Unter-
schieden in der Annahme überein, dass moderne bzw. kapitalistische Gesell-
schaften sich gerade dadurch von vormodernen unterscheiden, dass sie für 

                                                            
12  Auf die politische Debatte über das Verhältnis von Individual- und Gruppenrechten kann 

hier nicht eingegangen werden; s. dazu zusammenfassend Ostendorf 1999 sowie Kymlika 
1999 und die Beiträge in Taylor 1992. 
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den gesellschaftlichen Reproduktionsprozess zentrale Leistungen in gegen-
über dem Willen und Bewusstsein der Individuen sowie gegenüber Familien, 
Haushalten, Verwandtschaften usw. verselbständigten Teilsystemen und Or-
ganisationen erbringen. Diese basieren nicht auf einem tradierten und ein-
heitlichen kulturellen Muster, sondern lösen sich davon kulturellen Vorgaben 
ab und bilden, in der Sprache der Systemtheorie formuliert, je eigene Codes 
und Programme aus. Individuen sind damit veranlasst, sich in ihrer Lebens-
führung an den Bedingungen der jeweiligen Teilsysteme und Organisationen 
auszurichten, die nach je funktionsspezifischen Gesetzmäßigkeiten operieren 
und für die angenommen wird, dass in ihren „kulturell gesehen vorgängigen 
Differenzen“ zwischen sozialen Gruppen „… längst keine konstitutive Bedeu-
tung mehr“ zukommt (Bukow/Llaryora 1988: 20). Religiöse Überzeugungen 
und familiale Lebensführung sind demnach keine primären Kriterien für die 
Einstellung von Arbeitskräften oder die Zulassung zu Studiengängen, Kon-
sumenten wird nicht abverlangt zu erklären, welche Bedeutung eine Ware für 
sie hat, der Verweis auf Traditionen rechtfertigt es vor Gericht nicht, wenn 
Gesetze gebrochen werden. Auf Grund der „endogenen Belanglosigkeit“ 
(ebd.) vorgängiger kultureller Differenzen in den zentralen Funktionsberei-
chen der modernen Gesellschaft, von sozialer und regionaler Mobilität sowie 
der fortschreitenden Durchdringungen aller Lebensbereiche durch ökonomi-
sche und rechtliche Prinzipien rechnen Modernisierungstheorien damit, dass 
lokale Bornierungen aufgebrochen werden und sich die Bande lockern, „die 
das Individuum an die Familie, die Heimat, an die Traditionen, die ihm die 
Vergangenheit vererbt hat und an die Kollektivgebräuche binden“, wie Durk-
heim (1977/1930: 441) als einer der Väter der von Ulrich Beck popularisier-
ten Individualisierungsthese formuliert.  
Vor diesem Hintergrund sowie unter Berücksichtigung der umfassenden nati-
onalstaatlichen Bemühungen um eine kulturelle Homogenisierung der Be-
völkerung mittels staatlicher Erziehung (s. dazu Gellner 1995) betrachtet, stel-
len ethnische und sonstige teilkulturelle Orientierung, gesellschaftsstrukturell 
irrelevante Phänomene dar. Entsprechend wendet Lenhardt gegen die theore-
tische Beanspruchung von Ethnizität als eigenständigem Bezugspunkt sozia-
len Handelns und kollektiver Identitätsbildung ein: 
„Der Begriff der kulturellen Identität gehört genauso zur Tradition ‚phantasieloser Einbildungen 
des 18. Jahrhunderts – Robisonaden‘ wie ‚die vereinzelten Jäger und Fischer‘ Ricardos und 
Smiths, über die Marx spottete.“ (1990: 194). 

Zwar gibt es Lenhardt zufolge durchaus „Sitten und Gebräuche, in denen 
sich Ausländer von Deutschen unterscheiden“ (ebd. 197), diese seien aber 
„nur in Lebensbereichen, die die moderne Gesellschaft als Privat- oder Intim-
sphäre konstituiert“ (ebd.), handlungsbestimmend. Damit ist ein einflussrei-
ches Argument (s. auch Radtke 1991) formuliert, mit dem Theorien der 
Ethnizität unter die Vorgabe gestellt werden, ethnisierende Deutungen sozia-
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len Handelns auch dann, wenn sie scheinbar empirisch evident sind, nicht als 
abschließende Erklärungen zu akzeptieren, sondern selbst als ein Explandum 
zu begreifen. Das klassische Vorbild sozialwissenschaftlicher Analysen, die 
beanspruchen, Ethnisierung als erklärungsbedürftige Form der Auseinander-
setzung von sozialen Gruppen mit den spezifischen Bedingungen der mo-
dernen Gesellschaft aufschlüsseln zu können (s. dazu insbesondere Bader 
1995; Heckmann 1992) stellen Max Webers Betrachtungen dar. 
 
Max Webers Theorie der Ethnisierung 

Die neuerliche Aufmerksamkeit für Prozesse der Selbst- und Fremdethnisie-
rung ist in Einwanderungsgesellschaften wie der Bundesrepublik vor allem ei-
ne Folge des Scheiterns der Erwartung, dass Einwanderer sich allmählich in-
tegrieren und assimilieren, d.h. sich als Individuen von Traditionen und Bin-
dungen distanzieren und damit in unauffällige, der dominanten Kultur ange-
passte Bevölkerungsmitglieder verwandeln würden. Dass dies de facto bislang 
nicht umfassend geschehen ist, sondern dass einige Teilgruppen von Einwan-
derern als Minderheiten in Erscheinung treten, die kulturelle Eigenständigkeit 
für sich beanspruchen bzw. denen spezifische Merkmale einer eigenständigen 
Kultur zugeschrieben werden und die ethnische Nischenökonomien entwi-
ckeln, ist zweifellos keine unmittelbare Folge vorgängiger kultureller Unter-
schiede zwischen Einheimischen und Migranten. Die Herausbildung ethni-
scher Minderheiten in der jeweiligen Aufnahmegesellschaft ist vielmehr, wie 
die Migrationsforschung wiederkehrend gezeigt hat (s. etwa Bommes/Scherr 
1991, Esser 1980, Heckmann 1992, Pries 1998) nur unter Berücksichtigung 
der dort vorgefundenen Bedingungen verständlich, d.h. als eine Reaktion auf 
Erfahrungen ökonomischer, politischer und rechtlicher Ungleichbehandlung 
sowie sozialräumlicher Segregation. Einen Beleg für diese Behauptung stellt 
die empirisch vielfältig belegbare Beobachtung dar, dass 
„Migranten im Ankunftsland eine ethnische Identität entwickeln, die nicht einfach die Kultur-
muster der Herkunftsgesellschaft mechanisch reproduziert, sondern vor dem Hintergrund der 
Migrationserfahrungen gemeinschaftsstiftende symbolische Vorstellungen (re-)konstruiert“ (Pries 1999: 71). 

Ganz generell ist diesbezüglich anzunehmen, dass die Prozesse der Tradie-
rung kultureller Muster keineswegs schlicht Effekt einer immanenten Stabili-
tät von Normen, Werten, Glaubensgewissheiten, Gewohnheiten usw. sind, 
sondern dass jeweils zu klären ist, ob und wie Individuen, Familien und sozi-
ale Gruppen in Auseinandersetzung mit ihrer jeweiligen Lebenssituation auf 
Traditionen zurückgreifen oder diese verwerfen, sich mit bestimmten kultu-
rellen Mustern identifizieren oder sich von diesen distanzieren. Dies hängt 
damit zusammen, dass kulturelle Zuordnungen, ersichtlich anders als Klassen-
lagen, prinzipiell durch individuelle Entscheidungen gewählt und verlassen 
werden können. Insofern ist es nicht plausibel, analog zum „stummen Zwang 
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der ökonomischen Verhältnisse“ einen stummen Zwang von individuellen 
Entscheidungen nicht verfügbaren kulturellen Bedingungen anzunehmen. 
Hieran scheitert die Gleichsetzung von Klasse, Geschlecht und Ethnizität als 
gleichrangige Strukturkategorien. Entsprechend werden Phänomene der 
Selbst- und Fremdethnisierung seit Max Weber als erklärungsbedürftige Reak-
tionen auf selbst nicht ursächlich durch kulturelle Differenzen bedingte Un-
terschiede der Lebensbedingungen betrachtet. Weber (1972/ 1922) themati-
siert ethnische Gemeinschaftsbeziehungen sowohl im Kontext seiner Wirt-
schaftssoziologie (ebd. 234ff.) als auch im Rahmen seiner Soziologie politi-
scher Gemeinschaften (ebd. 536f.). Er legt eine begriffskritische Reflexion vor, 
die den „Stammesverwandtschaftsglauben“, den „subjektiven Glauben an eine 
Abstammungsgemeinschaft“ als ein „die Vergemeinschaftung erleichterndes 
Moment“ (ebd. 237) betrachtet, der gewöhnlich jedoch nur dann sozial be-
deutsam wird, wenn „wirklich starke Differenzen der ökonomischen Lebens-
führung“ (ebd. 239) oder „politisch gemeinsame Schicksale“ (ebd. 241) vor-
liegen, die dem Glauben an die Bedeutsamkeit gemeinsamer Abstammung 
Plausibilität verleihen. Darüber hinaus gewinnen ethnische Unterschiede 
dann Relevanz, wenn in der Folge von Migrationen „bisher dauernd oder 
doch zeitweise weit voneinander getrennt lebende und daher an sehr hetero-
gene Bedingungen angepasste Menschengruppen in unmittelbare Nachbar-
schaft miteinander“ (ebd. 240) geraten.  
Ethnizität ist so betrachtet keine selbstverständlich gegebene soziale Tatsache, 
sondern basiert auf Prozessen der Ethnisierung, die soziale Konstruktionspro-
zesse sind, in denen der Glauben an eine gemeinsame Abstammung, Ge-
schichte und Kultur entwickelt und durchgesetzt wird (vgl. Scherr 1999). 
Ethnien stellen folglich durch Akte der Sinnsetzung erst geschaffene Tatsa-
chen dar, sie sind Produkt einer zugrundeliegenden kulturellen Praxis, die 
den subjektiven Glauben an entsprechende Gemeinsamkeiten hervorbringt. 
Solche Konstruktionsprozesse sind prinzipiell jederzeit möglich. Wahrschein-
lich sind sie jedoch nur unter Bedingungen einer aktuellen Gemeinsamkeit 
geteilter Lebensbedingungen, die der Behauptung vorgängiger Gemeinsamkei-
ten und ihrer Relevanz für die aktuelle Situation Plausibilität verleiht. Mit 
Weber können vor diesem Hintergrund zumindest drei Formen von Ethni-
sierung unterschieden werden: (a) Ethnisierung als Reaktion auf die Erfah-
rung ökonomischer Ungleichbehandlung, (b) Ethnisierung als Reaktion auf 
politische Diskriminierung sowie (c) Ethnisierung in Folge sozialräumlicher 
Konzentration von Einwanderergruppen. Entsprechend betont Weber die 
Heterogenität der Formen des „‘ethnisch‘ bedingten Gemeinschaftshandelns“, 
die jede sozialwissenschaftliche Betrachtung „sorgsam zu scheiden hätte“ und 
kennzeichnet „ethnisch“ als einen „Sammelname(n)“, der „für jede exakte 
Untersuchung ganz unbrauchbar“ ist (ebd. 241f.). Von Weber hätten die So-
zialwissenschaften also nicht nur Aufmerksamkeit für die potenzielle Bedeut-
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samkeit ethnischer Formen der Vergemeinschaftung lernen können, sondern 
auch begriffskritische Sensibilität. Mit Weber ist Ethnisierung als eine Form 
der Vergemeinschaftung zu betrachten, die auf unterscheidbare Bedingungen 
reagiert, unterschiedliche Ausprägungen annimmt und die als soziale Herstel-
lungsleistung, als Entwicklung und Etablierung des subjektiven Glaubens so-
zialer Gruppen an die immer schon gegebene Gemeinsamkeit der geteilten 
Geschichte und Kultur, zu analysieren ist. Darüber hinaus zeigt bereits Weber 
den Zusammenhang von sozialer „Deklassierung“ (ebd. 239), dem Bedürfnis 
nach sozialer Anerkennung („Ehre“) sowie Selbst- und Fremdethnisierung 
auf. Er argumentiert bezogen auf Rassenkonflikte in den Südstaaten der USA, 
dass ethnisches Überlegenheitsbewusstsein gegenüber den Afroamerikanern 
für den „poor white trash“ (ebd. 239), die lohnabhängigen und armen Wei-
ßen, gerade deshalb attraktiv war, weil sie so ihre ökonomische Benachteili-
gung und soziale Degradierung durch ein kulturelles Überlegenheitsbewusst-
sein kompensieren konnten.  
Max Weber stellt im Kern alle Argumente bereit, die aktuelle Theorien ethni-
scher Konflikte und Segregationen bei der Kritik eines naiven Kulturalismus 
beanspruchen, und er vermeidet die naturalisierende Annahme einer primor-
dialen, sozialen Auseinandersetzungen vorgängigen Existenz ethnischer 
Gruppen (vgl. Rex 1990: 146ff.). Dass ethnisch-kulturelle Konflikte in der Re-
gel dann entstehen, wenn „mindestens zwei verschiedene Ethnien einander 
im Raum begegnen, wenn sie in diesem Raum um kulturelle Hegemonie 
konkurrieren“, wenn „zwischen ihnen ein Machtgefälle besteht“ sowie wenn 
„politische Rechte verweigert, Subordination verlangt oder komplette Aus-
grenzungen aus dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt (…) vorgenommen wer-
den“ (Dangschat 1998: 21) – nicht nur das kann man im Prinzip seit Weber 
wissen. Mit Weber kann auch davon ausgegangen werden, dass die Bildung 
von Ethnien als sozial bedeutsame Bezugsgrößen der Selbst- und Fremd-
wahrnehmung sowie des gemeinsamen Handelns selbst noch als Resultat so-
zialer Auseinandersetzung zu analysieren ist, und nicht als vorauszusetzende 
Bedingung dieser zu postulieren ist (s. dazu auch Elias/ Scotson 1993). 
 
Und wie weiter? 

Sozialwissenschaftliche Analysen sind aufgefordert, gegen die theoretisch nai-
ve Postulierung ethnischer Zugehörigkeiten und Unterschiede sowie deren 
Beanspruchung als vermeintlich selbstevidente Ursachen sozialen Handelns 
jeweils zu klären, was Prozesse der Selbst- und Fremdethnisierung als indivi-
duelle bzw. kollektive Praktiken unter den Bedingungen der modernen Ge-
sellschaft veranlasst. Dazu ist es erforderlich, nicht die selbstverständliche 
und universelle Gültigkeit eines auf Unabhängigkeit pochenden Individua-
lismus der vereinzelten Einzelnen zu unterstellen, sondern anzuerkennen, 
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dass Individuen und soziale Gruppen ihr Selbst- und Weltverständnis not-
wendig in Auseinandersetzungen mit vorgegebenen ökonomischen, politi-
schen und rechtlichen Bedingungen, aber auch mit vorgefundenen Kulturen 
entwickeln, sich mit diesen identifizieren und von ihnen distanzieren sowie 
kreative Umwandlungen vornehmen können. Als ein zentraler Anlass für 
Ethnisierungsprozesse sind diesbezüglich Erfahrungen der Diskriminierung 
erkennbar, die an vorgängige Unterschiede der Staatsangehörigkeit sowie tat-
sächliche oder zugeschriebene kulturelle Merkmale anknüpfen und dadurch 
dem Glauben an die Relevanz der gemeinsamen Geschichte und Kultur Plau-
sibilität verleihen. Zu wenig diskutiert ist jedoch bislang die Frage nach den 
Bedingungen, Gründen und Formen von Ethnisierung als aktive und bewuss-
te Verweigerung gegenüber den Zumutungen einer an den Bedingungen des 
modernen Kapitalismus ausgerichteten Lebensführung. Im skizzierten Span-
nungsverhältnis zwischen kulturalistischen Sichtweisen einerseits und dem 
generellen Bestreiten der Relevanz kultureller Bezugsysteme anderseits sind 
differenzierende Untersuchungen geboten. Sie sollten sich zu normativen 
und politischen Zumutungen distanziert verhalten. Formen der Ethnisierung 
sind als uneinheitliche soziale Praxen in den Blick zu nehmen, deren Sinn für 
die Beteiligten jeweils kontextbezogen aufzuschlüsseln ist, was genaue sozio-
logische, ökonomische, politik- und kulturwissenschaftliche Betrachtungen 
erfordert. 
Zygmunt Bauman (1999: 63) hat in seiner Kritik kulturrassistischer Ideologie 
kürzlich vehement dafür plädiert, „das Recht, die eigene Identität zu wählen, 
als die einzige universelle Gemeinsamkeit aller Bürger/Menschen“ anzuer-
kennen. Er hat dort zugleich darauf hingewiesen, dass nicht nur Einkom-
mens- und Vermögensverhältnisse, Lebenserwartung und Lebensbedingungen 
zunehmend polarisiert werden, sondern auch die Erreichbarkeit des „Rechts 
auf Individualität“. Chancen der Selbstbestimmung im Verhältnis zu sozialen 
Zugehörigkeiten sowie ethnischen und kulturellen Zuordnungen sind so be-
trachtet sozial hoch voraussetzungsvoll und gesellschaftlich ungleich verteilt. 
Gesellschaftstheorie und Ungleichheitsforschung sollten folglich berücksich-
tigen, dass soziale Ungleichheiten nicht nur Differenzen der materiellen Le-
bensbedingungen umfassen, sondern auch die Zuweisung ungleicher Chan-
cen zu einer bewussten, reflektierenden Auseinandersetzung mit den Zwän-
gen, Gewissheiten und Traditionen sozialer Milieus und sich ethnisch defi-
nierender Gemeinschaften. Vor diesem Hintergrund ist auch die Frage auf-
zuwerfen, welches die Bedingungen und Chancen einer Einwanderungs-, 
Wirtschaft, Sozial- und Bildungspolitik sind, die ethnische und kulturelle Dif-
ferenzen respektiert, aber Individuen zugleich dazu befähigt, sich selbst und 
die soziale Wirklichkeit kritisch-reflektierend zu begreifen, also dazu beiträgt, 
dass ethnische und sonstige Bornierungen aufgebrochen werden können. 
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Arbeitskonferenz der PROKLA 
Dezember 2000 im Haus Villigst bei Schwerte 

 
Einmal im Jahr veranstaltet die PROKLA gemeinsam mit dem Bildungswerk der 
Humanistischen Union Nordrhein-Westfalen eine Konferenz zu einem der 
Schwerpunktthemen der PROKLA. Die Leser und Leserinnen der PROKLA haben 
dabei die Möglichkeit mit AutorInnen und RedakteurInnen über das jeweilige 
Thema und über die Publikationspolitik der PROKLA zu diskutieren. In diesem 
Jahr wird das Thema von PROKLA 120 Gerechtigkeit im Mittelpunkt der Konfe-
renz stehen. Ein detailliertes Tagungsprogramm wird auf Website der PROKLA 
(www.prokla.de) veröffentlicht werden. Das Programm kann man auch über das 
Bildungswerk der Humanistischen Union NRW, Kronprinzenstr.15, 45128 Essen 
erhalten, wo auch die Anmeldung zur Tagung erfolgt. 
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Ethnisierung oder Internationalisierung? 
Ethnische Ökonomien als Schnittpunkte von  
Migrationssystem und Arbeitsmarkt in Berlin 

 
 
In fast allen westlichen Industrieländern haben sich am Ende des 20. Jahr-
hunderts, das gerne auch als das Jahrhundert der Migration tituliert wird 
(Castles/Miller 1993), Formen der ethnischen Strukturierung des Arbeits-
marktes herausgebildet. Je nach dem, welche Zuwanderungspolitik die ver-
schiedenen Länder verfolgen und entlang welcher Kriterien der Arbeitsmarkt 
strukturiert ist (etwa: Alter, Geschlecht, Qualifikation), haben sich im Laufe 
der Zeit die verschiedenen Zuwanderungsgruppen eigene Positionen auf dem 
Arbeitsmarkt erarbeitet (Hillmann 1997, Santel 1999). In Ländern, die ten-
denziell Zuwanderung begrüßen und die eher eine marktorientierte Laisser-
faire Politik vertreten, haben sich in der Regel starke ethnische Ökonomien 
etabliert, und Minoritäten haben Vermittlungsfunktionen eingenommen. In 
Ländern ohne eine explizite Zuwanderungstradition und einer stark an Rota-
tion gebundenen Migration haben die bestehenden ethnischen Ökonomien 
eine andere Genese. Hier sind sie oftmals trotz – statt durch – fehlender poli-
tischer Regulierung entstanden (Fassmann 1997). Gerade im Falle Deutsch-
lands, wo der Arbeitsmarkt stark reguliert ist, sind die Zuwanderer aus ver-
schiedenen Gründen in ihrem Arbeitsmarktzugang eingeschränkt und institu-
tionell wenig präsent (Bommes 1999). Zugleich sind die Übergänge zwischen 
dem formellen und dem informellen Arbeitsmarktsegment, verglichen mit 
anderen europäischen Ländern, für Zuwanderer wenig durchlässig. So besteht 
in Deutschland einerseits eine ethnische Strukturierung sowohl des formellen 
als auch des informellen Arbeitsmarktsegmentes, andererseits bestehen ethni-
sche Ökonomien, wie sie auch in anderen westlichen Industriestaaten zu be-
obachten sind. Der vorliegende Aufsatz verfolgt eine dreifache Zielsetzung: 
erstens wird der international definierte und in Deutschland ambivalent ge-
handhabte Begriff der ethnischen Ökonomie theoretisch erschlossen; zwei-
tens stellt sich die Frage nach der Positionierung der ethnischen Ökonomien 
in Deutschland und nach der Ethnisierung bzw. Internationalisierung von 
Arbeitsmärkten. Wo fällt Ethnisierung von Arbeitsmarktsegmenten mit Aus-
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grenzung zusammen? Drittens wird am regionalen Beispiel Berlin die quanti-
tative und qualitative Dynamik der türkischen ethnischen Ökonomie disku-
tiert. Hier argumentiere ich, dass die ethnischen Ökonomien quasi als Dreh-
türen zwischen formellen und informellen Arbeitsmarktsegmenten ge-
schlechtsspezifisch filtern. 
 
Ethnische Ökonomien – Begriff und theoretische Zuordnung 

Die US-amerikanische Diskussion 

Prominentestes Beispiel für die Existenz und Genese von ethnischen Öko-
nomien sind die USA mit ihrer großen Vielfalt an immigrant minorities. Ein 
großer Teil der heute häufig zitierten, theoretischen Literatur stammt eben-
falls von dort. Den Ausgangspunkt der aktuellen Debatte zur Relevanz und 
Morphologie der ethnischen Ökonomien stellte die ethnische Mobilisierung 
in den USA in den 60er Jahren dar – bis dahin dominierte in der Soziologie 
die Parsonsche Vorstellung von Modernität und Assimilation den Diskurs 
über race und ethnic relations. In der konventionellen soziologischen Theo-
rie ging man davon aus, dass sich die „traditionellen“ Gesellschaften, die sich 
auf partikulare Identitäten wie Verwandtschaft, Religion, Kastenzugehörigkeit 
und Ethnizität gründeten, nach und nach in „moderne“ Gesellschaften ver-
wandeln würden, in denen rationale Individuen ungeachtet eben jener parti-
kularen Identitäten interagieren. Die ethnischen Mobilisierungen, die jedoch 
gerade mit der Betonung partikularer Identitäten einhergingen, stellten diese 
Überzeugung in Frage. In den USA, wo die Nationenbildung mittels der I-
deologie des „melting pot“ (Schmelztiegels) konzeptualisiert wurde, irritierten 
die Rassenunruhen der 60er Jahre diese Auffassung und rückten die Frage 
nach den race-relations wieder ins Zentrum der Soziologie. Die besondere 
Betonung kultureller Variablen durch ethnische Minderheiten1 und deren 
Prädisposition zu bestimmten Gewerbetypen wurde durch die Denkfigur der 
middleman minorities in den soziologischen Diskurs eingeführt (vgl. Bona-
cich 1973); in der Tradition der Sozialökologie wurde das humanökologische 
Modell der Sukzession auf die „schwarzen“ Gewerbetreibenden appliziert 
(vgl. Aldrich und Reiss 1976); kulturell geprägte Kreditrotationssysteme wur-
den erstmals thematisiert und zur Erklärung des Erfolg bestimmter Ethnien 
bzw. des Misserfolg der „Schwarzen“ herangezogen (Light 1972). Abgelöst 
wurden diese Ansätze durch die Arbeiten zu den ethnischen Enklaven („eth-
nic enclaves“), die eine ethnic enclave economy als Ort definierten, an dem 
ein signifikanter Anteil der zugewanderten Arbeitskräfte in Unternehmen ar-

                                                            
1 Bonacich, die Mutter dieses Forschungszweiges, bezieht sich in ihrer Analyse auf die Juden 

in Europa und die Chinesen in Südostasien. Vgl. auch die zusammenfassende Darstellung 
der amerikanischen Forschungsliteratur bei Hillmann 1997. 
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men arbeiteten, die Eigentum anderer Immigranten waren (Portes 1981). 
Ethnische Nischen („ethnic niches“) wurden als rationale Antwort der Im-
migranten auf reduzierte Arbeitsmarktzugänge interpretiert (Waldinger 1996). 
Inzwischen lassen sich tendenziell eine optimistische und eine pessimistische 
Interpretationslinie der „ethnischen Ökonomien“ sowie der „immigrant eco-
nomies“ differenzieren. Erstere betont die Chancen, die die ethnischen Öko-
nomien für die neu ankommenden Migranten in den Arbeitsmarkt hinein 
darstellen; im günstigsten Falle wirken sie als Katalysator und bilden gleich-
falls ein Vehikel für den beruflichen Aufstieg. Diese Ansätze suggerieren Soli-
darität der sozialen Netzwerke, die wiederum Grundlage der ethnischen Ö-
konomie sind. Die zweite, pessimistischere Interpretationslinie akzentuiert die 
häufig ausbeuterischen Bedingungen der ethnischen Ökonomie und stellt ei-
ne gegebene ethnische Solidarität in Frage. Die Nähe der Immigrant econo-
mies zur informellen Wirtschaft wird hier immer wieder herausgestellt (vgl. 
Sassen 1991, Gilbertson 1995, Bonacich 1988). In diesem Forschungsstrang 
erhalten die institutionellen Bedingungen, in denen die Migranten und 
Migrantinnen sich verorten müssen, ein starkes Gewicht. Auch die Problema-
tisierung der häufig informellen Beschäftigungsverhältnisse bzw. der irreguläre 
Aufenthaltsstatus der Zuwander(innen) ist typisch für diese Forschungsrich-
tung. 
Gleichwohl steht eine einheitliche Definition dessen, was mit „ethnischem 
Gewerbe“ bezeichnet wird, noch aus. In der aktuellen, überwiegend englisch-
sprachigen Literatur wird als „ethnische Ökonomie“ in der Regel ein be-
stimmter Typus von räumlichen Cluster ethnischer, d.h. einer nicht-einheimi-
schen Bevölkerungsgruppe zugehöriger Unternehmen verstanden. Insbeson-
dere vier Merkmale charakterisieren diese Unternehmen. Erstens wird in der 
Literatur deren horizontale und vertikale Vernetzung betont, zweitens wird 
davon ausgegangen, dass diese Unternehmen vorrangig auf Arbeitskräfte und 
Zulieferer der gleichen ethnischen Gruppe zurückgreifen, welche drittens ins-
besondere die jeweilige ethnische ‚Community’ als Zielgruppe ansprechen. 
Als viertes Merkmal wird in der Literatur die kontinuierliche Mitarbeit von 
Familienangehörigen hervorgehoben (Hillmann 1998). 
 
Die europäische Diskussion 

Anders als in den angelsächsischen Ländern, wo der Mythos des „self-made 
man“ gesellschaftlich positiv konnotiert ist, wird die berufliche Selbstständig-
keit von Immigranten in den europäischen Ländern in der Regel als Ausweg 
aus einem für sie versperrten Arbeitsmarkt bewertet. In der europäischen For-
schung zu ethnischem Unternehmertum rücken informelle Praktiken und in-
stitutionelle Rahmenbedingungen daher schnell ins Zentrum des Interesses. 
Das ethnische Unternehmertum, das sich in vielen europäischen Ländern 
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auch auf den informellen Sektor des Arbeitsmarktes2 bezieht, wird somit häu-
fig in engem Zusammenhang mit Ausgrenzung und Prozessen sozialer Exklu-
sion der Zuwanderer diskutiert (Samers 1998). In der Tat erfolgt die Positio-
nierung der Zuwanderer bzw. Minderheiten in Europa innerhalb verhältnis-
mäßig stark regulierter Arbeitsmärkte und erfolgt überwiegend in den unatt-
raktivsten Bereichen und an den Rändern des formellen Segmentes. Damit 
sind die Zuwanderer den Schwankungen und Veränderungen auf dem Ar-
beitsmarkt generell eher ausgesetzt als die einheimische Bevölkerung; ihre 
Verbindung mit dem informellen Sektor und mit informellen Praktiken 
scheint nahe liegend – auch der amerikanische Traum des „vom-Teller-
wäscher-zum-Millionär“ lässt sich auf Grund der starken Regulation schwer-
lich umsetzen. Zeitgleiches Anwachsen von informellen Ökonomien (Mingi-
one 1999) und das Wiedererstarken von sweatshops in arbeitsintensiven In-
dustrien weisen zusätzlich auf eine Trendwende bezüglich der Arbeitsorgani-
sation im postindustriellen Europa hin und zeigen eine Regionalisierung der 
Produktion an, bei der Migranten und Migrantinnen besonders betroffen 
sind (Anderson 1999, Raes 2000). 
Die Marginalisierung und die Ausgrenzung von Migranten und Migrantin-
nen vom formellen Arbeitsmarkt führt zu einer Belebung derjenigen (i.d.R. 
informellen) Arbeitsmarktbereiche, die ein geringes Startkapital erfordern, die 
arbeitsintensiv sind und gleichzeitig extremer Preiskonkurrenz ausgesetzt sind 
(Wilpert 1998, Reyneri 1998). Die ethnische Besetzung solcher Teilarbeits-
märkte wird eher als ökonomisches Unterschichtungsphänomen interpretiert 
denn als kulturalistisch geprägte Beziehung zwischen bestimmten Ethnien 
und Arbeitspräferenzen (Häußermann und Oswald 1997). Neuere, internati-
onal komparative Ansätze betonen zudem die Einbettung der ethnischen 
Ökonomien in den städtischen, bzw. den nationalen Kontext. Sie unterstrei-
chen damit die institutionelle Prägung des ethnischen Gewerbes in Europa 
und stellen kulturelle Einflüsse in den Hintergrund. Dies kann als Versuch 
gewertet werden, die starken Unterschiede im ethnischen Gewerbe zwischen 

                                                            
2 Eine Unterscheidung in ein formelles und ein informelles Arbeitsmarktsegment suggeriert, 

dass es sich um zwei getrennte Bereiche des Arbeitsmarktes handelt und dass eine scharfe 
Trennungslinie zwischen diesen verläuft. Dies verstellt den Blick auf die Interdependenzen 
zwischen diesen beiden Bereichen und verkennt die zentrale Bedeutung der Übergänge zwi-
schen ihnen gerade für die Migrationsforschung (vgl. Rath 1999). Dennoch ist diese Unter-
scheidung als heuristisches Instrument in der Arbeitsmarktforschung valide und wird daher 
in diesem Aufsatz als Negativdefinition, d.h. als Form der Wertschöpfung, die nicht der 
formellen Wirtschaft zugerechnet wird, definiert. Innerhalb der informellen Wirtschaft wer-
den legale Güter und Dienstleistungen (ohne Einbettung in das Sozialversicherungssystem) 
hergestellt, die sich auch im formellen Segment finden. Statistisch und steuerlich entzieht 
sich der informelle Arbeitsmarkt seiner Erfassung. Er ist jedoch, anders als die Schattenwirt-
schaft, nicht mit illegalen Praktiken verknüpft. In dieser Definition werden semi-formelle 
„Jobs“, wie z.B. die 630-Mark-Jobs als informell aufgefasst, da sie außerhalb des Normalar-
beitsverhältnisses angesiedelt sind. 
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den verschiedenen europäischen Städten zu erklären und theoretisch einzu-
ordnen. Ethnisches Unternehmertum wird als kontextuell gebunden in im-
migrant regimes analysiert; der Fokus liegt auf der sozioökonomischen Ein-
bindung der ethnischen Unternehmer, nicht auf individuellen Unternehmen. 
In Anlehnung an Esping-Andersons drei Welten des Kapitalismus entwickelt 
sich die europäische Debatte in die Richtung von immigrant regimes und 
mixed embeddedness, die entscheidende Faktoren der Strukturierung ethni-
schen Unternehmertums in den europäischen Ländern sind (Kloosterman 
und Rath, demnächst, Kloosterman 2000). Eine dezidierte Abkopplung der 
europäischen Debatte von ihrem US-amerikanischen Pendant kann als For-
schungstrend der späten 90er Jahre identifiziert werden. 
In der deutschen Debatte3, die aktuell durch die Einmischung von Verbän-
den und Behörden mehr geprägt ist als durch wissenschaftliche Unterschun-
gen, wird meist die sehr einfache allgemeine Definition der ethnischen Öko-
nomien verwendet: „Alles was von Ausländern als Selbstständigkeit betrieben 
wird“, wobei der Begriff „Ausländer“ in unterschiedlichem Sinne benutzt 
wird: für die Behörden handelt es sich um einen festgelegten statistischen Be-
griff, der sich allein auf die Staatsangehörigkeit und das Merkmal „nicht-
deutsch“ bezieht; für die Öffentlichkeit und für die Lobbyisten der ethni-
schen Ökonomie sind alle nach Deutschland zugewanderten Selbstständigen 
Teil des „ethnischen Gewerbes“, auch wenn sie inzwischen einen deutschen 
Pass besitzen. Diese Ambivalenz spiegelt sich auch in dem vorliegenden Bei-
trag. Hier beziehen sich die Angaben zur ethnischen Strukturierung des Ar-
beitsmarktes auf die rechtliche Definition „des Ausländers“, die Ausführun-
gen zu den ethnischen Ökonomien beziehen sich auf die in Deutschland, 
bzw. Berlin, lebenden ethnischen Minderheiten. Solche Widersprüchlichkei-
ten sind Teil der politisch und emotional stark besetzten Debatte um die 
„Ausländerproblematik“ und sollten als solche verstanden werden; vorerst 
bleibt der Forschung die Aufgabe überlassen, auf sie hinzuweisen und mit 
ihnen umzugehen. 
 
Migrationssystem und städtische Arbeitsmärkte 

Um das Zusammenspiel von Migrationssystem4 und städtischem Arbeits-
markt in Deutschland zu begreifen und somit die Positionierung der ethni-

                                                            
3 Zum Forschungsstand in der Soziologie siehe H. Häußermann und I. Oswald (Hg.) 1997. 
4 Ein Migrationssystem wird definiert als eine besondere Kombination von Migrationstypen 

zwischen Herkunfts- und Zielländern, die sich über einen bestimmten Zeitraum hinweg 
entwickelt haben. Es umfasst die Regelungen, die die Migrationen leiten und die institutio-
nalisierten Reaktionen auf die Zuwanderung. Es umfasst sowohl die rechtlichen Regulierun-
gen über Aufenthaltsdauer, z.B. in Form von Visapolitiken, Zuwanderungstypen (z.B. Fami-
liennachzug, Asylsuchende auf Fall-zu-Fall-Basis), Arbeitsmarktpositionierung und Einbürge-
rung (vgl. Sopemi 1998). 
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schen Ökonomien hierin zu verstehen, ist es hilfreich, sich die verschiedenen 
Phasen der Zuwanderung nach Deutschland zu vergegenwärtigen. Grob zu-
sammengefasst und ohne den verschiedenen Zuwanderungsgruppen ganz ge-
recht zu werden, verliefen die Migrationsbewegungen nach dem Zweiten 
Weltkrieg in vier Abschnitten. Sie hatten jeweils unterschiedliche Implikatio-
nen für den Arbeitsmarkt.  
Charakteristisch für die alte Bundesrepublik waren erstens die Flüchtlings-
wanderungen nach dem zweiten Weltkrieg und zweitens die erfolgten Zu-
wanderungen auf Grund der Anwerbepolitiken5; gefolgt von einer Phase der 
Familienzusammenführung bzw. Rückkehranreizpolitiken. Die Zuwande-
rungsgeschichte der DDR unterscheidet sich hiervon grundsätzlich. Bis zum 
Schluss blieb sie ein reines Instrument der einheimischen Arbeitsmarktregula-
tion. Die wenigen vorliegenden Daten6 zeigen, dass die größten Zuwande-
rungsgruppen aus Vietnam, Polen, Mozambik und der Sowjetunion (hier: 
sowjetische Streitkräfte) kamen. Nimmt man eine Positionierung dieser Zu-
wanderungsgruppen auf dem deutschen Arbeitsmarkt vor, so zeigt sich, dass 
die dem ehemaligen Westen Deutschlands zugehörigen Zuwanderungsgrup-
pen Ende der 90er Jahre überwiegend und vielfach bis in die zweite und drit-
te Generation hinein in die niedrigen Positionen im formellen Bereich des 
Arbeitsmarktes integriert sind (s.u.). Die ehemals dem ostdeutschen Migrati-
onssystem zugehörigen Zuwanderer sind Ende der 90er Jahre sehr viel stärker 
in das informelle Arbeitsmarktsegment integriert, da sie in Folge der Eini-
gungsverträge eine marginale Stellung auf dem Arbeitsmarkt eingenommen 
haben. Ende der 90er Jahre haben schließlich alle Großstädte in Deutschland 
einen Zuwandereranteil zwischen 11 und 25% (Deutscher Städtetag 1998). Es 
sind die Großstädte, die am stärksten von Zuwanderung betroffen sind und 
in denen sich das Zusammenspiel von Arbeitsmarkt und Zuwanderung am 
deutlichsten zeigt. 
Die vierte Phase ist die aktuelle, die mit dem Zusammenbruch der ehemals 
sozialistisch orientierten Staaten in Mittelosteuropa und der Wiedervereini-
gung Deutschlands einsetzte. In der Baubranche und in der Landwirtschaft 
wurde der Anwerbestop gelockert und so die kurzzeitige und auf fortwähren-
de Rotation angelegte Rekrutierung von ausländischen Arbeitskräften ermög-
licht (Hunger 1998, Rudolph 1996). Auf dem formellen Arbeitsmarkt sind 

                                                            
5 Gemeint ist hier die Anwerbungsphase der so genannten Gastarbeiter seit 1955 bis zu den 

Stoppolitiken von 1973. Mit acht Mittelmeerländern wurden Anwerbeverträge geschlossen 
(1955 Italien; 1960 Spanien und Griechenland; 1961 Türkei; 1963 Marokko; 1964 Portugal; 
1965 Tunesien; 1968 Jugoslawien). Ausgegangen wurde von einem zeitweiligen Aufenthalt 
der Ausländer(innen) in Deutschland, das vorgesehene Rotationssystem wurde unter ande-
rem schließlich durch die relativ hohen Kosten, die den Arbeitgebern durch jeden Wechsel 
in der Arbeitnehmerschaft entstanden, gebrochen. 

6 Bis zum Jahre 1989 wurden keine offiziellen Angaben über den Umfang der so genannten 
Werksarbeiter aus den befreundeten sozialistischen Staaten gemacht. 
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insbesondere die „neuen“ Migrant(inn)en, also die aus dem Osten, und die 
ehedem in die DDR eingewanderten Immigranten auf dem Arbeitsmarkt aus-
gegrenzt. Sie bilden eine Bevölkerungsgruppe, die zwar in den Städten lebt 
und dort arbeitet, über die aber lediglich spekulative Daten vorhanden sind. 
Schätzungen über die Anzahl solcher „Illegalen“, die vornehmlich in den 
Städten leben und auf den informellen Arbeitsmarkt zurückgeworfen sind, 
reichen, so schätzt der Europarat, bis an eine Million heran (Lederer 1999). 
Allein in Berlin wird ihre Zahl auf 100.000 geschätzt. Es kann davon ausge-
gangen werden, dass sich diese „Illegalen“ in den informellen Sektor des Ar-
beitsmarktes integriert haben. Tausende von jungen polnischen Frauen arbei-
ten stundenweise als Hausarbeiterinnen in Berliner Haushalten. Sie pendeln 
und haben so die Möglichkeit ein unabhängiges Einkommen zu beziehen – 
was ihnen auf dem formellen Arbeitsmarkt nicht möglich wäre (vgl. Huning 
1998). Junge Männer finanzieren sich durch Malerarbeiten oder lassen sich 
als Bauarbeiter tageweise anheuern – auch sie pendeln wochenweise. Diese 
Zuwander(innen) sind längst fester Bestandteil des Berliner Alltagslebens und 
in ihrer Prekarität in die formelle Ökonomie einkalkuliert (vgl. Cyrus 1995). 
Im europäischen und im internationalen Vergleich sind die Grenzen zwi-
schen formellem und informellem Arbeitsmarktsegment in Deutschland recht 
eng gezogen: wer sich einmal als „Illegaler“ oder Illegalisierter (aufgrund ab-
gelaufener Aufenthaltsdokumente; so genannte overstayer) in Deutschland 
aufhält, hat, außer durch Heirat, so gut wie keine Chancen in das formelle 
Segment des Arbeitsmarktes vorzudringen. Es besteht nicht, wie in den meis-
ten anderen europäischen Ländern, die Möglichkeit über Legalisierungswellen 
die eigene Arbeits- und Aufenthaltsposition zu legalisieren. Damit bleiben 
gleichzeitig die ökonomischen Aktivitäten der Migranten und Migrantinnen 
ohne gültigen Aufenthaltsstatus dem informellen Arbeitsmarkt bzw. der 
Schattenwirtschaft fest zugeordnet. 
Über die Zahl der transnationalen Migranten im hoch qualifizierten Ar-
beitsmarktsegment, d.h. quasi der entgegengesetzten Position auf den städti-
schen Arbeitsmärkten, liegen nur wenige Informationen und kaum empiri-
sche Untersuchungen für die Bundesrepublik vor.7 Erfahrungen aus anderen 
Ländern zeigen jedoch auch, dass sich diese Migranten, z.B. Manager oder 
Experten, oftmals auf der Basis von Visa, nicht von Aufenthaltsgenehmigun-
gen, im Zielland aufhalten oder sogar pendeln und sich damit einer statisti-
schen Erfassung entziehen (Stalker 2000). Einhergehend mit Globalisierungs-
prozessen und fortschreitender Internationalisierung kommt dieser Gruppe 
zunehmende Bedeutung zu. Rückschlüsse auf die regionale Verteilung solcher 
                                                            
7 Dies hat seinen Grund unter anderem in der schwierigen Datenlage; eine Differenzierung 

der Arbeitsmarktdaten nach Nationalität ist in Deutschland (aus Gründen des Datenschut-
zes, wie es von offizieller Seite heißt) nicht üblich. (Zum internationalen Diskussionstand 
bezüglich der Migration von hoch Qualifizierten siehe Hillmann/Rudolph 1996). 
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hoch qualifizierten Arbeitskräfte in Deutschland können lediglich aus der 
Anwesenheit von Bevölkerung aus entwickelten marktwirtschaftlichen Län-
dern in begrenztem Umfang gezogen werden – Berlin rangiert hier nach dem 
Frankfurter Raum und München bundesweit mit 51.641 Zuwanderern an 
dritter Stelle (Freund 1998).  
Eine Gegenüberstellung der Bevölkerungszahl mit vorhandenen Arbeits-
marktdaten ist ein sehr grobes, an dieser Stelle aber doch erhellendes Instru-
ment, um die Beziehung zwischen ethnischer Zugehörigkeit und Arbeits-
marktrisiko zu eruieren. So waren anteilig an der gesamten türkischen Bevöl-
kerung im April 2000 16% als arbeitslos registriert – im Gegensatz zu 1,2% 
arbeitslos Registrierten anteilig an der US-amerikanischen Bevölkerung (Antei-
lig unter der EU-Bevölkerung: 7,3%) (Landesarbeitsamt 2000). Mit dem Ab-
bau von (formellen) Arbeitsplätzen in Bereichen der Industrie,8 in denen viele 
der nach Deutschland angeworbenen Gastarbeiter tätig waren, erlebte das so 
genannte ethnische Gewerbe, ein revival. Gerade dem türkischen ethnischen 
Gewerbe in Berlin wird von verschiedenen Seiten, insbesondere von Unter-
nehmensverbänden, ein großes Wachstumspotenzial vorhergesagt. Von seiten 
der Lokalpolitik besteht in den letzten Monaten ein gesteigertes Interesse an 
einer Einbindung des ethnischen Gewerbes in den Wirtschaftsstandort Berlin 
(s.u.). Es ist folglich plausibel, einerseits eine ethnische Strukturierung des 
Arbeitsmarktes anzunehmen, die sich in über- bzw. unterproportionaler Prä-
senz von ausländischer Bevölkerung in bestimmten Teilsegmenten des Ar-
beitsmarktes manifestiert. Andererseits lässt sich ein gut integriertes ethni-
sches Gewerbe, eine ethnische Ökonomie mit eigener quantitativer und qua-
litativer Dynamik identifizieren. Am Beispiel Berlin wird diese Unterschei-
dung im Folgenden empirisch illustriert. 
 
Die ethnische Strukturierung des Berliner Arbeitsmarktes  

Die für den Berliner Arbeitsmarkt vorliegenden offiziellen Daten bilden, liest 
man sie in Zeitreihen, eine dreifache ethnische Strukturierung des Arbeits-
marktes ab.9 Zwei offizielle Messlatten mit größtmöglicher Realitätsnähe ste-
hen zur Veranschaulichung zur Verfügung: die Zahlen zur Arbeitslosigkeit 
und die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der Bundesanstalt für Ar-
beit – weniger präsize sind die Daten zur selbstständigen Bevölkerung aus 

                                                            
8 Ausländische Erwerbstätige sind bis heute in anderen Berufsbereichen als Deutsche beschäf-

tigt. Die meisten arbeiteten 1994 in Fertigungsberufen (48,7 %, vgl. Deutsche: 26 %) oder in 
Dienstleistungsberufen (40,7 %, vgl. Deutsche: 48,7 %). Die Beschäftigungsschwerpunkte 
haben sich in den letzten drei Jahrzehnten – entsprechend dem sich allgemein vollziehenden 
Strukturwandel – verändert. In den 70er und 80er Jahren waren die meisten ausländischen 
Arbeitnehmer noch als un- oder angelernte Arbeiter tätig. 

9 Ähnliche, vom Arbeitsmarkt ausgrenzende Tendenzen, gelten für den Bereich der Ausbil-
dung und den Berufseinstieg der so genannten zweiten Generation. 
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dem Mikrozensus. Alle drei Indikatoren enthalten Hinweise auf die Veror-
tung der türkischen ethnischen Ökonomie im Berliner Arbeitsmarkt. Im 
Herbst 1999 gab es im Landesarbeitsamtbezirk Berlin-Brandenburg 488.400 
Arbeitslose, davon war jeder zehnte Ausländer. Insgesamt ist die Zahl der Ar-
beitslosen gegenüber dem Vorjahr um 6,5% angestiegen – während es in 
Westdeutschland einen Rückgang der Arbeitslosigkeit um 4,1% gab (Ost-
deutschland: Zunahme um 7,2%). Berlin entwickelt sich in diesem Fall anti-
zyklisch zur westdeutschen Entwicklung. Die Darstellung der Arbeitslosen-
quoten in ihrer zeitlichen Abfolge zeigt, trotz der in den Jahren 96 und 97 
erfolgten statistischen Zusammenlegung von Ost- und Westberlin, eine kon-
tinuierliche Erhöhung des Anteils der arbeitslosen, ausländischen Bevölke-
rung an der gesamten arbeitslosen Bevölkerung (vgl. Tabelle 1). In absoluten 
Zahlen hat sich die Zahl der arbeitslosen Ausländer10 in den neun Jahren seit 
der Wende auf knapp 45.000 verdoppelt. Nimmt man die Gesamtzahl der 
Ausländer als Berechnungsgrundlage, so zeigt sich hier eine paralleler Trend – 
wobei sich die Situation in Berlin-Brandenburg insbesondere in den letzten 
drei Jahren stark zugespitzt hat (vgl. Tabelle 2). 
 
Tabelle 1: Anteil der ausländischen, arbeitslosen Bevölkerung an der gesam-
ten arbeitslosen Bevölkerung im Landesarbeitsamtbezirk Berlin-Brandenburg 
im Jahresdurchschnitt: 

Jahr  91  92  93  94  95  96  97  98  99 
Gesamtzahl 
Arbeitslose in Tsd. 

321 389 384 388 377 423 483 493 448 

Davon Ausländer in 
Tsd. 

 20  28  31  33  36  40  45  47  44 

Quote 6,4 7,2 8,3 8,5 9,2 9,5 9,3 9,6 10  

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit (BfA), Eigene Berechnungen 

 
 
Tabelle 2: Arbeitslosenquotena) für Ausländer im Jahresdurchschnitt 

Jahr 91 92 93 94 95 96 97 98c) 99d) 
Bundes-
schnitt 
(West) 

10,7 12,2 15,1 16,2 16,6 18,9 20,4 19,2 20,6 

Berlin-
Brbrgb) 

14,5 19,8 21,6 22,3 25,1 28,4 32,8 33,1 36,4 

(a) Arbeitslose in % der ausländischen Arbeitnehmer, b) bis einschl. 1996 ohne Berlin Ost und 
Brandenburg, c) im Oktober 1998, d) im Dezember 1999; Quelle: BfA 

                                                            
10 Zur Beschreibung der ethnischen Strukturierung des Arbeitsmarktes wird an dieser Stelle die 

Terminologie der Bundesanstalt für Arbeit übernommen, d.h. es wird nach „deutsch/aus-
ländisch“ bzw. „deutsch/nicht-deutsch“ unterschieden. 
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Ende der 90er Jahr ist in Berlin-Brandenburg ein gutes Drittel aller Ausländer 
arbeitslos. Drei Viertel der arbeitslosen Ausländer sind ohne Berufsausbildung 
(vgl.: 34% aller Arbeitslosen), 15% haben eine betriebliche Ausbildung (vgl.: 
54% aller Arbeitslosen) und 10% besuchten eine Berufsfachschule bzw. eine 
Hochschule oder Universität (vgl.: 12,4% aller Arbeitslosen). Am stärksten 
betroffen von Arbeitslosigkeit sind die 30 – 35-jährigen (im Vergleich alle Ar-
beitslosen: 35 – 40-jährige), vor allem im Bauberuf und in den Reinigungsbe-
rufen, auch im Ernährungsbereich. Deutlich wird hier, dass die formalen 
Qualifikationen der ausländischen Bevölkerung unterdurchschnittlich sind 
und dass die Erwerbslosen jünger sind als der statistische Durchschnitt. Von 
den insgesamt 44.500 arbeitslosen Ausländern im Landesarbeitsamtbezirk 
Berlin sind knapp 45% türkischer Nationalität, 2,5% sind italienischer Staats-
angehörigkeit, 10,3% stammen aus dem ehemaligen Jugoslawien, 2,6% sind 
Griechen, weniger als jeweils 1% sind Spanier oder Portugiesen. Rund 8% 
sind Aussiedler. Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Ausländer im Verhältnis zu allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
nimmt seit 1990 kontinuierlich ab (vgl. Tabelle 3).11 Auch die türkischen 
Frauen sind im Vergleich zu den männlichen türkischen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten überproportional in den drei Bereichen Dienstleistun-
gen mit 65% im Jahr 1996, im Bereich Kredit und Versicherungen mit 57% 
und Organisationen ohne Erwerbszweck mit 56% tätig.  
 
Tabelle 3: Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten insge-
samt und Ausländer in Berlin 1990 – 1998. 

  Insgesamt Ausländer  Ausländer in % 
1990   786.807 100.327 12,8 
1991   851.676  99.038 11,6 
1992   885.435  98.330 11,1 
1993   880.374  98.911 11,2 
1994   858.566  92.928 10,8 
1995   833.903  86.202 10,3 
1996 1.210.386  88.834  7,3 
1997 1.162.346  83.430  7,2 
1998 1.132.570  78.975  7,0  

Quelle: Anbus, verschiedene Jahrgänge 

 

                                                            
11 Die starke Abnahme in den Jahren 1996 und 1997 ist darauf zurückzuführen, dass nicht 

mehr die Werte für Berlin-West herangezogen werden, sondern für Gesamtberlin. Für Berlin-
West ergeben sich folgende Prozentwerte: 1996: 10,0%, 1997: 9,6%. Auch die Auswertung 
des SOEP (Sozioökonomisches Panel) bestätigt die höheren Risiken der ausländischen Be-
völkerung auf dem Arbeitsmarkt, deren begrenzte Aufstiegsmöglichkeiten und die prägende 
Zugehörigkeit zum Jedermann-Arbeitsmarkt (bei den Ausländern: jeder zweite ist in diesem 
Teilsegment beschäftigt; bei den Deutschen ist es jeder fünfte) (Bremer und Gestring 1997). 
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In den Jahren nach der Wende sinkt der Anteil der ausländischen Beschäftig-
ten unter den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten gleichermaßen für 
Männer und Frauen, während sich gleichzeitig ein verstärkter Trend zur 
Selbstständigkeit unter den ausländischen Arbeitnehmern manifestiert. Die 
Gesamtzahl derjenigen, die sich in den 90er Jahren selbstständig machen, 
wächst. Und zwar bei der deutschen Bevölkerung und bei der ausländischen 
Bevölkerung. Die Gesamtzahl der selbstständig erwerbstätigen Deutschen 
steigt im Zeitraum von 1991 bis 1996 von rund 122.000 auf 158.000 Perso-
nen; die der ausländischen Bevölkerung im gleichen Zeitraum von 9.500 auf 
21.800 Personen12. 
 
Fallbeispiel türkisches ethnisches Gewerbe in Berlin 

Die zunehmende berufliche Selbstständigkeit der türkischen Unternehmer 
wird in der öffentlichen Wahrnehmung entweder als Ausdruck voranschrei-
tender Integration, oder aber als Indikator für die sich für diese Bevölke-
rungsgruppe verschlechternde Position auf dem Berliner Arbeitsmarkt inter-
pretiert. Diese zwei Erklärungsmuster, Ausgrenzung vs. Integration, werden 
wie folgt begründet: a) den Ausländer(innen), die ihren Arbeitsplatz in der 
Industrie verloren haben, verbleibt als letzte ökonomische Überlebensstrate-
gie nur die Selbstständigkeit (= ethnische Ökonomie als „Auffanglager“, als 
Ausgrenzung aus dem deutschen Umfeld), b) die Ausländer(innen) erkennen 
und nutzen ihre Chance, die das ethnische Gewerbe bietet und verwirklichen 
ihren Wunsch nach Selbstständigkeit (= ethnische Ökonomie als Sprung-
brett, als Integration in das deutsche Umfeld). Die ethnischen Ökonomien – 
so werde ich im Folgenden zeigen – sind in beide Richtungen aktiv: positio-
niert an den Rändern der formellen und informellen Ökonomie fungieren sie 
für bestimmte soziale Gruppe als Drehtüren zwischen diesen beiden (idealty-
pischen) Polen des Arbeitsmarktes.  
 
Quantitative Dynamik 

Berlin entspricht dem bundesweiten Trend einer zunehmenden beruflichen 
Selbstständigkeit der ausländischen Bevölkerung. So lag die Quote der aus-
ländischen selbstständigen Erwerbstätigen 1996 bei 12% und damit vier Pro-
zentpunkte über dem Bundesdurchschnitt.13 Auf lokaler Ebene haben sich 
zudem feste Arbeitszusammenhänge zum Thema: „Ethnische Ökonomie“ e-
tabliert (vgl. Goldberg und Sen 1997 sowie Zentrum für Türkeistudien 1999). 

                                                            
12 Seitdem lässt sich bei der deutschen Bevölkerung ein leicht rückläufiger Trend der Gewer-

bean- und -abmeldungen beobachten.  
13 In Berlin lebten 1997 rund 440.000 mit Hauptwohnsitz gemeldete Personen ausländischer 

Staatsbürgerschaft. Ungefähr ein Drittel von ihnen, etwa 150.000 Personen, besitzen einen 
türkischen Pass, bzw. sind türkischer Abstammung. 
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Immer wichtiger werde das Thema, betonen Industrie- und Handelskammer 
und die Senatsverwaltung verstärkt dieses Echo. Mittlerweile wurden mehr-
fach von politischer Seite Ausbildungsinitiativen angestoßen, um in den von 
Ausländern betriebenen Unternehmen Ausbildungsplätze zu schaffen. Man 
erhofft sich durch die stärkere Akzentuierung und Beachtung des ethnischen 
Gewerbes positive Impulse für den gesamten Berliner Arbeitsmarkt. Entspre-
chend der politischen Zielsetzung Berlins, sich als europäischer Wirtschafts-
standort weiter zu profilieren, wird die Existenzgründung durch Ausländer 
und die wirtschaftliche Tätigkeit der Ausländer als bedeutender Faktor des 
lokalen Wirtschaftslebens angesehen. Sowohl Investitionsentscheidungen 
großer Unternehmen für Berlin als auch die anwachsende Zahl von Existenz-
gründungen von in Berlin ansässigen Nicht-Deutschen ist hierbei von Inte-
resse.14 Die Anfänge des türkischen ethnischen Gewerbes wurzeln in den 60er 
Jahren – als die Türk(inn)en als Gastarbeiter für die heimische Industrie an-
geworben wurden. Im Laufe der 70er und 80er kam es zu einer zunehmenden 
Etablierung dieses speziellen Segments des Berliner Wirtschaftslebens, und 
spätestens seit der Wiedervereinigung besteht eine beständige Integration der 
ethnischen Ökonomie in die Berliner Wirtschaft.15 Gemäß den Einschätzun-
gen des türkisch-deutschen Unternehmerverbandes Berlin-Brandenburg exis-
tieren in Berlin Mitte der 90er Jahre ca. 5.000 von türkisch-stämmigen Un-
ternehmern geführte selbstständige Unternehmen mit circa 20.000 Mitarbei-
tern. Ende der 90er Jahre spricht die Türkisch-Deutsche Unternehmervereini-
gung Berlin-Brandenburg schon von 
„mehr als 6000 Betrieben von Unternehmern und Gewerbetreibenden türkischer Herkunft. Ihre 
Zahl wächst jährlich um etwa 200 bis 400 Einheiten. Diese Betriebe beschäftigen etwa 20.000 
Menschen. Ihre Umsätze erreichen Milliarden Mark im Jahr“. (Selbstdarstellung türkischer Un-
ternehmerbund Berlin-Brandenburg). 

Auch überregional werden der selbstständigen Erwerbstätigkeit der Türken 
enorme Potenziale von bis zu 500.000 Arbeitsplätzen in absehbarer Zukunft 
zugeschrieben (Arslan 2000: 7). Von bundesweit 51.000 türkischen Selbst-
ständigen mit 265.000 Mitarbeitern und rund 46 Milliarden Mark Umsatz im 
Jahr geht das Zentrum für Türkeistudien aus (Zentrum für Türkeistudien 
1999). In Berlin hat sich das türkisch-stämmige ethnische Wirtschaftsleben so 
weit etabliert, dass die Türkisch-Deutsche Unternehmervereinigung Berlin-
Brandenburg in loser Folge die „Zeitschrift für Türkische Wirtschaft“ (Türk 
Ekonomi Dergisi) herausgibt. Präzise Daten zum selbstständigen Unterneh-

                                                            
14 Die Informationen entstammen einem Interview mit den Zuständigen in der Senatsverwal-

tung Wirtschaft und Technologie. 
15 Die Selbstständigkeit von Türk(inn)en als Nicht-EU-Bürger ist in Berlin seit Januar 1998 so 

geregelt, dass sie türkischen Staatsangehörigen nach fünfjähriger Erwerbsarbeit oder nach 
zehnjährigem, ununterbrochenen ordnungsgemäßen Aufenthalt nach Ermessen der Behörde 
zu gestatten ist. Auf Grund der nicht gewährleisteten Gegenseitigkeit in der Türkei ist die 
Wohlwollensklausel für türkische Staatsangehörige nicht generell anwendbar. 
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mertum sind hingegen für Berlin nur ansatzweise vorhanden.16 Ein guter In-
dikator für die quantitative Dynamik der türkischstämmigen ethnischen Ö-
konomie ist das seit 1996 jährlich erscheinende türkische Branchenfern-
sprechbuch IS REHBERI. Es verzeichnete im Jahre 1998 knapp 3.600 einge-
tragene Unternehmen und indizierte eine rasante Entwicklung des türkischen 
ethnischen Gewerbes in den Jahren 1996, 1997 und 1998. Die Auflistung der 
im Branchenbuch verzeichneten Unternehmen für das Jahr 1999 widerspricht 
den von den türkischen Unternehmerverbänden immer wieder herausgestell-
ten expansiven Tendenzen der türkischen ethnischen Ökonomie in Berlin 
und den von den Verbänden postulierten optimistischen Prognosen: nach 
einer etwa dreijährigen Expansionsphase kommt es 1999 zu einem rapiden 
Rückgang der im Branchenbuch verzeichneten Unternehmen (1996: 2.467, 
1997: 2.810, 1998: 3.596, 1999: 2.903). 
Hier scheint sich das bestätigt zu haben, was bei unseren empirischen Unter-
suchungen bereits in den Interviews immer wieder angeklungen war: der sehr 
oft betonte hohe Konkurrenz- und Preisdruck sowie die nachlassende Kauf-
kraft in den Bezirken, in denen die ethnische Ökonomie vor allem angesie-
delt ist (Kreuzberg, Tiergarten, Wedding, Neukölln), haben bereits ihre Spu-
ren in der ethnischen Ökonomie hinterlassen. Bestätigt wird dies auch von 
den Verfassern des Is Rehberi, die in ihren Nachforschungen über den 
Verbleib der zahlreichen (fehlenden) Unternehmen immer wieder „Fehlinves-
tition“ als Grund anführen. Handel und Dienstleistungen büßen an Wachs-
tum ein und fallen auf das Vorjahresniveau oder noch weiter zurück Im Jahre 
1999 sind es die marginalen Bereiche der Selbstständigkeit, wie zum Beispiel 
das Betreiben von Kiosken, die noch Wachstum verzeichnen. Dies könnte 
mit dem raschen Verdrängungswettbewerb durch fliegende Zeitungshändler 
zusammenhängen: die Zahl der deutschen Kioskbetreiber hat sich in den 

                                                            
16 Das Büro der Ausländerbeauftragten von Berlin geht von insgesamt 12.000 bis 14.000 

ausländischen Gewerbetreibenden in Berlin aus und schätzt deren Umsätze auf vier Mil-
liarden Mark jährlich, bei einem Investitionsvolumen von 100 bis 200 Millionen Mark. 
Rückschlüsse auf die Struktur der ausländischen selbstständig Erwerbstätigen lassen sich 
auch über die Anzahl der „Anträge auf Auflagenänderung der Aufenthaltsgenehmigung 
zur Aufnahme einer selbstständigen Erwerbstätigkeit” entnehmen, die von der Senatsver-
waltung für Wirtschaft und Technologie geprüft werden. Zwar kann die Anzahl der An-
tragsteller keinen direkten Aufschluss über die tatsächliche gewerbliche bzw. selbstständi-
ge Tätigkeit geben, da nicht bekannt ist, welcher Antragsteller sein Vorhaben schließlich 
umsetzt; jedoch kann die tatsächliche Gewerbestruktur der ausländischen Gewerbetrei-
benden auf diesem Wege gut erfasst werden. Hier zeigt sich als Trend eine deutliche 
Hinwendung zum Dienstleistungsgewerbe. Durchschnittlich haben 127 Personen mit 
türkischer Staatsangehörigkeit in diesen Jahren einen Antrag gestellt. Dies entspricht 
8,5% aller Antragsteller. Die hauptsächlichen Tätigkeitsbereiche der Antragsteller türki-
scher Nationalität sind in den Jahren 1994 – 1999 im Durchschnitt zu einem Fünftel im 
Bereich Gaststätten und zu lediglich drei Prozent im Bereich der Freien Berufe aktiv ge-
worden. 17% waren im Dienstleistungsbereich tätig geworden; 13% im Einzelhandel; 
rund 10% im Reisegewerbe und rund ein Fünftel im Handwerk. 
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vergangenen Jahren verringert. Genauso kann plausibel vermutet werden, dass 
die Zunahme der Fleischereien mit türkischem Inhaber auf das zurückgehen-
de Interesse der deutschen Bevölkerung an diesem Gewerbe einhergeht. Au-
ßerdem verzeichnen die sehr stark in den formellen Arbeitsmarkt integrierten 
Branchen, wie zum Beispiel die Friseurinnen und die Kosmetiksalons Zu-
wächse – allerdings von geringem Niveau aus. Im Nahrungsmittelsektor ging 
die Zahl der verzeichneten Unternehmen rapide zurück und liegt nunmehr 
unter dem Niveau von 1996. Zugelegt haben die Großhandelsunternehmen, 
während der Einzelhandel deutlich an Substanz verliert. Die Zahl der türki-
schen Restaurants, der Bäckereien und insbesondere der (typischen) türki-
schen Kaffeehäuser schrumpft deutlich.  
 
Qualitative Merkmale 

Eine 1996 durchgeführte Studie zum türkischen ethnischen Gewerbe im 
Nahrungsmittelsektor erbrachte zusammengefasst folgende Erkenntnisse über 
die Struktur dieses Teilarbeitsmarktes: erstens, dass die türkischen Unterneh-
men jeweils in den Stadtteilen konzentriert waren, in denen ein hoher Bevöl-
kerungsanteil türkischer Abstammung wohnhaft ist (Kreuzberg, Wedding, 
Tiergarten). In unserer Untersuchung hatten die meisten selbstständigen Un-
ternehmer die Nähe zur türkischen ‚Community‘ bewusst gewählt. Die Nähe 
zu Verwandten und Bekannten wurde als wichtig erachtet. Die meisten Be-
triebe waren ferner Kleinstbetriebe und beschäftigten nur wenige Personen, 
und zwar ausschließlich türkischer Abstammung. Ein weiteres Ergebnis dieser 
Studie war, dass vier Fünftel der Beschäftigten Familienangehörige waren. 
Und nur ein Zehntel der Betriebe gab in der Untersuchung an, ohne die 
Mithilfe von Familienangehörigen überleben zu können. Das heißt, das die 
Mithilfe der Familienangehörigen konstituierend für die Funktionstüchtigkeit 
dieser kleinen Unternehmen war (Rudolph/Hillmann 1997). Die Studie be-
legte damit im Großen und Ganzen die in der internationalen Debatte zum 
ethnischen Gewerbe angeführten Dynamiken und Merkmale (s.o). 
Eine zweite von uns durchgeführte Studie zum türkischen ethnischen Ge-
werbe in Berlin bezog sich eigens auf die Arbeitsmarktsituation der türki-
schen Unternehmerinnen und Beschäftigten im ethnischen Gewerbe. Hierzu 
wurden Türkinnen bzw. türkischstämmige Frauen in verschiedenen Branchen 
interviewt (vgl. Hillmann 1998).17 Es zeigte sich, dass die Unternehmerinnen 

                                                            
17 Befragt wurden in der Studie insgesamt 50 Frauen, hiervon zwei Drittel Unternehmerinnen 

und ein Drittel abhängig Beschäftigte. Angenommen wurde, dass die selbstständigen Be-
schäftigten zwar de facto höchstwahrscheinlich eine numerisch kleinere Gruppe als die ab-
hängig Beschäftigten im türkischen ethnischen Gewerbe in Berlin bilden (nichts war zu die-
sem Zeitpunkt über die Rolle der Frauen in der türkischen ethnischen Ökonomie be-
kannt).Vermutlich jedoch konnten uns die befragten Selbstständigen eine präzisiere Ein-
schätzung über die Rolle der Frauen in der türkischen ethnischen Ökonomie geben. 
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ähnlich wie die türkisch-stämmigen Unternehmer überwiegend nach der 
Wende, vor allem zwischen 1994 und 1996, ihr Geschäft eröffnet hatten. Wie 
die befragten Männer auch, erfüllten sie sich so häufig ihren Berufswunsch – 
Arbeitslosigkeit war lediglich für ein Fünftel der Befragten ausschlaggebend. 
Genauso arbeiteten die befragten Türkinnen meist in Klein- bzw. Kleinstbe-
trieben – sowohl gemessen an deren Investitionsvolumen, deren räumlicher 
Ausstattung und der Anzahl ihrer Beschäftigten.18 Wie im Falle der männli-
chen Unternehmer war keine Unternehmerin Eigentümerin der Geschäfts-
räume. Wesentliche Unterschiede zeigten sich jedoch bei der Einbindung in 
die ethnische Community: Während die türkischen männlichen Unterneh-
mer bevorzugt Landsleute einstellten, Familienangehörige für sich arbeiten 
ließen und angaben, ohne deren Hilfe auch nicht auf dem Markt bestehen 
zu können, mussten sich die Unternehmerinnen offenbar gerade von der 
ethnischen Community abwenden, um selbstständig auf dem Markt bestehen 
zu können. So ließ die personale Struktur der selbstständigen Unternehmen 
nicht auf ein Rekurrieren auf primär türkischstämmige Arbeitskräfte schlie-
ßen; Familienangehörige wurden von den Unternehmerinnen eher aus-
nahmsweise und nicht regelmäßig beschäftigt. Die Unternehmerinnen unter-
strichen in der Befragung stärker die problematische Seite der Beschäftigung 
von Familienangehörigen. Da hieß es, dass die Familienmitglieder „schließ-
lich auch ihre Beschäftigung haben“, und anfängliche Versuche der Einbezie-
hung wurden rasch wieder aufgegeben. Es fühlten sich wenige Unternehme-
rinnen zum türkischen ethnischen Gewerbe zugehörig – einige hatten sich 
explizit von der türkischen „Community“ abgewandt und ihr Unternehmen 
in einer vornehmlich von deutscher Kundschaft geprägten Umgebung ange-
siedelt. Kosmetikerinnen und Friseurinnen besaßen überhaupt keine türki-
schen Zulieferbetriebe, ansonsten fanden sich mindestens so viele deutsche 
wie türkische Zulieferer. Es waren die abhängig beschäftigten Frauen, die ei-
nen sehr viel größeren Wert auf eine „türkische“ Umgebung legten, die Un-
ternehmerinnen selbst taten dies nicht. Sie definierten sich in der Regel auch 
nicht als „ethnisches Gewerbe“, wohingegen die männlichen Befragten gerade 
auch ihre türkische Herkunft betonten (besonders auch den „türkischen Un-
ternehmergeist“ anführten). Wenn auch im Falle der männlichen Unterneh-
mer eine schrittweise Annäherung an die „deutsche“ Ökonomie beobachtet 
werden kann: insbesondere die jungen Türkinnen sind sich der Abwendung 
von ihrer ethnischen Community sehr viel bewusster und betreiben sie aktiv. 

                                                            
18 In der Nahrungsmittelbranche betrug die durchschnittliche Raumgröße 165 Quadratmeter 

bei im Schnitt 2,6 Räumen und 4,4 Beschäftigten. Im Textilsektor verfügten die Unterneh-
men durchschnittlich über 41 qm mit 1,25 Räumen und 1,5 Beschäftigten. Die Reisebüros 
verfügten im Durchschnitt über 70 qm bei 2 Räumen und 2 Beschäftigten. Friseure und 
Kosmetik verfügten durchschnittlich über 50,4 qm bei 3 Räumen und 2,7 Beschäftigten. Ki-
oske verfügten über durchschnittlich 50.4 qm bei 2 Räumen und 1,5 Beschäftigen. 
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Fazit 

Die geschlechtsspezifische Betrachtung des türkischen ethnischen Gewerbes 
legt nahe, dass sich die gängige Definition des „ethnischen Gewerbes“ impli-
zit nur auf die Gruppe der männlichen Unternehmer einer bestimmten Ein-
wanderergeneration bezieht. Für diese wirkt sich die immer wieder betonte 
enge Verzahnung mit dem informellen Bereich des Arbeitsmarktes und die 
Möglichkeit des Rekurrierens auf die Arbeitskraft von Familienmitgliedern 
positiv aus. Für diese Unternehmer funktionieren die ethnischen Ökonomien 
wie Drehtüren zwischen formellen und informellen Arbeitsmarktsegment. 
Durch die gelungene Kombination dieser beiden Ressourcen können sie sich 
ihre Zwischenposition sichern. Anders die Unternehmerinnen: Erstens gren-
zen sie sich in ihrer Selbstwahrnehmung vom ethnischen Gewerbe ab, zwei-
tens können sie nicht in gleichem Maße auf (in der Regel billige) Familienar-
beitskraft spekulieren und drittens müssen sie sich oftmals bewusst von der 
eigenen ethnischen Community absetzen, um wirtschaftlich Erfolg zu haben. 
Für sie bedeutet die „ethnische“ Ökonomie eine Drehtür weg vom informel-
len hin zum formellen Segment des Arbeitsmarktes.19 Was also für die männ-
lichen Unternehmer in der Regel als Ressource interpretiert werden kann, 
nämlich der leichtere Zugriff auf die kontinuierliche Mitarbeit der Familie, 
trifft auf die Unternehmerinnen nicht zu. Über die Gründe hierfür sind zum 
jetzigen Zeitpunkt nur Spekulationen möglich: vermutlich hängen diese mit 
dem geschlechtsspezifisch ungleich verteilten kulturellen und sozialen Kapital 
zusammen. Hier besteht weiterführender Forschungsbedarf. 
Die im zweiten Abschnitt vorgestellte ethnische Strukturierung des Berliner Ar-
beitsmarktes steht in engem Zusammenhang mit der im dritten Abschnitt un-
tersuchten Dynamik der ethnischen Ökonomien. Anzunehmen ist, dass eine 
starke Interdependenz zwischen den hohen Arbeitslosenzahlen der türkischen 
Bevölkerung und der Proliferation des türkischen ethnischen Gewerbes in den 
späten 90er Jahren besteht. Dieser expansive Trend der Geschäftsöffnungen 
schwächt sich seit vorigem Jahr jedoch ab und es scheint so zu sein, dass viele 
türkische Unternehmer sich finanziell durch Fehlinvestitionen in eine schwieri-
ge Lage gebracht haben. Ebenfalls konnte aufgezeigt werden, dass es in einigen 
Branchen zu Subsitutionsprozessen durch die türkischstämmigen Unternehmer 
kommt (Beispiele: Kioske und Metzgereien). Weiterhin lassen die Ergebnisse 
darauf schließen, dass die berufliche Selbstständigkeit bestimmter Gruppen von 
Ausländer(inne)n unabhängig von ihrer Herkunft oftmals eher als Teil des all-
gemeinen selbstständigen Unternehmertums zu interpretieren ist, denn als eine 
Aktivierung „ethnischer Ressourcen“ oder als Teil von „immigrant regimes“ 

                                                            
19 Diese Aussage bezieht sich auf den Zeitpunkt der Untersuchung. Auf welche Weise es den 

Frauen in den vergangenen 30 Jahren (nicht) gelungen ist als Unternehmerinnen Fuß zu fas-
sen, bleibt eine zu beantwortende Frage. 
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(s.o.). Eine weiterführende, branchenbezogene und geschlechtervergleichende 
Studie würde tiefergehende Aussagen zur Dynamik und Positionierung des eth-
nischen Gewerbes in Berlin erlauben und dessen Einbettung in die allgemeine 
wirtschaftliche Entwicklung illustrieren. Dies würde einen differenzierten Blick 
auf die Arbeitsmarktsituation der ausländischen (auch der hoch qualifizierten) 
Bevölkerung erlauben, einen von Interessengruppen eventuell erzeugten politi-
schen hype des Themas relativieren und damit den zu hohen Erwartungen an 
die ethnische Ökonomie als Konjunkturpuffer vorbeugen. Forschungsbedarf 
besteht weiterhin bezüglich der Einbindung der deutschen Debatte in die in-
ternationale Forschungslandschaft – denn diese präsentiert sich, erwartbar ent-
lang des politischen Credos des Nicht-Einwanderungslandes Deutschland und 
verglichen mit den europäischen Nachbarländern, mit großem Nachholbedarf. 
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Geschäftsinteresse statt ethnischer Identität? 
Unternehmer von Lódz im 19. Jahrhundert 

 
 
Hunderte von qualmenden Schloten gaben Lódz seine eigentümliche Silhou-
ette. Elegante Geschäftsmänner, schmutzige Arbeiter, kaftangekleidete Juden 
frequentierten die Lódzer Straßen und machten aus der Stadt einen Schmelz-
tiegel orientaler und okzidentaler Lebensweisen. Die Arbeiterschaft lebte un-
ter bedenklichen, zum großen Teil katastrophalen hygienischen Bedingungen 
in kleinen Einraumwohnungen zusammengepfercht, während die Fabrikanten 
sich nach historistischen Vorbildern prächtige Paläste erichteten, die meistens 
von scharfen Hunden bewacht und von hohen Zäunen verdeckt wurden 
(Strobel 1992: 510f). Menschen, die in Lódz Karriere machten, sahen in der 
Stadt ein „gelobtes Land“, wo „Milch und Honig fließt“. Andere, die ver-
elendeten, eine „Stätte des Grauens, wo Deutsche und Juden das Regiment 
führen“ (Bielschowsky 1912: 37). 
Die sich in Polen seit den 1870er Jahren herausbildende industrielle Bour-
geoisie rekrutierte sich fast ausschließlich aus deutsch- oder jüdischstämmigen 
Kapitalbesitzern, die ursprünglich auf staatliche Unterstützung angewiesen 
blieben. Stereotypbildungen waren die Folge: Dem deutschen oder jüdischen 
Bourgeois und Spekulanten – arrogant und fremd zugleich – stand der fleißi-
ge und ehrliche, oft aus dem Bauerntum stammende polnische Handwerker 
und Arbeiter gegenüber (Kaczynska 1988: 475). Lódz gehörte im 19. Jahr-
hundert zu Kongresspolen, war zugleich Bestandteil des russischen Zaren-
reichs und damit einer Herrschaftskonstruktion, die die polnische Teilung bis 
zum Ersten Weltkrieg zementieren sollte. Der hohe Anteil von Ausländern 
bei Kaufleuten und Unternehmern gehörte in diesem weiten Wirtschaftsraum 
zur Tradition (McKay 1970). In Odessa beispielsweise waren es vor allem Ju-
den, aber auch Griechen, Italiener, Franzosen, Belgier, Engländer, Polen und 
Deutsche, die sich in profitablen Handelsgeschäften hervortaten. In abge-
schwächter Form spiegelte sich diese ethnische Vielfalt auch in jeder kon-
gresspolnischen Wirtschaftsmetropole. Nach den Forschungen von Ger-
schenkron konzentrierte und zentralisierte sich in osteuropäischen Ländern 
mit verspätet einsetzender und zum großen Teil von ethnischen Minderhei-
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ten getragener Industrialisierung das Kapital besonders schnell und unge-
hemmt. Die Stadt Lódz verwandelte sich so in einem atemberaubenden 
Tempo aus einer kleinen dörflichen Siedlung in ein riesiges Industriezentrum. 
Ende des 19. Jahrhunderts stieg die Einwohnerzahl alle sieben Jahre um 
100.000, und Lódz entwickelte sich nach Moskau mit St. Petersburg zum 
größten Ballungsgebiet der Industriearbeiter im gesamten Zarenreich. Wäh-
rend der Revolution von 1905 war der politische und gewerkschaftliche Or-
ganisationsgrad der Arbeiterschaft in Lódz der höchste von Polen und Russ-
land. (Tych 1999: 204). Nachdem sich bis zu Beginn des 19. Jahrhunderts die 
ethnische Zusammensetzung der kaum tausend Seelen zählenden Bevölke-
rung auf zwei Drittel Polen und einen Drittel Juden verteilt hatte, sollte sie 
zwischen 1820 und 1914 um das Sechshundertdreiundzwanzigfache (von 767 
auf 478.000) ansteigen und übertraf damit das Bevölkerungswachstum ande-
rer europäischer Textilzentren wie Lyon oder Manchester bei weitem, knapp 
80% waren Polen und Juden, der Rest eingewanderte Deutsche oder deren 
Nachkommen (Janczak 1982, 38-40).  
Mit „Polen“, „Deutschen“ und „Juden“ sind Kategorien der Nationalität ge-
meint, nach denen seit den statistischen Erhebungen der Jahrhundertwende 
systematisch gefragt wurde. Vorher war die konfessionelle Verteilung maßge-
bend gewesen, was immer wieder für Unschärfen sorgen sollte, da nicht jeder 
Pole katholisch und noch weniger jeder Deutsche evangelisch war. Die 
Volkszählung von 1897 zeigte, dass die mehr als 300.000 Einwohner zählende 
Bevölkerung im „Manchester polonais“ (Felde 1935) zu 46% aus Polen, 
29,4% aus Juden, 21,4% aus Deutschen und 2,4% aus Russen bestand. Die 
Konfessionsstatistik zählte 48% Bewohner katholischen, 32% mosaischen, 
18% evangelischen und 2% russisch-orthodoxen Glaubens (Samus 1999: 13). 
Die demographische Entwicklung belegt zudem, dass mit wachsender Ein-
wohnerzahl im Laufe der Jahre der Prozentsatz der Polen und Juden anstieg, 
während der Anteil der Deutschen insbesondere in der Zwischenkriegszeit 
immer mehr zurückging. In diesem kulturell-ethnischen Grenzraum, wo sich 
im zaristischen Rahmen deutsche, jüdische und polnische Einflüsse gegensei-
tig durchdrangen, musste auch die städtische Topographie ethnische Akzente 
tragen. Die vorwiegend in Industrie und Handwerk beschäftigten Deutschen 
lebten überproportional südlich des Flüsschen Lodka in den entstehenden 
Industriesiedlungen der Neustadt, wenig später auch in repräsentativen Ge-
bäuden der Innenstadt entlang der Hauptstraße „ulica Piotrkowska“; die Po-
len hingegen, die vor allem die Arbeiterschaft stellten, siedelten in den Vor-
städten und Randbezirken. Die Juden lebten weitgehend isoliert in der abge-
schlossenen Welt des „shtetl“ in Baluty oder Radogoszcz nahe des schon seit 
dem 14. Jahrhundert bestehenden Ackerbaustädtchen Lódz, d.h. im späteren 
Nordteil der Industriemetropole (Samus 1999: 25f). 
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I.  
Die sich in Abgrenzung zu traditionellen Gesellschaftsmustern in Familie, Re-
ligion und Politik herausbildende, aber dennoch stark mit ihnen ambivalent 
verzahnte kapitalistische Wirtschaftsform findet ein beinahe ideales For-
schungsfeld in der mittelpolnischen Textilindustrieregion um Lódz von Mitte 
des 19. Jahrhunderts bis zum Zweiten Weltkrieg. Weitgehend unabhängig 
von regionalen Identitäten und ständischen Herrschafts- und Loyalitätsver-
hältnissen konnte hier eine streng funktional differenzierte, auf vertraglichen 
Verpflichtungen beruhende Arbeitswelt mit all ihren Möglichkeiten sozialen 
Ab- und Aufstiegs entstehen, aus der aber wieder spezifische Formen persön-
licher Bindung und Loyalitäten sowie politischer Identitäten und lokalen Pat-
riotismus‘ hervorgehen sollten.  
Die genuine Industrialisierung in Lódz setzte ein bis zwei Jahrzehnte später 
ein als in Deutschland, verlief dann aber entschieden schneller. Der für zahl-
reiche osteuropäische Regionen typische insulare Kapitalismus kristallisierte 
sich im russisch verwalteten Polen vor allem in der Textilindustrieregion um 
den Lódzer Rayon mit den Städten Pabianice, Zgierz oder Tomaszow. Lódz 
war zwar zunehmend von Fabriken dominiert, blieb aber ebenso wie die an-
deren Fabrikstädte eine Enklave in einer Agrargesellschaft mit allen damit 
verbundenen mentalen Konsequenzen. Rosa Luxemburg war in ihrer Disser-
tation von 1898 eine der ersten, die den industriellen Wandel in Lódz wis-
senschaftlich analysierte. Sie grenzte in ihrem historisch-systematischen An-
satz eine Manufakturperiode zwischen 1820 und 1850 von einer Übergangs-
phase zwischen 1850 und 1870 ab, die schließlich in das Zeitalter der Groß-
industrie gemündet sei. Mit der Großindustrieproduktion war in erster Linie 
die Baumwollfabrikation gemeint, die das noch weitgehend handwerklich 
strukturierte Tuchmachergewerbe zunehmend an den Rand drängte. Daneben 
entwickelten sich mit dem Seiden-, Band- und Trikotagengewerbe lukrative 
Folgeindustrien. Luxemburg sah in der Lódzer Textilindustrie ein aufgesetztes 
Unikum, bestehend aus ausländischen Unternehmern, fremdem Kapital, zu-
gewanderten Arbeitskräften und gigantischen Absatzmärkten, an deren Ende 
im Zeitalter des Hochkapitalismus die völlige Verschmelzung mit dem russi-
schen Wirtschaftsmarkt stehen würde (Luxemburg 1898) und grenzte sich 
damit von nationalistischen oder patriotischen Deutungen ab, die die Lódzer 
Industrie als ein Beispiel deutschen Gewerbefleißes und Kulturleistung be-
trachteten (Bielschowsky, 1912) oder sie bodenständig mit dem polnischen 
Binnenmarkt verknüpft sahen (Janowicz 1907). Das Beziehungsgeflecht ethni-
scher Ökonomie formte sich hier in einer ganz bestimmten Art und Weise 
aus. Wenn auch das Übergewicht im Großbürgertum in Warschau oder Lódz 
von Kaufleuten und Unternehmern deutscher und jüdischer Herkunft so 
dominant war, dass man aus polnischer Sicht – wenn es um die ethnische 
Zugehörigkeit geht – fast von einem geliehenen Status als Großbürger spre-
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chen kann, passten sich die ursprünglich fremden Großbürger doch rasch an 
und verwandelten sich in ein polnisches Bürgertum (KoLódziejczyk 1986). In 
Warschau verlief der Assimilationsprozess schneller als in Lódz, wo sich die 
Unternehmer frühestens in der zweiten, in der Regel jedoch erst in der drit-
ten Generation polonisierten. Hier war in der ausgedehnten Übergangszeit 
die multinationale Kategorie des „Lódzer Menschen“ präsent, d.h. eines 
Menschen, der weder ganz deutsch, noch ganz polnisch oder ganz jüdisch 
eingestellt war, aber stets an seine lohnenden Geschäfte dachte. Der „Lódzer 
Mensch“ stellte ein anthropologisches Spezifikum dar, in dem sich nationa-
listische Glaubenslehren kaum entfalten konnten. Will man seinen Entste-
hungsbedingungen auf den Grund gehen, muss man weit in das 19. Jahrhun-
dert zurückblicken. 
Ähnlich wie der Große Kurfürst nach dem Dreißigjährigen Krieg mit den 
Hugenotten Fachkräfte aus dem Ausland nach Brandenburg holte, betrieb 
nach dem napoleonischen Umbruch die kongresspolnische Regierung nach 
merkantilen Gesichtspunkten eine einwanderungsfreundliche Politik, um im 
eigenen Land einen konkurrenzfähigen neuen Industriezweig aufzubauen. Ei-
ne großzügige Einwanderungspolitik der drei Teilungsmächte nach 1815 er-
laubte jedem Bewohner der verschiedenen Teile Polens, seinen Wohnsitz in-
nerhalb der Teilungsgebiete frei zu wählen. Mit dem Zgierzer Einwande-
rungsgesetz vom 18.9.1820 wurden in der Wojewodschaft Masowien siebzehn 
Städte – darunter auch Lódz – zu Fabrikstädten erklärt, da dieser Ort mit ei-
nem weit verzweigten System von Wasserläufen, günstigen Verkehrswegen 
und ausgedehnten Holzbeständen in den nahe gelegenen Wäldern über über-
aus günstige Voraussetzungen verfügte. Gezielt schickte die Regierung bezahl-
te Agenten zur Anwerbung geeigneter Handwerker in die gewerbereichen 
Gebiete des Westens, die sich meist in einer wirtschaftlichen Krisensituation 
befanden und lockte sie mit einem vielfältigen Angebot von Privilegien und 
Vergünstigungen nach Polen (Gasiorowska 1922). Die polnische Tuchfabrika-
tion erlebte so in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhundert ihre erste Blüte. 
Deutsche halbfertige Produkte gelangten zollfrei nach Kongresspolen, wo sie 
weiterverarbeitet als polnisches Fabrikat zollfrei nach Russland geliefert wer-
den konnten (Luxemburg 1898: 122). Die administrativen und legislativen 
Reformen konnten auf den seit 1808 im ehemaligen Großherzogtum War-
schau gültigen napoleonischen ‚Code Civil‘ inklusive seines ‚Code de Com-
merce‘ mit seinen industriefreundlichen Bestimmungen zur Gewerbe- und Ei-
gentumsfreiheit aufbauen. Das übrige Zarenreich besaß hingegen noch lange 
Zeit kein kodifiziertes Zivilrecht, weite Teile Österreichs und Preußens hatten 
für die Entwicklung einer auf Freiheit und Gleichheit beruhenden bürgerli-
chen Gesellschaft nur veraltete Bestimmungen. 
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II.  
Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit einer bestimmten sozialen 
Schicht, die in Lódz über besonders großen Einfluss verfügte. Mit der In-
dustriebourgeoisie hat man eine soziale Gruppe im Blickfeld, mit der bis 
heute noch zahlreiche Legenden und Mythen in Verbindung gebracht wer-
den. Aus der Sicht polnischer und russischer Journalistik und Historiogra-
phie galten deutsche Unternehmer als Vertreter des deutschen Drangs nach 
Osten, kommunistische Ideologen machten sie zu kapitalistischen Ausbeu-
tern der Arbeiterklasse; auf der anderen Seite glorifizierte die deutsche Seite 
sie zu Industriepionieren, die den Polen vormachten, wie man ein Industrie-
gebiet aufzubauen hatte. Im Gegensatz zum Denkmodell von Karl Marx, für 
den der Unternehmer eine austauschbare Figur im Kapitalverwertungsprozess 
darstellte, könnte man demnach Werner Sombarts Diktum „Der Kapitalis-
mus ist das Werk einzelner hervorragender Männer, daran kann kein Zweifel 
sein“ (Sombart 1902: 886) am Lódzer Fallbeispiel veranschaulichen.  
Nach den jüngsten Berechnungen stellte das Industriebürgertum sowie das 
Handels- und Finanzbürgertum einschließlich der Familienangehörigen kurz 
vor 1914 nicht mehr als 2,5% der Lódzer Einwohnerschaft (Pytlas 1994: 47). 
Die meisten waren deutscher oder jüdischer Abstammung, wobei der Anteil 
der Unternehmer deutscher Herkunft zwischen 1860 und 1910 von 63% auf 
44% sank, die jüdischer Abstammung von 21% auf 47% anstieg. Die Deut-
schen blieben aber dominant bei der Großproduktion von Textilien. Der 
Startvorteil von Deutschen und Juden in der Unternehmerklasse war für die 
Polen in dieser Epoche zu groß, sodass sie sich dort nur sehr schüchtern e-
tablieren konnten. Die am Kult der Aufbauleistung der industriellen Pioniere 
orientierte deutsche Geschichtsschreibung à la Treitschke und besonders 
Sombart drängte wichtige internationale und sozioökonomische Motivatio-
nen in den Hintergrund. Die Migrationswellen aus den deutschen Ländern 
resultierten aus einer zunehmenden Pauperisierung der dortigen Tuchmacher 
infolge der Konkurrenz billigerer englischer Maschinenerzeugnisse sowie lang-
andauernder Missernten und Hungerperioden. Zudem machten Zollrestrikti-
onen den Absatz der Textilien in Polen oder Russland weitgehend unmög-
lich. Die existenzbedrohten Handwerker verbanden die Einwanderung mit 
der Überwindung der Zollgrenze, um so dem Absatzmarkt zu folgen. Auch 
ist das große Engagement polnischer Behörden augenscheinlich: Von ihnen 
gingen die Maßnahmen aus, ausländische Fachkräfte ins Land zu holen, e-
benso stellten sie mit günstigen Darlehen Kapital für den neuen Industrie-
zweig parat und gewährten weitere Privilegien, wenn sich jemand entschloss, 
eine Fabrik zu gründen. Die 1828 nach dem Vorbild der ‚Preußischen See-
handlung‘ oder der ‚Societé Générale‘ in Belgien geschaffene ‚Polski Bank‘ 
eröffnete der im Entstehen begriffenen polnischen Industrie dringend benö-
tigte Kreditmöglichkeiten. Durchaus virulente ethnische Identitätsbildungen 
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in der Lódzer Unternehmerschaft rückten immer wieder in den Hintergrund, 
wenn es um konkrete Wirtschaftsinteressen geht. Viel stärker beeinflussten 
zoll-, verkehrs und marktpolitische Voraussetzungen unternehmerische Ent-
scheidungen. Nach dem in ganz Europa Sympathien hervorrufenden polni-
schen Aufstand von 1830 und 1831 baute das Zarenregime als politische 
Sanktion zwischen Russland und Kongresspolen eine Zollmauer auf. Nicht 
zuletzt deswegen, aber auch weil Naturalwirtschaft, Leibeigenschaft und feh-
lende Verkehrswege sowie eine auf Handarbeit beruhende Textilindustrie oh-
ne Dampfkraft dem Ausbau des polnischen Marktes enge Grenzen setzten, 
ging die Produktion spürbar zurück. Erst mit der Abschaffung der Zollbarrie-
ren zwischen Russland und Polen im Jahre 1851 wurden die Voraussetzungen 
zur Schaffung der Fabrikindustrie geschaffen, da man nun für große Massen 
produzieren konnte. Der riesige Absatzmarkt, der bis zum Eismeer und über 
den Kaukasus bis zum Chinesischen Meer reichte, glich die Nachteile man-
gelnder Kaufkraft aus. Gerade der verlustreiche Krimkrieg mit der Blockade 
der Seegrenzen verursachte in Russland eine Massennachfrage der russischen 
Armee nach Textilien, die in erster Linie von der Lódzer Industrie befriedigt 
werden konnte. Dem Bau jeder Trasse nach Russland – 1870 entstand eine 
Eisenbahnverbindung mit Moskau, 1871 mit Kiew – folgte eine verstärkte 
Nachfrage nach polnischen Textilprodukten. Im Zeitalter der etablierten Fab-
rikindustrie existierte seit 1877 hingegen wieder ein protektionistisches Sys-
tem, das aber diesmal die Entwicklung zum Hochkapitalismus massiv unter-
stützte, in dem es sie vor ausländischer Konkurrenz schützte. 
„Auf diese Weise, nachdem in den Jahren 1860-1877 alle Hauptbedingungen der industriellen 
Entwicklung – ein innerer Markt, Verkehrsmittel, eine industrielle Reservearmee – ins Leben ge-
rufen worden waren, schuf die hinzugetretene Zollpolitik eine Treibhausatmosphäre der Mono-
polpreise, welche die russische und polnische Industrie in ein förmliches Dorado der primitiven 
kapitalistischen Akkumulation versetzte“ (Luxemburg 1898: 131f.). 

Nach der Abschaffung der Leibeigenschaft war die Landwirtschaft auf den 
Ankauf von Industrieprodukten angewiesen, die zuvor bedarfsgerecht und 
weitgehend unentgeltlich auf den Gutshöfen hergestellt worden waren. Zu-
gleich verwandelten sich immer mehr Bauern zu Geldbesitzern und damit zu 
potenziellen Käufern von Fabrikerzeugnissen. Zudem schuf die Proletari-
sierung breiter Bauernschichten ein Arbeitskräftereservoir für die Fabrikin-
dustrie in Lódz. Zahlreiche große Fabriken sind in Folge der seit 1877 beste-
henden restriktiven Zollpolitik entstanden. Der erhobene Goldzoll führte da-
zu, dass schlesische und sächsische Fabriken ihre Produktion gleich direkt 
nach Lódz verlegten. Massen verarmter polnischer Bauern und aus Zentral-
russland vertriebener jüdischer Kaufleute trafen in Lódz mit deutschen, jüdi-
schen, aber auch französischen Kapitalisten – seit 1879 verlegte die Spinnerei 
Allart-Rousseau aus Roubaix einen großen Teil ihrer Produktion nach Lódz – 
zusammen. Für eine kleine Schicht von risikofreudigen Unternehmern ver-



Geschäftsinteresse statt ethnischer Identität? 439  

wandelte sich Lódz zwischen 1877 und 1900 angesichts der unbegrenzten 
Möglichkeiten eines riesigen Absatzmarktes in ein „zweites Amerika, wo das 
Gold auf der Straße liegen soll“ (Bielschowsky 1912: 37). Die Lódzer Indust-
rie war seit ihrer Entstehung mit dem russischen Absatzmarkt verbunden. 
Dieser Absatzmarkt stellte die eigentliche Triebfeder der großindustriellen 
Entwicklung Polens dar. 1892 betrug der Produktionswert der Textilindustrie 
im Zarenreich über 580 Millionen Rubel, davon stammten knapp ein Fünftel 
aus Lódz, das sich immer mehr zu einer ernst zu nehmenden Konkurrenz ge-
genüber St. Petersburg und Moskau entwickelte (Luxemburg 1898: 146). Vie-
le erfolgreiche Lódzer Unternehmen verfügten in Russland – ob nun in Kiew, 
St. Petersburg, Moskau oder Rostow am Don – über Filialen, die Größten 
von ihnen bauten sogar in Zentralasien eine eigene Organisation zum Ein-
kauf von Baumwolle auf. In den achtziger Jahren beklagten sich immer mehr 
Industriekreise aus Moskau über die Güterexpansion aus Lódz (Rose 1918). 
Unter diesen Rahmenbedingungen musste für die einheimischen Polen die 
importierte kapitalistische Wirtschaft wie ein „deutscher Schwindel“, wie eine 
„ausländische giftige Pflanze“ erscheinen, die fremde Unternehmer zu Milli-
onären machte (Luxemburg 1898: 123, Bielschowsky 1912: 32f) und tatsäch-
lich setzte sich der Kapitalismus in Lódz in einer Zeit durch, als die polni-
sche Bevölkerung nach der Niederschlagung des Januaraufstandes von 1864 
unter einer schonungslosen Russifizierungspolitik zu leiden hatte, die es den 
polnischen Schülern sogar verwehrte, in ihrer Muttersprache unterrichtet zu 
werden. In der Nachkriegszeit, als es für die junge Volksrepublik darum ging, 
die Anfänge des polnischen Kapitalismus zu bestimmen, brachen immer wie-
der Kontroversen aus, ob nun in- oder ausländisches Kapital für die rasante 
Entwicklung der Textilindustrie verantwortlich gewesen sei (z.B. Kula 1955: 
56-58). Inzwischen ist es erwiesen, dass bis in die 1870er Jahre kein Kapital 
aus fremden Staaten in Lódzer Fabriken floss. Das Vermögen der deutschen 
Großunternehmen basierte auf der Arbeit der Lohnarbeiterschaft und be-
stand ursprünglich aus Regierungskrediten, dann aus seiner Akkumulation 
vor Ort sowie der Umwandlung von Handels- in Industriekapital. 
 
III.  
Victors Hugos „Père Madeleine“ aus seinen „Les misérables“ vereinigt – 
Schumpeter vorausgreifend – Unternehmereigenschaften, die auch für jeden 
Lódzer Fabrikanten Richtschnur des eigenen Handelns hätten darstellen 
können. Er war Kapitalist und Eigentümer an den Produktionsmitteln, Ma-
nager und Risikoträger, Erfinder und organisatorischer Neuerer, Arbeitgeber 
mit sozialen Verpflichtungen gegenüber den Arbeitern und schließlich ein-
fach Geschäftsmann (Plum 1977: 31, Kocka 1975). Niemand unter den pro-
fessionellen Großunternehmern in Lódz, wie zum Beispiel – um nur die 
wichtigsten zu nennen – Ludwik Geyer (1805-1869), der 1837 nach engli-
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schem Vorbild seine Weberei auf Dampfkraft umstellte (Waskiewicz 1958), 
Karl Wilhelm Scheibler (1820-1881), dessen Baumwollfabrik schon bald ein 
ganzes Stadtviertel einnahm (Pastula 1994) oder Izrael Poznanki (1833-1900), 
der zur kleinen Gruppe derjenigen Juden gehörte, denen der Wechsel vom 
Handel in die Produktion überaus erfolgreich gelang (Gorgolewski 1985), wä-
re auf den Gedanken gekommen, zu Gunsten ethnischer Rücksichten das 
Geschäftsinteresse hintenanzustellen. Dem Aufstieg der Polen mit ihrem 
Selbstverständnis von einer Adels- und Agrarnation in die Schicht der Groß-
industriellen standen nicht nur mentale Hindernisse im Wege. Erschwert 
wurde er in Lódz auch dadurch, weil viele deutschstämmige Unternehmer 
sich nicht nur als Leiter der Produktion, sondern auch des Absatzes verstan-
den und sich Großkaufleute nur schwer entfalten konnten: 
„Der Lódzer Fabrikant ist nicht nur Inhaber der Fabrik, sondern eine Person, die praktisch bis 
zu den geringsten Kleinigkeiten mit dem Geschäft vertraut ist. Er wohnt in Fabriknähe, beauf-
sichtigt den gesamten Herstellungshergang und ist überall eingeweiht, sogar dann, wenn bei gro-
ßer Ausdehnung des Unternehmens ein Fabrikdirektor vorhanden ist. Er verfolgt genau die Er-
gebnisse seines Produktionszweigs im Auslande, bestellt, sobald er von neuen, besser und ausgie-
biger arbeitenden Maschinen erfährt, diese ohne Bedenken, wenn auch seine bisherigen Maschi-
nen noch in gutem Zustand sind. Die Mehrzahl der Lódzer Fabrikanten verdankt ihre gegenwär-
tige Lage der eigenen Arbeit.“ (Bericht der russischen Regierungskommission aus dem Jahre 
1886, in: Rogall 1998: 437). 

In die zwischen Produzent und Konsument angesiedelte Kaufmannsschicht 
stiegen zahlreiche Juden auf, die von dort auch zur Tuchmacherei gelangten, 
da sie es verstanden, neue Erzeugnisse auf den Markt zu bringen und Mas-
senartikel zu lancieren (Bielschowsky 1912: 26). Juden waren geübt im Klein-
handel und in geldwirtschaftlichen Angelegenheiten, besaßen bewegliches 
Kapital und verfügten oft über internationale Verbindungen (Mosse 1992). 
Allgemein kann festgestellt werden, dass der jüdische Anteil in der Textilin-
dustrie in dem Maße zunahm, in dem man sich vom Produktionsprozess mit 
dem Rohstoff entfernte und in der Sphäre des Umgangs mit dem Fertigpro-
dukt bei Handel und Konsum tätig war (Walter 1992). So hatten Juden auch 
in Lódz, die keineswegs eine homogene Gruppe darstellten, ein deutliches 
Übergewicht im Handel, im Finanzwesen und im Fuhrgewerbe. Die Juden 
konnten den Handel deswegen dominieren, weil sie enge Handelsbeziehun-
gen mit ihren Glaubensbrüdern in den Ein- und Ausfuhrländern nutzten und 
weil sie leicht zugängliche und günstige Kredite gewährten. Insbesondere die 
so genannten Litwaken, die in den achtziger Jahren in die Stadt strömten, 
nachdem sie aus den mittelrussischen Gouvernements ausgewiesen worden 
waren, waren als Agenten und Kleinhändler mit Sprache, Sitte und Bedürfnis-
sen der russischen Bevölkerung vertraut und sollten Lódz mit Russland öko-
nomisch besonders eng verknüpfen (Friedman 1935). 
Abgesehen von den Familien Poznanski, Rappaport und Silberstein be-
herrschten die Juden keineswegs die Großindustrie, die vorrangig weiterhin 
aus ortsansässiger, deutschsprachiger Bevölkerung bestand. Deutsche und jü-
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dische Eliten gingen als Repräsentanten ihrer jeweiligen Kulturen pragmatisch 
miteinander um. Wenn ein jüdischer Garnhändler mit einem deutschen We-
ber Geschäfte machte, galten Bekenntnisunterschiede wenig (Guesnet 1999: 
147). Das Geschäftsinteresse stand im Vordergrund. Auch war für beide die 
Ambition zunächst noch begrenzt, politisch mitzusprechen, was nicht ohne 
eine Polonisierung möglich gewesen wäre. 
 
IV.  
Der Lódzer Alltag war von einem vielfältigen geschäftlichen Geflecht geprägt, 
zwischen deutschen Unternehmern und ihren anfangs auch deutschen Meis-
tern, dann später zwischen polnischen Meistern und polnischen Arbeitern, 
aber immer auch deutschen und erheblich seltener jüdischen Fabrikarbeitern, 
zwischen jüdischen Kaufleuten, Handwerkern und Krämern sowie ihren 
christlichen Geschäftspartnern und Kunden. Gerade der Handel fungierte in 
Lódz als Schnittstelle unterschiedlicher Lebensformen. Die hiesige Lebenswelt 
musste in einem hohen Grade modern sein, weil es unter einer Fremdherr-
schaft nur wenig zentrale Instanzen gab, weil der Führung kirchlicher, schuli-
scher und gesellschaftlicher Einrichtungen auf einem hohen Grad von Eigen-
initiative und Selbstverantwortung beruhten und weil man sich im wirtschaft-
lichen Handeln und kulturellen Leben jeden Tag mit verschiedenen Ethnien 
und damit verbundenen Lebensweisen auseinander zu setzen hatte. Die im 
Minderheitenstatus inhärenten religiösen Antriebskräfte – wie von Max We-
ber immer wieder betont – spielten in Lódz bei der Ausbildung des kapitalis-
tischen Systems nur eine untergeordnete Rolle. Wenn auch der Zusammen-
hang zwischen protestantischer Ethik im Sinne einer auf Individualismus, 
Askese und Rationalismus beruhenden Lebensform und dem kapitalistischen 
Wirtschaftshandeln von modernen Historikern als bestätigt gesehen wird 
(Kocka 1975: 35ff) und in einer Stadt wie Krefeld zum Beispiel, die seit der 
Reformation zu einem Refugium von Andersgläubigen wurde, der merkantile 
Aufschwung der Seidenindustrie den religiösen Außenseitern der Mennoni-
ten, Reformierten und Juden mit ihrem Sinn für das Ökonomisch-Rationale 
zu verdanken war, gestaltete sich in Lódz dieser Zusammenhang weniger evi-
dent. Im Vordergrund stand bei den Migranten des 19. Jahrhunderts von An-
fang an nicht religiöse Unterdrückung, sondern wirtschaftliche Not sowie 
leistungsbereiter Pragmatismus, sich in der Fremde etwas aufzubauen. Die 
Migrationswellen aus Preußen, Sachsen, dem Rheinland, aus Böhmen und 
Österreich überschnitten sich im Laufe des 19. Jahrhunderts immer mehr mit 
den Wanderungsbewegungen der Polen und Juden. Dies bedeutete auch, dass 
Einwanderer immer wieder nur auf Fremde stießen. Schon Sombart erkannte, 
dass Gewinn bringende Geschäfte in der Regel nur unter Menschen, die man 
kaum kennt, zu Stande kommen. Ihm zufolge konnte sich der Unternehmer-
geist gerade in der Fremde ungehemmt entfalten, da hier keine persönliche 
Rücksichten genommen werden mussten. 
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„Auch das behagliche Sich-Ausleben verbietet sich in der Fremde. Die Fremde ist öde. Sie hat 
für den Ankömmling keine Seele. Die Umgebung bedeutet ihm nichts … Es gibt für den Ausge-
wanderten – das gilt gleichermaßen für den Emigranten wie für den Kolonisten – keine Vergan-
genheit, es gibt für ihn keine Gegenwart; es gibt für ihn nur eine Zukunft.“ (Sombart 1902: 886). 

In Lódz war die Fremde besonders fremd, da hier der Anteil der Einwanderer 
denjenigen der einheimischen Bevölkerung um ein Vielfaches übertraf. 
 
V.  
Die Debatte, wie sich nun die Lódzer Unternehmerschaft zu einer einheitli-
chen sozialen Formation, die auf Grund ihrer Eigentumsrechte an den Pro-
duktionsmitteln identische Klasseninteressen vertraten, entwickelte und wie 
sich die Klassenbildungsprozesse in Arbeiter- und Unternehmerschaft wech-
selseitig beeinflussten, ob es eine Klasse der Bourgeoisie gegeben hat, bevor 
sich die Arbeiterschaft zu einer Klasse formiert hatte und wie sich dazu die 
Nationsbildung verhielt, ist noch nicht abgeschlossen. Eine intensive Be-
schäftigung mit dem Lódzer Fall würde bestimmt neue Ergebnisse bringen, 
auch zu der Frage, was für einen Lódzer Unternehmer nun wichtiger gewesen 
war: das gemeinsame Klasseninteresse mit anderen Unternehmern oder die 
gemeinsame, potenziell schichtenübergreifende nationale Zugehörigkeit? Die 
politische Rhetorik jedenfalls war lange Zeit von der sozialen Konfliktsituati-
on dominiert, wobei nationale und rassische Komponenten auffällig im Hin-
tergrund blieben. Seit den 1890er Jahren wurden in Lódz Kartellbildungen 
und Unternehmerabsprachen im Hinblick auf das Marktverhalten sichtbar. 
Die Klasse organisierte sich in Interessenverbänden. Feliks Tych hat herausge-
funden, dass während der Revolution von 1905 und 1907 die Arbeiterschaft – 
ob nun polnischer, deutscher oder jüdischer Herkunft – geschlossen gegen 
die Unternehmerklasse auf die Barrikaden ging. Erst nach ihrem Scheitern 
hätten sich die Gruppen ethnisch voneinander entfernt und in einer „Symbi-
ose ohne Sympathie“ (Tych 1999: 209) gelebt. Selbst die auf den innerbe-
trieblichen Erfahrungs- und Handlungsraum bezogene Unternehmerperspek-
tive bliebe unvollständig, wenn sie nicht durch Kategorien der Kultur, Erfah-
rung und Kommunikation erweitert werden würde, wie dies schon Edward P. 
Thompson Ende der 60er Jahre vorgeschlagen hat. Denn trotz großer inter-
ner Rivalitäten in der Unternehmerklasse muss man von einem Bewusstsein 
ähnlicher Lebensbedingungen und gemeinsamer Deutungsmuster ausgehen, 
das sich auch in ihrem Habitus äußerte, wie der Hochachtung vor der indi-
viduellen Leistung und dem damit verbundenen Anspruch auf wirtschaftliche 
Belohnung, soziales Ansehen und politischen Einfluss (Kocka 1987, 43). 
Immer wieder fiel auf, dass die Gründer und Leiter der modernen Industrie-
unternehmen, die häufig auf Grund von Privilegien der Obrigkeiten, d.h. 
staatlicher Interventionen, von Zwängen der zunftorientierten Wirtschafts-
ordnung ausgenommen waren, ihr Ansehen keineswegs ausschließlich auf ei-
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gene Leistung und die Marktbedingungen bezogen, sondern eher auf feudale 
Kriterien der Geburt, des Landbesitzes und des Patriarchalismus. Insbesonde-
re Scheibler zeigte sich in dieser Hinsicht ambitioniert. Der Fabrikant hatte 
ein Wohnviertel mit 200 Arbeiterhäusern errichtet, fünf Elementarschulen, 
ein Fabrikhospital, Ambulanzen, eine Apotheke, einen Kinderhort und ein 
Altersheim. Zudem gab es auf Scheiblers Fabrikgelände Läden, eine Badean-
stalt und sogar ein Arbeitsorchester. 1878 erhielt er auf der Pariser Weltaus-
stellung für seine sozialen Experimente eine Goldmedaille. In den Siebziger-
jahren führte er eine Krankenhilfskasse sein. Obwohl sich das in Vereinen or-
ganisierte Lódzer Wohltätigkeitswesen bis zur Jahrhundertwende in einen jü-
dischen und einen christlichen Zweig diversifizierte, blieben die karitativen 
Fabrikeinrichtungen Scheiblers für alle ethnischen Gruppen offen (Pietrow-
Ennker 1999: 120ff). Ebenso wie die Arbeiterschaft entwickelte auch der Un-
ternehmer – in Konfrontation mit den Forderungen des Proletariats – einen 
Sinn für Vorleistungen in Form industrieller Wohlfahrtspflege, um die Arbei-
terschaft sozial einzugliedern (Tanner 1999: 25). 
 
VI.  
Noch ziemlich ungeklärt ist die Frage, wie in diesem Erklärungsmodell das 
immer einflussreichere nationale Prinzip integriert werden könnte. Daher 
mögen hier am Beispiel von Lódz nur einige Indizien genügen. Als sich die 
Fabrikarbeiter in den neunziger Jahren in Streikaktionen ihrer Unzufrieden-
heit Luft machten, reagierten die Lódzer Unternehmer mit der Gründung 
von Interessenverbänden, wie im Jahre 1906 mit dem „Verband der Lódzer 
Fabrikanten der Bekleidungsindustrie“ in Berlin. Symptomatisch war dabei, 
dass sich die Lódzer Unternehmer nach der Ermordung ihres Kollegen Julius 
Kunitzer während der Revolution von 1905 – Kunitzer galt bei den Arbeitern 
als schonungsloser Ausbeuter – in klassenmäßiger und nationaler Solidarität 
in der Hauptstadt des Deutschen Reiches in Sicherheit brachten. Galten ü-
berwiegende Teile des Bürgertums in Warschau allenfalls noch als deutsch-
stämmig, waren die Lódzer Unternehmer noch deutscher, was sich seit 1906 
auch an einem „Hilfsverein der deutschen Reichsangehörigen“ mit alldeut-
schen Zielen ablesen lässt.  
Wie stark ökonomische Interessengegensätze innerhalb derselben sozialen 
Schicht ethnisch und national aufgeladen werden konnten, zeigt die wirt-
schaftspolitische Polemik, als Moskauer Vertreter der Textilindustrie zwischen 
Kongresspolen und Russland wieder Zollbarrieren aufstellen wollten und zu-
dem den russischen Patriotismus der Lódzer Industriellen in Frage stellte. 
Journalisten aus St. Petersburg und Moskau beschworen die „deutsche Ge-
fahr“ herauf und sahen in Lódzer Fabrikanten willfährige Organe der Regie-
rungszentrale von Berlin. In einer öffentliche Rede von 1885 versuchte ein 
Interessenvertreter der Moskauer Unternehmerschaft namens Sharapow aus 
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dem Konkurrenzkampf zwischen Moskau und Lódz einen rassischen Zwei-
kampf zwischen Slawen- und Germanentum zu machen (Luxemburg 1898: 
154-159). Er rief die Regierung zum Kampf gegen die „deutsche“ Industrie 
Polens und zur Rettung des von ihr unterdrückten russischen und polni-
schen Elements auf, ungeachtet dessen, dass gerade die Polen am meisten un-
ter der Zwangsherrschaft des Zaren zu leiden hatten. Die russische Regierung 
entsandte im Jahre 1886 eine dreiköpfige Regierungskommission nach Lódz, 
um dem Erfolgsgeheimnis der dortigen Industrie auf die Spur zu kommen. 
In der 1888 in St. Petersburg veröffentlichten Expertise unter dem Titel „Be-
richt über die Untersuchung der Fabrikindustrie im Zartum Polen“ kam sie 
zu dem Ergebnis, dass die Lódzer Industriellen die Kohle billiger einkauften 
als deren Moskauer Kollegen, die aber dafür den Arbeitern geringere Löhne 
auszahlten. Wenn auch die Lódzer Bourgeoisie weniger Steuern entrichtete, 
so würde sie andererseits mehr auf dem Gebiet der sozialen Fürsorge leisten. 
Die Kommission wunderte sich darüber, dass es im Lande geborene „russische“ 
Staatsbürger gebe, die kaum des Russischen mächtig seien (Heike 1971: 236). 
Letztlich wurde allen Beteiligten dieses Streits bewusst, dass mit ethnischer Pro-
paganda den industriellen Geschäftsinteressen am wenigsten gedient war. 
Das Verhältnis der Lódzer Unternehmer gegenüber nationalen Bindungen 
und Verpflichtungen blieb von einem großen Pragmatismus geprägt. Wenn 
sich die deutschstämmigen Fabrikanten auch in den wenigsten Fällen offen 
antipolnisch zeigten, waren viele doch obrigkeitstreu genug eingestellt, nach 
der niedergeschlagenen Revolution von 1864 Glückwunschadressen an den 
Zaren zu schicken. Loyal gegenüber der russischen Herrschaft ging man ohne 
nationale Erwägungen1 seinen geschäftlichen Interessen nach. Die Nationali-
tät gewann allenfalls unter ökonomischen Gesichtspunkten an Bedeutung: 
Russische Gesetze schufen Anreize zur Annahme der russischen Staatsange-
hörigkeit, da Ausländern die Bildung von Aktiengesellschaften verboten war 
(Rogall 1998: 444). 
Bis zum Ersten Weltkrieg waren Familien wie die Grohmanns, Geyers, Hoff-
richters zum großen Teil polonisiert. Die zweite Generation Geyers war 
schon in verschiedenen polnischen Vereinen engagiert. Wenn auch in den 
neunziger Jahren beim Führungspersonal der Lódzer Betriebe, d.h. bei Meis-
tern und technischem Personal mehr als die Hälfte Deutsche waren, holten 
hier die Polen immer mehr auf (Pytlas 1994: 299). Schon der aus einer Lód-
zer Fabrikantenfamilie stammende Kurt Schweikert benutzte den Begriff 
„polnische Bourgeoisie“ und meinte damit sein multinationales Bürgertum 
(Schweikert 1913). 1926 wurde die Organisiation der Evangelischen Polen ge-

                                                            
1 Zwei Söhne des Fabrikanten Steinert besaßen die deutsche, die anderen beiden die russische 

Staatsangehörigkeit. Von den Söhnen Karl Scheiblers war der eine im Ersten Weltkrieg russi-
scher, der andere deutscher Offizier. 
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gründet, der auch die ursprünglich deutschsprachigen Industriellen Geyer 
oder Grohmann angehörten. 
 
VII.  
Auf der Jagd nach möglichst großem kapitalistischen Gewinn wirkte die 
Rücksichtnahme auf konfessionelle oder auch nationale Interessen wie ein 
Relikt aus einer vergangenen Zeit. Gerade weil sie im Geschäftsleben ihre 
ethnische Herkunft weitgehend vergaßen und sich auf die neue Umgebung 
pragmatisch einstellten, verwandelte sich die Spitze der Großindustrie von 
Lódz zu erfolgreichen Unternehmern und zu den reichsten Bürgern in Polen. 
Um die Jahrhundertwende sollen vierzig Lódzer Unternehmer ein Vermögen 
von über eine Million Rubel besessen haben (Pytlas 1994: 57f). Die Protes-
tanten Geyer, Scheibler und Grohmann sind ebenso zu nennen wie die ka-
tholische Familie Heinzel. Alfred Döblin beschrieb in seinem Buch „Reise in 
Polen“ von 1926 das deutsch-polnische Zusammenleben in Lódz und beton-
te einen Zusammenhang zwischen Wohlstand und Assimilationsfähigkeit: 
„Der Patriotismus wächst also mit dem Geldschwund? Nein. Ein Armer hat einfach Not; die 
macht kämpferisch, verhindert Kompromisse. Der Reiche aber will etwas für sein Geld und 
nimmt auch fremden Glanz: Geld contra Nationalität“ (in: Heike 1971: 62f.). 

Ein nicht unerheblicher Anteil der deutschsprachigen, katholischen Fabrikan-
ten, der meist aus Böhmen oder Schlesien stammte, verstand es, sich rasch zu 
polonisieren. Der 1834 als Sohn schlesischer Einwanderer geborene Julius 
Heinzel, der gemeinsam mit Julius Kunitzer im Dorf Widzew eine Fabrik an-
legte, aus der 1884 eine Aktiengesellschaft für Baumwollerzeugnisse hervor-
ging, konnte daher sagen: 
„Mein Vater sprach nur schlecht polnisch. Mein Bruder und ich sind bereits Polen, und außer-
dem sind ja hier heutzutage alle schon mehr Polen als Deutsche“ (zitiert in: Gorski 1904: 21f.). 

Beschäftigt man sich mit der sozialen Elite der Unternehmer, bestand die Be-
sonderheit von Lódz weniger in der ethnischen Potenzierung des allgegen-
wärtigen sozialen Gegensatzes – ein journalistischer Beobachter beschrieb die 
revolutionären Ereignisse zwischen 1905 und 1907 mühelos als Kampf zwi-
schen polnischen Arbeitern und einer ihr ethnisch fremden Bourgeoisie 
(Bartkiewicz 1911: 5) – als vielmehr darin, dass im Gegensatz zu Deutschland, 
wo der Spielraum der einzelnen Unternehmer durch kollektive Regelungen 
und Prozesse der Verrechtlichung und Bürokratisierung zunehmend einge-
schränkt war, die Unternehmer in Lódz freier agieren konnten und ein von 
Interventionen einer weit entfernten Regierung unbehelligtes Geschäftsleben 
führen konnten, in dem ethnische und nationale Interessen nur am Rande 
ihren Einfluss geltend machten. Nur so konnte mit der auf deutsch so ge-
nannten zeitgenössichen Kategorie des „Lódzer Menschen“ – fest im polni-
schen und jiddischen Wortschatz verankert – in der Phase des Hochkapita-
lismus eine eigene, „staatenlose Nationalität“ entstehen: 
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„Ursprünglich war Deutschland ihr Vaterland; doch ihr längerer, seit mehreren Generationen an-
dauernder Aufenthalt in unserem Lande ließ schließlich viel von ihrem germanischen Patriotis-
mus schwinden, brachte sie aber der polnischen Nationalität noch immer nicht näher. Haupt-
sächlich handelt es sich bei ihnen um Menschen ohne politische Überzeugung“ (ebd). 

Literaturnobelpreisträger Wladyslaw Reymont machte in seinem Lódzer Ro-
man „Ziema Obiecana“ von 1898, der 1974 von Andrzej Wajda verfilmt 
werden sollte, die ethnisch-kulturellen Spannungen zwischen polnischen, jü-
dischen und deutschen Unternehmern vor dem Hintergrund einer der Aus-
beutung preisgegebenen, insbesondere aus Polen bestehenden Arbeiterschaft 
zum Thema (Rhode 1960). Er sah in dem Lódzer Menschen eine seelen- und 
kulturlose Kreatur und verglich ihn in seinem Drang nach Profit mit einer 
rastlosen Maschine, der sich als skrupelloser Egoist während der rasanten 
Entwicklung des Kapitalismus nur um seine Geschäfte kümmern würde. Tat-
sächlich hielten viele Geschäftemacher, die es unter deutsch-jüdischem Ein-
fluss zu etwas gebracht hatten, wenig von Nation und Politik. Stattdessen 
verkörperten sie einen anpassungsfähigen, meist aber auch opportunistischen 
dreisprachigen „Rubelpatriotismus“ (Breyer 1978). Wenn ein längerfristiger 
ethnischer Identitätsbildungsprozess bemerkbar war, dann war es die aus der 
Bevölkerungsentwicklung natürlich zu erklärende, nie reibungslos sich voll-
ziehende Polonisierung, die vom nationalsozialistischen Terror abrupt ge-
stoppt werden sollte: Am 5. Juni 1997 wurde an der „weißen Fabrik“, dem 
ehemaligen Firmensitz der Familie Geyer eine Gedenktafel angebracht, die an 
die Ermordung eines Polen deutscher Herkunft namens Robert Geyer durch 
die Gestapo im Dezember 1939 erinnert, der sich geweigert hatte, sich zum 
Deutschtum zu bekennen und daher die Volksliste nicht unterschrieb. 
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Informalisierung und Staat: 
Die Türkei seit der neoliberalen Wende 1980 

 
 
Informelle ökonomische Aktivitäten sind jene Aktivitäten, die außerhalb des 
sozialen, gewerberechtlichen und/oder steuerlichen Regulationsrahmens des 
Staates stattfinden. Informalisierung und staatliche Regulation scheinen daher 
ein Gegensatzpaar zu bilden, denn was nicht staatlich reguliert ist, gilt als in-
formell und vice versa. In diesem Artikel soll jedoch versucht werden, am 
Beispiel der Entwicklungen in der Türkei nach 1980 auf die aktive Rolle des 
Staates hinzuweisen, die dieser im Informalisierungsprozess spielt. Dabei wird 
das Hauptaugenmerk auf die Informalisierung des Arbeitsmarktes und des 
Wohnungsmarktes gelegt. Das Jahr 1980 markiert die neoliberale Wende in 
der Türkei. Die Öffnung gegenüber dem Weltmarkt und der Wandel zu einer 
exportorientierten Ökonomie hatte nachhaltige Auswirkungen auf den Ar-
beitsmarkt. Insbesondere für die ersten 10 Jahre nach dieser Wende kann 
man eine Politik der Lohnrepression diagnostizieren. Wichtige Vermittlungs-
ebenen waren dabei die Deregulierung des Arbeitsmarktes, die Einkommens-
umverteilung durch Inflation sowie die Ressourcenallokation durch Fiskal- 
und Finanzpolitik. 
Die Informalisierungstendenzen auf dem türkischen Arbeitsmarkt wurden 
nicht nur durch die staatliche Politik bedingt, sondern auch durch neue 
Konzernstrategien sowohl von exportorientierten Unternehmen als auch von 
Unternehmen, die vor allem lokale Märkte bedienen. Die „postfordistische“ 
Umstrukturierung beeinflusst nachhaltig die Art und Weise, wie in der türki-
schen Ökonomie der Produktionsfaktor Arbeit eingesetzt wird. Dieser The-
menbereich, welcher eine separate Forschung erfordert, wird im Rahmen die-
ses Artikels, der sich hauptsächlich auf die Rolle des Staates beschränkt, aber 
ausgelassen.1  
                                                            
1 Die jüngsten Studien zu den informellen Kleinst- und Mittelbetrieben in Anatolien sehen 

jene als Teil der flexiblen Akkumulation, welche die durch die wirtschaftliche Liberalisierung 
entstandenen Exportnischen ausnutzen (Cizre-Sakallioglu/Yeldan 2000: 499ff; Önis 1997: 
757ff; Bugra 1998). Die Definition des „Informellen“ bezieht sich dabei auf Kleinstbetriebe, 
die weniger als 10 Arbeiter beschäftigen und Mittelbetriebe, die durch einen verstärkten Ein-
satz von informeller Arbeit gekennzeichnet sind.  
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In der Türkei stellten spätestens seit der Verschuldungskrise 1978 die Struk-
turanpassungsprogramme des IWF und der Weltbank eine wichtige Triebkraft 
für die Deregulierung und Informalisierung des Arbeitsmarkts dar. Sie ver-
körperten im „blueprint“ die Zwänge des „globalisierten“ Weltmarktes und 
begleiteten die fortschreitende Export- und Finanzliberalisierung. Die viel 
diskutierte Sozialversicherungsreform, die quasi als eine Voraussetzung für 
das IWF-Stand-by-Abkommen vom Dezember 1999 lanciert wurde, wird un-
ter diesem Blickwinkel auf ihre möglichen Informalisierungseffekte hin unter-
sucht. Die Integration in die internationale Arbeitsteilung einerseits als „Bil-
liglohnland“ und andererseits als „Finanzoase“ mit hohen Realzinsen sowie 
Versuche, die „systemische Konkurrenzfähigkeit“ hauptsächlich durch Lohn-
kostensenkungen und Währungsabwertungen zu verbessern, hatte bedeutende 
desintegrative soziale Konsequenzen. Die destabilisierenden Auswirkungen 
des zunehmend informalisierten Arbeitsmarktes wurden in der Türkei durch 
eine staatlich-forcierte Informalisierung des Wohnungsmarktes teilweise wett-
gemacht: Die ersten illegalen Squattersiedlungen (Gecekonduviertel) entstan-
den ab den 50er Jahren auf besetztem Land in den Vororten der türkischen 
Metropolen. Sie wurden durch mehrere aufeinander folgende Gecekondu-
Amnestien, die mehr oder weniger dem türkischen Wahlrhythmus folgten, im 
Nachhinein legalisiert. Die Entwicklung eines Neopopulismus, der kliente-
listische Beziehungen zwischen Staat und Gecekondubewohnern sowie in-
formelle Netzwerke in den Gecekondugebieten fördert, ist ein weiteres The-
ma, das es hier zu untersuchen gilt. Anschließend soll die Finanzierbarkeit 
der Demokratie und der Zivilgesellschaft unter den Bedingungen einer peri-
pheren Strukturanpassung hinterfragt werden. 
 
Informalisierung und Staat 

Die frühen Untersuchungen zum informellen Sektor sahen in der Informali-
tät, wie der Name auch impliziert, mehr einen „Sektor“, etwas „Abgesonder-
tes“, als einen Prozess. Die informelle Arbeit stellte demnach einen Gegen-
satz zur kapitalistischen Lohnarbeit dar (vgl. Rakowski 1994, Gerry 1987). 
Dieser Artikel orientiert sich jedoch am strukturalistischen Informalisierungs-
ansatz, der Informalität als einen polit-ökonomischen und historischen Pro-
zess („Informalisierung“) auffasst, welcher mit der globalen Krise des fordisti-
schen Systems Anfang der 70er Jahre und der darauf folgenden industriellen 
und politischen Restrukturierung zusammenhängt (Castells/Portes 1989, Por-
tes/Schauffler 1993). Das Konzept der sozialen Marginalität und des dualen 
Arbeitsmarkts erscheint nicht geeignet für die Analyse des gegenwärtig diag-
nostizierten Informalisierungsschubs. Statt dessen wird in Verbindung mit 
den neuen Strategien der Unternehmen nach den strukturellen Verflechtun-
gen zwischen dem formellen und informellen Sektor und nach den Verände-
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rungen der Rolle des Staates bei der Verschiebung der Grenzen zwischen „for-
mell“ und „informell“ gefragt. Nicht zuletzt muss auch das sozialen Erbe unter-
sucht werden, auf dessen Grundlage sich informelle Aktivitäten entwickeln.  
Auf dieser Ebene wirft die Forschung über den informellen Sektor Fragen 
über die notwendigen Modifikationen zur Staatstheorie, über die Beziehung 
des Rechts zur politischen Ökonomie, über die Vermittlungsebenen der Re-
gulation und nicht zuletzt über die Ausbreitung von Legitimitätsvorstellun-
gen in der Gesellschaft auf. Der gegenwärtige Informalisierungsschub impli-
ziert eine Veränderung der sozialen Struktur, der Beziehungen der gesell-
schaftlichen Klassen und Gruppen zueinander und zum Staat und bewirkt 
insgesamt eine qualitativ neue gesellschaftliche Stratifikation, die nicht ein-
fach als „Zunahme der Armut“ oder als „Zunahme der Flexibilität“ etikettiert 
werden kann. Durch diesen kurz skizzierten Zugang wird der Staat im Spiegel 
der Gesellschaft und nicht als der Gegensatz zur (Zivil)gesellschaft konzeptu-
alisiert, Veränderungen sowohl in seiner Struktur als auch in seinen regulie-
renden Funktionen werden im Rahmen von Verteilungskämpfen zwischen 
den sozialen Akteuren analysiert. Die Verschiebungen zwischen „formell“ 
und „informell“, „legal“ und „illegal“ oder „legitim“ und „nicht-legitim“ un-
terliegen somit einem ständigen Verhandlungsprozess, der sich nicht zuletzt 
in der Transformation und Interpretation der Regeln und Gesetze nieder-
schlägt, welche die ökonomische Aktivität organisieren. Islamoglu (1997) 
weist auf diese Prozesshaftigkeit und Kontingenz in der Verhandlung hin und 
beschreibt Informalität sogar als „negotiated legality“.  
 
Strukturanpassung und Arbeitsmarkt: 
Die Türkei nach der Wende 1980 

Die Wirtschaft der Türkei war in der Zeit nach dem ersten Militärputsch 
1960 bis zur Verschuldungskrise 1978 durch eine bewusst eingesetzte import-
substituierende Industrialisierung (ISI) und eine „populistische“ Allianz zwi-
schen Industriekapital, organisierter Arbeiterschaft, den Kleinbauern und dem 
protektionistischen Staat gekennzeichnet (Aricanli/Rodrik 1990: 1344ff; Isla-
moglu 1997: 2ff; Boratav 1991: 34ff; Adanir 1995: 92f). Die ISI basierte auf 
der Belieferung des nationalen Marktes mit dauerhaften Konsumgütern 
(Bugra 2000a: 69ff) – vergleichbar mit dem europäischen Fordismus in der 
Nachkriegszeit. Ihre Dynamik war auf diese Güter beschränkt auf ein protek-
tionistisches Handelsregime und billige Kredite angewiesen. Reallohnerhö-
hungen in der Privatwirtschaft begleiteten das Wirtschaftswachstum (Yeldan 
1995: 47). In der Industrie beliefen sich diese Steigerungen der Reallöhne 
1963-66 auf 4,7%, 1967-70 auf 6,5% und 1975-77 sogar auf 15,4% (Boratav 
1991: 38). Die Ausweitung der staatlichen Ausgaben für Bildung und Ge-
sundheit sowie die Lohn- und Beschäftigungspolitik in der verstaatlichten In-
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dustrie verstärkten diese Einkommenseffekte. Die rege Investitionstätigkeit 
brachte die höchsten und schnellsten Zuwachsraten formeller Beschäftigung 
in der Geschichte der Republik (Aricanli/Rodrik 1990: 1344, Ecevit 1995: 
82ff). Der Anteil der Industriearbeiter an der Erwerbsbevölkerung erhöhte 
sich zwischen 1960 und 1980 von 8,2% auf 14,4% (Toptas 1998: 21). Kurz-
fristige private Kredite bei europäischen Banken, Überweisungen türkischer 
Gastarbeiter und ein defizitäres Budget wurden dazu genutzt, diese Investiti-
onen zu finanzieren und das chronische Zahlungsbilanzdefizit zu decken, 
welches die technologische Abhängigkeit der türkischen Ökonomie von 
hochwertigen Importen reflektierte.  
Fast synchron mit dem Ölpreisschock stieß die populistische ISI-Phase in der 
Türkei an ihre Grenzen. Dies war von einer tiefen politischen Krise begleitet, 
die sich 1978 bis 1980 unter anderem in offenen Straßenschlachten zwischen 
Rechten und Linken äußerte. Der ökonomische Hintergrund der Krise ist in 
der Ausschöpfung der Akkumulationsdynamik der ISI zu suchen. Die – im 
Vergleich zu den lateinamerikanischen Ländern – früh einsetzende Verschul-
dungskrise (1978) reflektierte die strukturellen Widersprüche der ISI, welche 
schon 1968 durch Hirschmann (1968) brillant analysiert wurden. An dieser 
Stelle können wir lediglich Stichwörter erwähnen, die auf den türkischen Fall 
zutreffen: der beschränkte Markthorizont der dauerhaften Konsumgüter, das 
Fehlen von backward linkages in den importsubstituierenden Industrien und 
chronische Leistungsbilanzdefizite auf Grund der technologischen Abhängig-
keit von Importwaren. Die hohen Löhne und die organisierte Arbeiterschaft 
– ein Verdienst dieser Periode – waren in der Krise nicht mehr willkommen: 
zu einem Zeitpunkt, als „der Kuchen kleiner wurde“ erschienen sie nur noch 
als Kostenfaktor.  
Die Formel „Restrukturierung in der Krise“ trifft auch für die Türkei der 80er 
Jahre zu und hatte nachhaltige Effekte auf die Lohnabhängigen und die Stel-
lung der Lohnarbeit in der türkischen Ökonomie überhaupt. Diese Restruk-
turierung wurde paradigmatisch in den „Beschlüssen vom 24. Januar“ (1980) 
formuliert: Liberalisierung des Außenhandels und des Finanzsektors, Reduzie-
rung von Subventionen, Freigabe der Zinssätze und Wechselkurse, Welt-
marktpreise im Agrarsektor, Umorientierung der Ressourcen hin zum Export 
(Aricanli/Rodrik 1990; Adanir 1995: 105). Der radikale Umschwung vom 
Protektionismus zur Weltmarktöffnung und Exportorientierung konkretisier-
te sich in der Abwertung der Türkischen Lira um 30%. Es ist ein Konsens 
unter vielen Sozialwissenschaftlern, dass diese radikale wirtschaftliche Wende 
ohne die politische Intervention der Armee am 12.9.1980 nie hätte umgesetzt 
werden können, erst jetzt war die gewerkschaftliche Desorganisierung und die 
Lohnrepression möglich (Boratav 1991, Yeldan 1995: 48; Aricanli/Rodrik 
1990: 1346). Das Reformprogramm, das sich in den „Beschlüssen vom 24. 
Januar“ äußerte, wurde eingehend von der Weltbank und dem IWF geprüft 
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und im Juni 1980 mit einem Kredit über 1,7 Mrd. $ unterstützt – die bis da-
hin größte Summe, die einem Entwicklungsland gewährt worden war (Yeldan 
1995: 48). Die Wende, die symbolisch mit dem Zeitraum vom 21.1. bis zum 
12.9.1980 markiert werden kann, war zugleich das Ende der „großen Allianz“ 
des Binnenmarktes. Von dort wurden die Ressourcen in den Export kanali-
siert, was zur Schrumpfung der internen Nachfrage führte. Alle Bereiche der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik wurden darauf ausgerichtet den Export anzu-
kurbeln: Die Wechselkurse wurden freigegeben, die Währung abgewertet, di-
rekte Subventionen und Steuervergünstigungen gingen nur noch an Export-
firmen. Tatsächlich stieg das Exportvolumen in einem rasanten Tempo, in-
nerhalb von zehn Jahren von 2,3 Mrd. $ (1979) auf 11,7 Mrd. $. 80% dieses 
Zuwachses entfielen auf verarbeitete Güter, insbesondere Textilien, Eisen und 
Stahl. Diese beträchtliche Leistung hatte jedoch keine entsprechende Auswir-
kung auf die Investitionen und die formelle Beschäftigung: Dieser Exportzu-
wachs war mit den nicht ausgelasteten Kapazitäten aus der ISI-Periode pro-
duziert worden (Aricanli/Rodrik 1990: 1347). Dazu kam, dass die öffentli-
chen Investitionen im Einklang mit der Restrukturierung des Staates systema-
tisch zurückgedrängt wurden. Die Stagnation in den „produktiven“ Sektoren 
wird als der primäre Grund für das instabile Wachstum und den abnehmenden 
Anteil der formellen Beschäftigung in der Privatindustrie diagnostiziert (Ecevit 
1995: 84). Der Beschäftigungsindex in der privaten Industrie lag nämlich 1998 
10% unter dem Niveau von 1988 (Cizre-Sakallioglu/Yeldan 2000: 487ff).  
Die langfristigen Auswirkungen dieses Umschwungs auf die Struktur des Ar-
beitsmarkts sind nicht leicht vorauszusehen. Es stehen jedoch verlässliche 
Daten über die Entwicklung der formellen Einkommen und der Einkom-
mensverteilung zur Verfügung, die eine vorsichtige Annäherung an die Zu-
sammenhänge zwischen Strukturanpassung und Informalisierung erlauben. 
Die Informalisierung der Arbeit, um Lohn- und Sozialkosten zu senken, wird 
in „socially disarticulated economies“ (Wilson 1998: 9) ein Wettbewerbsvor-
teil im Exportmarkt, wo Produktion und effektive Nachfrage auseinander fal-
len. Ein Blick auf die stärkste Sparte der türkischen Industrieexporte (insge-
samt 38,8% der Gesamtexporte), nämlich den Textil- und Bekleidungssektor 
belegt diese Neigung zu verstärkter Informalisierung. Während die nicht-
agrarische Erwerbsbevölkerung zwischen 1990 und 1996 um 4% zunahm, 
verzeichnete der Textil- und Bekleidungssektor offiziell keine Beschäftigungs-
zuwächse im Zeitraum 1992 bis 1995 (Lordoglu/Özar 1998: 5). Zeitungsbe-
richte sprechen von lediglich 500.000 formellen Arbeitnehmern unter insge-
samt 2.000.000 in der Gesamtbranche (Cumhuriyet: 14.6.1999). Auch der 
größte Autohersteller in der Türkei, Tofas (an ihm ist FIAT beteiligt), der 
nicht nur für den Binnenmarkt, sondern auch für den Nahen Osten und 
Nordafrika produziert, profitiert von diesem allgemeinen Informalisierungs-
schub und dessen staatlicher Duldung. Tofas hat in den 80ern für ihre Beleg-
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schaft ein duales System eingeführt: neben unbefristeten Verträgen gibt es auf 
ein Jahr befristete provisorische Verträge. Die befristet Beschäftigten fallen 
nicht unter die Arbeitsgesetzgebung von 1983 und haben entsprechend we-
niger Rechte (Parlak 1996: 134ff). Portes nennt diese Strategie 

„piecemal informalization in so far as it does not entail the blanket removal of workers’ protec-
tions from the existing labour code, but a pattern of selective omissions“ 1994a: 68). 

Die Strukturanpassung der türkischen Ökonomie ging insgesamt mit einer 
gravierenden Lohnrepression einher. Die Wirtschafts- und Sozialpolitik op-
tierte eindeutig für ein Wachstum, das auf niedrigen Löhnen basierte und ei-
ne erhebliche Umverteilung von unten nach oben bewirkte (Boratav u.a. 
1996: 379ff). Für die letzten 20 Jahre konstatieren Boratav u.a. ein tradeoff 
zwischen der industriellen Wettbewerbsfähigkeit und den Reallöhnen und 
zwischen der Entwicklung der Profitraten und den Reallöhnen. Zwischen 
1980 und 1988 sanken die Reallöhne um ca. 25%, während sich die Profite 
der größten 500 Unternehmen real verdoppelten (Yeldan 1995: 54). Der An-
teil der Löhne an der industriellen Wertschöpfung sank von 38,7% (1979) auf 
22,4% (1985) (Boratav 1991). Die Reallöhne in der privaten Industrie wurden 
1993-98 um weitere 25% reduziert (Cizre-Sakallioglu/Yeldan 2000: 489). 
Während auf der einen Seite die Arbeit für die nationale Exportökonomie 
billiger wurde, sparten die ausländischen Investoren in den 80er Jahren dop-
pelt: erstens auf Grund der allgemeinen Reallohnsenkung und zweitens auf 
Grund der Abwertung der Türkischen Lira, die schneller voranschritt als die 
Inflation (Boratav 1991: 41ff). Von den drei Faktoren, die die industrielle 
Wettbewerbsfähigkeit einer Nationalökonomie auf dem Weltmarkt bestim-
men, nämlich dem Wechselkurs, dem durchschnittlichen Reallohn und der 
Arbeitsproduktivität (in der Industrie), wurden die beiden ersten in der Tür-
kei zum hauptsächlichen Gegenstand der politischen Intervention. Die (in-
dustrielle) Arbeitsproduktivität blieb nämlich in den 80er Jahren hinter ver-
gleichbaren Ländern zurück, 12% hinter Portugal, 36% hinter Südkorea und 
46% hinter Spanien, wobei in diesen Ländern im selben Zeitraum die Real-
löhne zw. 28% und 174% stiegen (ebd.: 41). Die stetige Verbesserung in der 
industriellen Wettbewerbsfähigkeit sind angesichts der zurückbleibenden Ar-
beitsproduktivität hauptsächlich durch Lohnrepression und Liraabwertung 
erreicht worden (Boratav u.a. 1996: 385ff). Die Kosten der Strukturanpassung 
und Exportorientierung sind somit den Arbeitern und Arbeiterinnen aufge-
bürdet worden. Die rückläufigen Ausgaben für öffentliche Investitionen, Ge-
sundheit und Bildung verstärkten diesen Trend. In Bezug auf die Auswirkun-
gen dieser Politik auf den Arbeitsmarkt insgesamt kann man anmerken, dass 
„(…) changing and redefining the policy parameters regulating and shaping income distribution 
against labor in general was a major goal of the structural adjustment program of the 1980s.“ (A-
ricanli/Rodrik 1990: 1348) 
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Parallel zum stetigen Wachstum der Bevölkerung nahm die Kapazität der 
Ökonomie ab, formelle Beschäftigung zu schaffen und diese auch inflations-
geschützt zu bezahlen. Toptas beschreibt diese Wachstumsstrategie als eine, 
die auf der Informalisierung der Arbeit basiert (1998: 1). Die neuen politi-
schen Parameter begünstigten ein Verhältnis von Kapital und Arbeit, bei dem 
der Faktor Arbeit geschwächt und ein – sowohl angebots- als auch nachfrage-
seitig – größeres Potenzial zur Informalisierung freigesetzt wurde. 
 
Wirtschafts- und sozialpolitische Veränderungen 

Die neue Arbeitsgesetzgebung von 1983  

Informalisierung bedeutet u.a. eine veränderte Stellung der Arbeit gegenüber 
dem Kapital. Institutionell zeigt sich dies am deutlichsten in den Verände-
rungen der Arbeitsgesetzgebung und der arbeitsmarktrelevanten Regulierun-
gen der Sozialpolitik (Özbudun 1991, Cizre-Sakallioglu 1991, Boratav 1991: 
121ff, Islamoglu 1997: 3, Yeldan 1995: 54ff). Wie oben erwähnt, wurde im 
Zuge des Militärputsches von 1980 und der ihm folgenden dreijährigen Mili-
tärherrschaft eine neue Beziehung zwischen Kapital und Arbeit autoritär 
durchgesetzt. Im Bereich der außerökonomischen Regulierungen waren zwei 
Neuerungen von Bedeutung: die neue Verfassung von 1982 und die neue 
Arbeitsgesetzgebung von 1983. Mit dem Verbot der wichtigsten Gewerkschaf-
ten (bis auf die eher staatsloyale Türk-Is) noch am Tage des Putsches, wurde 
ein erstes Zeichen gesetzt, um die aus der populistischen ISI-Phase gestärkt 
hervorgegangene Arbeiterbewegung zu brechen. Die Verfassung von 1982 
brachte dann ein paradoxes Bündel von wirtschaftlichem Liberalismus und 
politischem Autoritarismus: Die politische Linke wurde faktisch verboten, 
das Vereinsgesetz wurde restriktiv überarbeitet und jegliche Form von politi-
scher Organisierung wurde unmöglich gemacht. Auf der anderen Seite wurde 
jegliche politische Betätigung von Gewerkschaften durch die neue Arbeitsge-
setzgebung von 1983 verboten. Folglich wurde im Artikel 37 die gewerk-
schaftliche Interessensvertretung auf den „Schutz und die Förderung von so-
zioökonomischen Rechten und Interessen der Arbeiter“ begrenzt, die „keine 
politische Aktivität voraussetzten und nach sich ziehen durften“ (Özbudun 
1991: 51). Betriebsgewerkschaften wurden verboten. Nach dem neuen Gesetz 
durften Gewerkschaften nur auf der Basis von Sektoren gegründet werden. 
Zwar durften in Sektoren wie Bergbau, Erdölraffinerierung, Gesundheit, Ban-
ken und Bildung Gewerkschaften gegründet werden, jedoch wurde ihnen das 
Streikrecht „auf Grund ihrer Schlüsselposition in der Ökonomie“ genom-
men. Das Streikrecht wurde für die übrigen Sektoren auf diejenigen Konflikte 
begrenzt, die aus den kollektiven Lohnverhandlungen hervorgingen („Interes-
sensstreik“ statt „Rechtsstreik“). Durch dasselbe Gesetz wurden auch die 
rechtlichen Grundlagen für eine „Oberste Schiedsbehörde“ innerhalb der öf-
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fentlichen Bürokratie geschaffen, welche Lohnkonflikte entscheiden sollte, 
wenn ein Streik als illegal erklärt oder verschoben wurde. Darüber hinaus 
wurde eine Meldepflicht für Gewerkschaftsmitglieder eingeführt, womit dem 
Arbeitgeber und den lokalen Arbeitsräten ein effektives Kontrollwerkzeug in 
die Hände gegeben und folglich die Mitgliederzahlen gedrosselt wurden (Is-
lamoglu 1997: 3). Durch diese Maßnahmen konnte der Staat die Lohnforde-
rungen effektiv kontrollieren und in Schranken halten, was die Kosten der 
Unternehmen erheblich verringerte.  
 
Inflation, Einkommensumverteilung und informeller Sektor 

Die Türkei lebt seit Mitte 70er Jahre mit einer chronischen Inflation, die in 
den 80er Jahren dreistellige Zahlen erreichte und heute bei 59% liegt (Eco-
nomist, 22.7. 2000). Die Inflation unterminierte erheblich die Kaufkraft der 
Einkommen aus den formellen Beschäftigungsverhältnissen, da deren Lohn- 
und Gehaltserhöhungen nicht an die Inflationsrate angepasst wurden. Man 
kann annehmen, dass sich ein Teil des informellen Sektors der türkischen 
Ökonomie aus formell beschäftigten Lohnabhängigen zusammensetzt, die 
den Kaufkraftverlust ihrer Löhne durch informelle Beschäftigungen wenigs-
tens teilweise kompensieren. Die Inflation teilte die Bevölkerung in zwei un-
gleich große Gruppen: in eine kleinere Gruppe, deren Profite, Löhne (z.B. 
hoch qualifizierte Angestellte in Produktionsdienstleistungen) und Zinsein-
kommen von der Inflation nicht beeinträchtigt wurden und in eine weit grö-
ßere Gruppe mit relativ fixen Löhnen (Staatsbeamte, normale Lohnarbeiter) 
und Produzenten (z.B. Bauern), deren Erzeugnisse nur geringfügig höhere 
Preise erzielten (vgl. Boratav 1991: 51). Die Inflation bewirkte somit eine ef-
fektive Einkommensumverteilung von unten nach oben. Anhand eines reprä-
sentativen Mitglieds der zweiten Gruppe, nämlich der Lehrer, kann man die 
Bestrebungen zur Kompensation des Kaufkraftverlusts illustrieren, welche 
hauptsächlich im Spektrum der informellen Tätigkeiten stattfinden: 1985 
machten die Lohnabhängigen 74,3% der städtischen und 31,5% der gesam-
ten Erwerbsbevölkerung aus (ebd.: 104). Nach neueren Zahlen sind 40% aller 
Lohnabhängigen Staatsbedienstete und von diesen sind insgesamt 1,5 Millio-
nen Beamte (von einer Gesamtzahl von 2,5 Millionen) (Boz 1996, 97). Unge-
fähr ein Fünftel der städtischen Erwerbsbevölkerung sind demnach Beamte. 
In den 80er Jahren reduzierte sich ihr Realeinkommen um über 50% (Bora-
tav 1991: 53). Boz schildert in ihrem Artikel über eine Feldstudie in Ankara, 
wie die Lehrer versuchen, diesen Einkommensschwund zumindest teilweise 
wettzumachen (1996: 118): 
„Because teaching in Turkey usually takes place on a half-day basis, it is possible for teachers to 
take a second job. For instance, some of them work as private tutors and/or in cramming 
schools. Others work as door-to-door salesmen, accountants and cashiers. Others manage coffee-
houses, do paper work for insurance companies, or sell vegetables and fruits in the bazaar. Tea-
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Teachers in both primary and secondary schools are particularly likely to belong to a trade un-
ion if their low pay has forced them into taking a second job.“ 

Wenn man bedenkt, dass die Lehrer ein Drittel aller Staatsbeamten ausma-
chen, kann man annehmen, dass eine zweite – informelle – Arbeit für die Be-
amten inzwischen durchaus typisch ist. Insbesondere bei den Lehrern, die 
einst als Symbol und Vermittler der „revolutionären Ideale der Republik“ gal-
ten, führte ihre zunehmende Betätigung im informellen Sektor seit Anfang 
80er Jahre dazu, dass sie nach und nach ihre angesehene Stellung in der Ge-
sellschaft verlieren. 
Das verringerte Haushaltseinkommen führt auch dazu, dass Jugendliche frü-
her mit der Schule2 oder dem Studium aufhören, dass die Hausfrauen aus-
wärts arbeiten (meistens in den Haushalt wohlhabender Familien) oder dass 
früher auf dem Markt erworbene Güter wie Kleidung und bestimmte Le-
bensmittel im eigenen Haushalt (von den Frauen) hergestellt werden oder 
dass man auf sie verzichtet (Boratav 1991: 112ff). Daran wird deutlich, dass 
sich die Informalisierung auf Grund der sich zu Ungunsten der Lohnabhän-
gigen verändernden Einkommensverteilung entwickelt.  
 
Die Finanzliberalisierung, reale Ökonomie und Beschäftigung 

Die Dominanz des Finanzsektors über die reale Ökonomie – insbesondere ab 
Ende der 1980er – war wohl der Faktor, der die formelle Beschäftigung für 
die breiten Schichten am nachhaltigsten beeinflusste. An dieser Stelle können 
keine konkreten Zusammenhänge zwischen Finanzliberalisierung und Infor-
malisierung in der Türkei dargestellt, sondern lediglich einige wichtige Trends 
angesprochen werden.  
Das Finanzsystem wurde ab 1980 stufenweise liberalisiert. 1981 wurde das 
Monopol der Zentralbank für Devisengeschäfte aufgehoben, Zinsen und 
Wechselkurse wurden freigegeben. Schrittweise wurde die Kontrolle der Zent-
ralbank über die Geschäftsbanken gelockert. Später wurde die Istanbuler Bör-
se gegründet und 1987 begann die Zentralbank mit Offenmarktoperationen. 
1989 wurde die Türkische Lira völlig konvertibel. Die Verfechter der Finanz-
liberalisierung argumentierten, dass die Finanzreform durch Diversifizierung 
der Anlagemöglichkeiten die Ersparnisse und folglich die Investitionen erhö-
hen und damit positive Effekte auf das Beschäftigungsniveau haben würde. 
Spätestens in den 90er Jahren wurde jedoch klar, dass das so genannte dee-
pening of the financial market die Abkoppelung des Finanzsektors von der 
Realökonomie bewirkte (Cizre-Sakallioglu 2000: 486ff, Yeldan 1995: 62ff). 
1992 blieb das Bruttoanlagevermögen in den „produzierenden Sektoren“ 
(Landwirtschaft, Bergbau, Industrie), welches ein wichtiger Indikator für die 

                                                            
2 1995 gab das Staatliche Statistische Amt (DIE) an, dass 32% der Kinder zwischen 6-14 Jah-

ren irgendeiner ökonomischen Aktivität nachgehen (in: Toptas 1998: 41). 
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langfristige Investitionsfähigkeit der Ökonomie ist, 20% unter ihrem Niveau 
von 1977 (Boratav u.a. 1996: 379). 
Boratav zeigte auch, dass 1991-1992 der Anteil der nicht-industriellen Gewin-
ne am Gesamtgewinn der größten 500 Industrieunternehmen 45% ausmacht, 
verglichen mit 17,5% in 1982-83. Die privaten Geschäftsbanken zählen dabei 
zu den Hauptgewinnern dieser Finanzpolitik. Ihre Gewinne stiegen in nur 10 
Jahren, zwischen 1977 und 1987, auf das Dreizehnfache, wobei der Anteil des 
Kreditgeschäfts an den Gewinnen gegenüber den Finanzmarktoperationen 
erheblich abgenommen hat (der Anteil der Kredite in ihren Aktiva betrug 
1980 51,3%, 1992 hingegen nur mehr 36,5%) (Boratav 1991: 55). Jedoch 
steckt hinter den rasant steigenden Profitraten der Privatbanken und der Pri-
vatanleger auf dem Finanzmarkt nicht der freie Markt selbst, sondern – trotz 
der „Finanzliberalisierung ohne wenn und aber“ – eigentlich wieder der Staat. 
Ende der 80er Jahre wurden die Offenmarktoperationen der Zentralbank aus-
geweitet und die Innenverschuldung wurde als wichtigstes Instrument der Fi-
nanzierung der staatlichen Ausgaben eingesetzt. Die Realzinsrate auf Staats-
papiere erreichte 1994 28,6% und 1996 sogar 31,1% (Cizre-
Sakallioglu/Yeldan 2000: 487). Die Staatspapiere wurden in den 90ern zur 
einträglichsten Anlagemöglichkeit und warfen immense Gewinne ab, sodass 
viele Privatbanken im Ausland Kredite aufnahmen, um sie in der Türkei dem 
Staat zu borgen (Boratav u.a. 1996: 385). Folglich betrugen 1999 Zinsrück-
zahlungen 45% der Staatsausgaben, wobei die Ausgaben für staatliche Inves-
titionen nur 4% ausmachten (Boratav 1999). 1998 wurden im Budgetentwurf 
für das kommende Jahr für Zinsrückzahlungen 68% der Steuereinnahmen 
einkalkuliert. Durch den Teufelskreis von Innenverschuldung, hohem Zinsni-
veau, Zinsrückzahlungen, Budgetdefizit, Innenverschuldung usw. brachte es 
eine kleine Gruppe von „Rentiers“3 zu schnellen und großen Gewinnen. Bo-
ratav bezifferte diese Gruppe auf Grund von Bankdaten für Ende der 80er 
Jahre auf 400.000 bis 500.000 Personen4 und wies auf die wachsende Ein-
kommenspolarisierung hin (1991: 68ff). Nach der Ausweitung der Offen-
marktoperationen ab 1989 vertiefte sich diese Kluft weiter, sodass 1994 das 
verfügbare Einkommen der oberen 5% der Gesellschaft insgesamt 40,5% des 
Gesamteinkommens ausmachte, gegenüber 34% in 1987 (ebd.). 1998 betrug 
der Anteil des Zinseinkommens (aus Sparanlagen, Devisenanlagen und 
Staatspapieren) am BIP 11%, wobei der Anteil des Einkommens aus der 
Landwirtschaft bei nur 15% lag, die immerhin für fast die Hälfte der Er-
werbsbevölkerung (ca. 10 Millionen Menschen) die einzige Einkommens-

                                                            
3 Hier wurde der Begriff „Rentier“ dem türkischen ökonomischen (und politischen) Jargon 

entlehnt. Das Rentiereinkommen bezieht sich demnach auf das Zinseinkommen der Geld-
vermögenbesitzer, die im Vergleich zu ihrem Beitrag zum Gesamtproduktionsprozess unver-
hältnismäßig groß ist, vgl. dazu Cizre-Sakallioglu/Yeldan 2000: 489. 

4 Nach der Volkszählung 1990 betrug die Gesamtbevölkerung 56,5 Millionen.  
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grundlage darstellt (Cizre-Sakalloglu/Yeldan 2000: 489). Die Dominanz des 
Finanzsektors hat sowohl auf die Einkommens- als auch auf die Ressourcen-
verteilung nachhaltige Auswirkungen, sodass die Kapazität der Ökonomie, 
formelle Beschäftigung zu schaffen, relativ zu den Vorperioden schrumpft. 
 
Strukturanpassungsprogramme und Informalisierung 

Wie oben skizziert wurde, erfuhr der türkische Staat in den 80er Jahren eine 
tief greifende Transformation, wobei seine „Aufgaben“ neu definiert wurden. 
Einerseits durch eine autoritäre legale Reform (Deinstitutionalisierung der 
Arbeit) sowie durch Reallokation der Ressourcen zu Gunsten des Finanzsek-
tors, andererseits durch Duldung der Einkommenspolarisierung und einen 
völligen Rückzug aus der Investitionspolitik und durch Privatisierungen ges-
taltete er die Rahmenbedingungen der Produktion um und deregulierte den 
Arbeitsmarkt. Diese Umstrukturierungen wurden von Strukturanpassungs-
programmen (SAP) der Weltbank und des IWF begleitet.  
Die politischen Strategien zur Flexibilisierung des Arbeitsmarkts, die im „Bri-
tischen Experiment“ nach 1980 ausformuliert und durchgesetzt wurden 
(Standing 1989), fanden als „eiserne Regeln des Marktes“ Eingang in die spä-
teren Strukturanpassungsprogramme. Sie gingen davon aus, dass die Interven-
tion des Staates in den Arbeitsmarkt nur verzerrend wirken könne, und dass 
Arbeitslosigkeit eine Folge von zu viel Staatsintervention sei. Die Verteidi-
gung kollektiver Arbeitnehmerinteressen durch Gewerkschaften, Mindestlöh-
ne, Kündigungsschutz usw. stellen demnach Rigiditäten dar, die das wirt-
schaftliche Wachstum hemmen. Daher soll der Arbeitsmarkt flexibilisiert 
werden: 
„Die Verschiebungen von formeller zu informeller Beschäftigung sind ein ebenso wichtiges 
Merkmal der Arbeitsmarktanpassung wie die Zunahme der Arbeitslosenquoten (…) Inflexible 
Löhne können die Umstrukturierung der Beschäftigung unterminieren, selbst wenn andere Märk-
te gut funktionieren. (…) Zu hohe Mindestlöhne begrenzen die Verteilung der Löhne nach unten 
und verhindern eine Lohnbildung auf markträumendem Niveau (Weltbank 1995: 128, 131) 

Diese Analysen und die Richtlinien, die aus ihnen hervorgehen, beanspru-
chen universale Gültigkeit. Doch sollte unbedingt zwischen den Staaten, die 
ihre Arbeitsmärkte an die „Sachzwänge der Globalisierung“ „autonomer“ an-
passen konnten und jenen, die quasi als „Nachzügler“ die SAPs durchführen 
mussten, unterschieden werden. Unter den „Kunden“ der Weltbank und des 
IWF sind gelegentlich auch Industriestaaten zu finden (z.B. 1976 Großbri-
tannien). Jedoch sind die SAPs gekoppelt an Strukturanpassungskredite, die 
den Schuldenberg exponenziell vergrößern und wichtiger als dies, dazu die-
nen, dass strukturelle Abhängigkeiten, die sich aus der Schuldnerposition er-
geben, aufrechterhalten werden – ein Spezifikum, welches besonders periphe-
re Ökonomien betrifft (Riddell 1997: 278ff, Meagher 1995, Hofbauer 1997: 
188ff, Gerry 1987: 114). Die budgetären und politischen Eingriffsmöglichkei-
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ten der internationalen Finanzinstitutionen, die diese im Rahmen der SAP als 
Gläubiger erhalten, bieten ein Beispiel für diese strukturelle Abhängigkeit. 
 
Die „Sozialversicherungsreform“ 

Im Dezember 1999 unterschrieb die Türkei das vorläufig letzte Stand-by-
Abkommen mit dem IWF. Diesem ging am 9. Dezember 1999 eine Ab-
sichtserklärung (Letter of Intent) der türkischen Regierung voraus. Der Artikel 
42 aus jenem „Brief“ fand als „Sozialversicherungsreform“ (SVR) öffentliche 
Beachtung und löste eine heftige Diskussion aus, nicht zuletzt, weil er eine 
Anhebung des Pensionsantrittsalters beinhaltete (IMF 1999). Der Prozess, der 
dem Abschluss des Stand-by Abkommens vorausging, und der auch Verände-
rungen in der Arbeits- und Sozialgesetzgebung erforderlich machte, war 
durch monatelange Verhandlungen zwischen dem Sozialministerium und den 
Gewerkschaften und durch eine Streikwelle im Sommer 1999 gekennzeichnet. 
Dies lenkte die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit unter anderem auch auf 
das bis dahin unterbelichtete Thema des informellen Sektors in der Türkei, 
das jedoch keinen Eingang in den offiziellen Diskurs fand. Die Argumentati-
on bezüglich der kurzfristigen monetären und budgetären Ziele schloss näm-
lich die Thematisierung der Struktur und der Strukturmängel des türkischen 
Arbeitsmarkts aus.  
Die Sozialversicherungsreform vom Dezember, die als der erste Schritt einer 
umfassenden Reform des Sozialversicherungssystems lanciert wurde, tastete 
das Grundproblem des mangelhaften Sozial- und Arbeitsschutzes nicht an: 
Derzeit haben nur 47% der Erwerbsbevölkerung eine Sozialversicherung ir-
gendeiner Art (Lordoglu/Özar 1998: 17). Die städtische Erwerbsbevölkerung, 
die nicht bei einer Sozialversicherungsinstitution registriert ist, wird auf 5 
Millionen geschätzt, was zugleich fehlende Sozialversicherungsprämien und 
damit einen Faktor ausmacht, der das Defizit der Sozialversicherungen ver-
größert (Cumhuriyet 18.6.1999, 7.7.1999, 12.7.1999). Der Anteil der Steuer-
einnahmen, der für die Finanzierung des Sozialversicherungssystems ausgege-
ben wird, beträgt im EU-Durchschnitt 24,2%, in der Türkei hingegen ledig-
lich 5,1%. Im Budget sind keine direkten Zuwendungen an Sozialversiche-
rungsinstitutionen vorgesehen, womit die Türkei in der OECD einen Aus-
nahmefall darstellt. Ein weiterer Vergleich mit der EU zeigt deutlich, dass der 
offizielle Diskurs über die überdurchschnittlich hohe Last des staatlichen So-
zialversicherungssystems für das Budget nicht zutrifft: Der Anteil der Ausga-
ben für das Sozialversicherungssystem am BIP betrug 1994 in Österreich 
26%, in Frankreich 29%, in Griechenland 17%, in den USA 16% und in der 
Türkei nur 2,8% (Cumhuriyet 12.7.1999). Ein anderer Kritikpunkt betrifft das 
Fehlen einer Arbeitslosenversicherung, was für die Beschäftigten ein hohes 
Risiko und eine dementsprechende Tendenz zur Aufnahme informeller Tä-
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tigkeiten impliziert. Das Recht aller Bürger auf eine Sozialversicherung ist 
zwar in der Verfassung (Artikel 60) verankert, jedoch wurden in der vorlie-
genden Sozialversicherungsreform keine dafür notwendigen Maßnahmen ge-
plant, das Ganze wird vor allem als ein Finanzierungsproblem interpretiert, 
dem man u.a. mit der Anhebung des Pensionsantrittsalters auf 58 Jahre bei 
Frauen und 60 Jahre bei Männern entgegenwirken wollte. Dabei wurden die 
Folgen für den Arbeitsmarkt ausgeblendet. Erstens sind die Voraussetzungen 
für den offiziellen Pensionsantritt angesichts des hohen Anteils der informel-
len Beschäftigung nicht dem türkischen Arbeitsmarkt angemessen. Arbeits-
plätze sind auf Grund der krisenanfälligen ökonomischen Entwicklung nicht 
gesichert, die Chancen auf eine Beschäftigung mit Sozialversicherung 
schwinden, nicht zuletzt auf Grund zunehmender Informalisierung durch 
formelle Unternehmen, und es besteht ein beträchtlicher Überschuss an jun-
gen Arbeitskräften (Soner 1999). Auf der anderen Seite wurde angemerkt, 
dass die vorliegende Reform die Jugendarbeitslosigkeit erhöhen könnte, wenn 
sie nicht von entgegenwirkenden Strukturreformen begleitet würde (Cumhu-
riyet 2.7.1999) 5. Zweitens liegt die Lebenserwartung in der Türkei mit 69 Jah-
ren bei Frauen und 65 Jahren bei Männern wesentlich unter dem europäi-
schen Durchschnitt. Nicht zuletzt mit diesem Argument protestierten die 
Gewerkschaften unter dem Motto „Nein zur Pension im Sarg!“. Im Letter of 
Intent wird die Bedeutung des informellen Sektors lediglich an einer einzigen 
Stelle angedeutet, indem eine bessere „Überwachung“ der nicht registrierten 
Ökonomie angekündigt wird.  
„In the coming months, the government plans to deepen social security reforms by (…) underta-
king administrative reforms to improve coverage, compliance and administrative efficiency (…)“ 
(IMF 1999: Artikel 42) 

Der Letter of Intent der türkischen Regierung wirft auch die Frage der „In-
formalisierung der Politik“ auf (vgl. PROKLA 117: 502). Die Verlagerung der 
Staatspolitik aus den herkömmlichen demokratisch legitimierten Prozessen 
und ihre Verlagerung auf die Ebene der Beziehungen mit den internationelen 
Finanzorganisationen ruft ein Legitimitätsproblem hervor und verwischt die 
Strukturen der Verantwortlichkeit. Überraschenderweise werden im Letter of 
Intent Versprechungen an den IWF abgegeben, die sich auf zukünftige Er-
gebnisse parlamentarischer Abstimmungen über Gesetzesvorlagen beziehen 
(Cumhuriyet 25.12.1999). Die „Absichtserklärung“ der Regierung stellt damit 
indirekt das ganze demokratische System in Frage. Die Legitimität der De-
mokratie wird auch dadurch unterminiert, dass der technokratische Diskurs, 

                                                            
5 1994 betrug die Arbeitslosenrate 7,9%. Die städtische Arbeitslosenrate unter Jugendlichen 

mit einem Schulabschluss, die die höchsten Chancen auf eine Beschäftigung im formellen 
Sektor haben sollten, liegt hingegen bei 36% (Özel 1996: 183). Wenn man bedenkt, dass es 
in der Türkei keine Arbeitslosenversicherung gibt, sind die hohen Arbeitslosenraten ein wei-
terer Indikator für die Bedeutung der Einkommensbildung im informellen Sektor. 
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den man in Bezug auf die sozioökonomischen Probleme in der Türkei an-
wendet, die Bevölkerungsmehrheit, die tagtäglich mit den ökonomischen 
Missständen unmittelbar konfrontiert ist, von der Politik entfremdet. Die of-
fiziellen Paradigmen, die kurzfristigen monetären und budgetären Zielen Pri-
orität einräumen, sind nicht im Stande, die strukturellen Probleme der türki-
schen Ökonomie zu thematisieren, zu denen auf jeden Fall die ungesicherten 
Arbeitsverhältnisse im informellen Sektor und der anhaltende Trend zur In-
formalisierung gehören.  
 
Gecekondu: Der informelle Wohnungsmarkt 

Die sozioökonomische Entwicklung der Türkei ist seit den 50er Jahren durch 
eine substanzielle Binnenmigration gekennzeichnet, die für ca. 60% des 
Wachstums der urbanen Bevölkerung verantwortlich ist (Öncü 1988: 40). In 
den Städten übersteigt die Nachfrage nach Wohnraum bei weitem die Kapa-
zität der staatlichen Wohnungsbauförderung, deren Empfänger sich auf einen 
kleinen Teil der formellen Beschäftigten und darunter hauptsächlich auf die 
Staatsbediensteten beschränken (Bugra 2000b: 110). Auf der anderen Seite 
konzentriert sich das Privatkapital im städtischen Wohnungsbausektor, das 
sich zum Großteil aus kleinen Bauunternehmen mit niedriger Kapitalausstat-
tung zusammensetzt, auf den Bau von Eigentumswohnungen für die geho-
bene Mittelschicht und die Oberschicht. Die hohe Nachfrage dieser Schich-
ten nach Wohnungen, in der sie eine inflationsgeschützte Anlagemöglichkeit 
sehen (Yönder 1987: 214) sowie die hohen Baukosten und Gewinnspannen 
der Bauunternehmen machen für den Großteil der Bevölkerung den Erwerb 
einer Eigentumswohnung unmöglich. Auf der anderen Seite stellen Miet-
wohnungen spätestens seit der Abschaffung des Mietkontrollgesetzes 1962 
keine wirkliche Alternative für die einkommensschwachen Schichten dar, für 
die die Mieterhöhungen der letzten 40 Jahre große Einbußen im Haushalts-
einkommen bedeuteten (Keles 1990: 166ff). Ein beträchtlicher Teil des 
Wohnraumbedarfs musste daher im informellen Wohnungsmarkt gedeckt 
werden, sodass insbesondere in den Metropolen der formelle Wohnungs-
markt bald nicht mehr die Regel sondern die Ausnahme darstellt: Derzeit 
wohnen 25,5% der urbanen Bevölkerung, insgesamt 12,5 Millionen, in 2,5 
Millionen illegal gebauten Häusern (Gecekondus). In Ankara sind 70% der 
Wohnbevölkerung in Gecekondus untergebracht, wobei sich dieser Anteil in 
Istanbul und Izmir auf 50% beläuft (ebd.: 142). Gecekondus können in drei-
facher Hinsicht illegal sein: weil sie auf besetztem Land gebaut werden, weil 
es keine Baugenehmigung gibt und/oder weil die Bauvorschriften nicht ein-
gehalten werden (Wedel 1999: 59). Die ursprüngliche Illegalität eines Groß-
teils der Squattersiedlungen sind seit 1949 durch insgesamt acht Gecekondu-
Amnestien aufgehoben worden (Bugra 2000b: 113). Auf die Legalisierung der 
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Gecekondus hatten vier Faktoren einen entscheidenden Einfluss: die moralische 
Legitimität des Bedürfnisses nach Wohnung, die Verfügbarkeit großer unbe-
nutzter Ländereien an den Rändern der Städte, die systemstabilisierenden Effek-
te der Beteiligung der Migranten am spekulativen Wertzuwachs auf dem Woh-
nungsmarkt und die Stellung der Gecekondus in der „Wahlkampfdemokratie“.  
Zum ersten: da der informelle Wohnungsmarkt das Grundbedürfnis nach 
Wohnungen von über einem Viertel der urbanen Bevölkerung deckt, welches 
durch die reallokativen Mechanismen des Staates nicht gedeckt werden 
konnte, erlangte er eine moralische Legitimität. An diesem Punkt ist das ne-
gative Wechselverhältnis zwischen den anonymen Verteilungsmechanismen 
des Staates und den persönlichen Abhängigkeitsbeziehungen des informellen 
Sektors eindeutig zu sehen. Im Unvermögen der staatlichen Politik liegen die 
Gründe für das Gedeihen des informellen Sektors. 
Zum zweiten: Die meisten Gecekondus wurden auf besetztem Land gebaut, 
das der Kommune oder einer staatlichen Behörde gehörte. In Istanbul betrug 
dieser Anteil 76%, in Ankara sogar 88% (Bugra 2000b: 111). Die Existenz 
großer Ländereien an den Rändern der Städte ist ein historisches Erbe der 
osmanischen Struktur des Landbesitzes, welche das Staatseigentum in der 
Republik weiterhin prägte (Toptas 1998: 29). Dieses Land lag zumeist brach 
und wurde weder privatisiert noch für soziale Projekte verwendet. Die Legali-
sierung der Gecekondus stellte für den Staat eine „kostenlose“ Lösung für die 
städtische Wohnraumnot dar. In diesem Fall liegt eine positive Korrelation 
zwischen Staat und informellem Sektor vor. Die Präsenz des Staates, insbe-
sondere das Ausmaß und die Form des Staatseigentums, machte informelle 
Tätigkeiten auf dem Wohnungsmarkt überhaupt erst möglich.  
Drittens muss die Immobilienspekulation und Kommerzialisierung der Gece-
kondus seit den 70er Jahren berücksichtigt werden. Die wohlbegründete Er-
wartung einer Legalisierung der illegalen Siedlungen hat einen lukrativen ille-
galen Markt an den Rändern der Städte entstehen lassen, auf dem die Gece-
konduerbauer nicht mehr die Bewohner selbst waren, sondern starke Mit-
telsmänner aus der Umgebung und kleine Bauunternehmen (Keles 1990: 
162ff; Wedel 1999: 60ff; Öncü 1988: 47). Durch das Wohnbaugesetz von 
1984, wonach in den Gecekondus bis zu vier Stockwerke errichtet werden 
dürfen, erfuhr dieser Prozess einen weiteren Schub (Bugra 2000b: 117). Da-
durch hatten die Gecekondubewohner, die zumeist auf dem Arbeitsmarkt 
diskriminiert und in den informellen Sektor abgedrängt wurden, neben der 
Legalisierung ihrer Unterkünfte auch gute Chancen, an der boomenden 
Grundstücks- und Wohnungsspekulation teilzunehmen. Die negativen Effek-
te der Informalisierung auf dem Arbeitsmarkt wurden teilweise auf dem in-
formellen Wohnungsmarkt wettgemacht. 
Für Öncü (1991) macht dieser Ausgleichsmechanismus den Kernpunkt des 
urbanen Populismus aus und ist mit ein Grund für das Fehlen von radikalen 
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sozialen Bewegungen, die aus Gecekondugebieten hervorgehen, wobei ver-
gleichbare sozioökonomische Verhältnisse in anderen Ländern zu städti-
schem Aufruhr in den Slums und Squattersiedlungen geführt haben (Öncü: 
1994). Boratav hingegen weist auf die ideologische Dimension dieser Integra-
tionsform hin, die den marktliberalen „Geist“ im kleinen Umfang reprodu-
ziert (Boratav 1991: 117ff). Jedoch sollte diese Feststellung keine homogene 
soziale Struktur in den Gecekondus vortäuschen, die im selben Ausmaß vom 
urbanen Populismus profitiert. Eine aktuelle Studie, die in einem der jüngs-
ten Istanbuler Gecekondubezirke (Sultanbeyli) durchgeführt wurde, dessen 
Bevölkerung sich zwischen 1985 und 1998 um den Faktor 40 vermehrt hat, 
belegt, dass sich die vorliegende soziale Stratifikation mit den Migrationswel-
len weitgehend deckt. Die Immobilien- und Grundstücksmakler in Sultanbey-
li gehören zu jenen Migranten, die am längsten hier leben. Aus der Migrati-
onswelle bis Mitte 80er Jahre gingen dann die Kleinhändler und Handwerker 
des Bezirks hervor. Diejenigen Migranten, die die letzte Migrationsbewegung 
in den 90er Jahren ausmachen und hauptsächlich aus Ost- und Südostanato-
lien stammen, arbeiten hingegen unter prekären Bedingungen in den unters-
ten Segmenten des informellen Sektors (Özgen 1999: 15). 
Viertens, innerhalb eines klientelistisch organisierten politischen Systems erlan-
gen Maßnahmen, die den legalen sowie sozialen Status der Gecekondus betref-
fen, eine funktionale Bedeutung. Wie oben skizziert wurde, engte der auf den 
Militärputsch 1980 folgende rechtliche und politische Rahmen die Macht jener 
Institutionen (Gewerkschaften und Vereine) ein, die auf Klassenbasis organisiert 
waren und Klassenpolitik betrieben. Daher gewannen klientelistische Beziehun-
gen zwischen den lokalen Behörden und den Gecekondubewohnern als Muster 
politischer Mobilisierung zu den Wahlen umso mehr an Bedeutung. Diese Pat-
ronagepolitik fand ihre Grundlagen erstens in der Gemeindereform von 1984, 
die wichtige Bereiche der Baupolitik auf die kommunale Ebene verlagerte und 
zweitens in der Erhöhung des Anteils der kommunalen Ausgaben am Staats-
budget. Die bedeutendsten materiellen wie immateriellen Instrumente der Pat-
ronage sind die Nichteinhaltung von Gesetzen, etwa der Verzicht auf eine Kon-
trolle der Besiedlung oder der Durchsetzung von Bauzonen und Genehmi-
gungsvorschriften sowie die selektive Zuteilung von knappen städtischen 
Dienstleistungen in denjenigen Vierteln, in denen die jeweilige Partei gewählt 
wurde (Wedel 1999: 64ff, Öncü 1991, Keyder/Öncü: 1994, Leitmann/ Beha-
roglu 1998). Bei den beiden zuletzt angeführten Determinanten der Informa-
lisierung des Wohnungsmarkts haben wir es mit einer Verwischung der Grenze 
zwischen dem staatlichen und dem informellen Sektor zu tun. Indem der Staat 
aktiv zur Kommerzialisierung der Gecekondus beiträgt und klientelistische 
Netzwerke aufbaut, widerspricht er den eigenen, für alle Bürger gleichermaßen 
gültigen Prinzipien als Basis seiner reallokativen Maßnahmen. Der Staat infor-
malisiert sich selbst, indem er seine Verteilungskanäle personalisiert.  
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Anhand der Gecekondus wird deutlich, dass die Informalisierung nicht nur 
eine ökonomische Veränderungen einleitet, vielmehr modifiziert sie auch die 
Muster der sozialen Beziehungen in der Gesellschaft, was eine veränderte Art 
und Weise der „Einbettung der Wirtschaft in die Gesellschaft“ (Polanyi) imp-
liziert. Die reallokativen Prinzipien des Staates (oder der Politik) und die a-
nonymen Tauschbeziehungen des Marktes, die die Wirtschaft geprägt haben, 
verlieren an Bedeutung. Die informellen und personalisierten Beziehungen, 
die sich am Muster der Familie orientieren und nach den Prinzipien persön-
licher Abhängigkeit, Treue, Solidarität und Vertrauen organisiert sind (vgl. 
Portes 1994b: 432ff, Lomnitz 1988), nehmen in allen Bereichen zu und füllen 
die durch den „aktiven Rückzug“ des Staates frei gewordenen Räume. 
Besonders in den Ländern der kapitalistischen Peripherie wie z.B. auch in der 
Türkei, wo ein großer Teil der Staatsbürger nur rudimentär von sozialstaatli-
chen Sicherungen profitieren kann, greift die Gesellschaft im Zuge der neoli-
beralen Umstrukturierung des Staates umso stärker auf „Ersatzidentitäten und 
-institutionen“ wie z.B. Familie, Ethnie oder Religion zurück, die ihre Defini-
tionsmacht aus dem vorhandenen kulturellen Potenzial schöpfen. Jedoch 
bleibt dieses kulturelle Potenzial nicht autochthon. Vielmehr bedingen die 
gegenwärtige Aktivierung der verschiedenen „Lokalismen“, welche die sozia-
len Beziehungen regeln, und die Erfordernisse der globalen Umstrukturierun-
gen einander. Die klientelistischen Merkmale des urbanen Populismus und 
die vorhin geschilderten Veränderungen im sozioökonomischen Rahmen der 
Türkei ab den 80er Jahren liefern dafür ein Beispiel.  
 
Kann sich der deregulierte Staat eine Zivilgesellschaft leisten? 

Oft werden Fragen der Demokratie in Entwicklungsländern rein politikwis-
senschaftlich mit Begrifflichkeiten wie Zivilgesellschaft und politische Kultur 
diskutiert. Häufig werden dabei die Verflechtungen der politischen Kultur 
mit den sozialen und ökonomischen Veränderungen sowie die Kräfteverhält-
nisse in der Zivilgesellschaft nicht (oder nicht systematisch) in die Untersu-
chungen einbezogen. Anhand der Informalisierungstendenzen in der Türkei 
und des globalen Kontextes, in den diese Tendenzen eingebunden sind, wer-
den die tief greifenden Mängel einer auf die lokale politische Kultur und die 
Menschenrechtsproblematik reduzierten Demokratieforschung deutlich, ein 
Problem, das hier lediglich gestreift werden kann. Der Typus von Arbeit, den 
die Strukturanpassung in der Türkei fördert, ist sicher nicht dazu geeignet, 
eine demokratische Entwicklung voranzutreiben. Wie oben ausgeführt wurde, 
befinden sich die Mittelklassen – die traditionellen Träger der demokrati-
schen Stabilität – sowohl ökonomisch als auch sozial im Abstieg und sind 
von einer Deklassierung bedroht. Die Einkommenspolarisierung, die mit dem 
neuen ökonomischen Modell schon programmiert war, fördert abgekoppelte 
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Arbeitswelten und eine allgemeine Deinstitutionalisierung der Arbeit. Infor-
melle persönliche Abhängigkeitsverhältnisse in der türkischen Politik und 
Gesellschaft bilden derzeit die Gegenkonzepte zur sozialstaatlichen Organi-
sierung und sie werden in dem Ausmaß wichtiger, wie jene geschwächt wer-
den. Jedoch wurde nach dem 1980 erfolgten Paradigmenwechsel in Politik, 
Wissenschaft und Presse jenes Konzept der Zivilgesellschaft favorisiert, das 
die demokratische Entwicklung paradoxerweise von dem neoliberalen Rück-
zug des Staates abhängig macht. Das idealisierte Bild der Entbürokratisierung 
und Eigeninitiative zeigt sich jedoch in vielen Fällen als eine äußerst verzerrte 
Wiedergabe von dem, was in der Realität passiert: Die staatliche Bürokratie 
wird nach und nach von der Bürokratie der internationalen Finanzinstitutio-
nen ersetzt, und die Zivilgesellschaft kann auf sich selbst gestellt nicht den 
erforderlichen Arbeits- und Sozialschutz für den „flexiblen Arbeitnehmer“ 
bieten. 
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Krieg und Umwelt in Jugoslawien 
 
 
Ökologische Dimensionen des Balkankrieges 

Der zeitliche Abstand zu den NATO-Angriffen in Jugoslawien, verlässlichere 
Informationen über Hintergründe, Verläufe und über die realen Verhältnisse 
im Kosovo und in Serbien ermöglichen heute eine sachlichere und kritische-
re Diskussion. Die Absichten und die propagierten Ziele der Akteure sind 
transparenter geworden (Hundseder 1999: 202). Die Interessen, Fehleinschät-
zungen und Illusionen der Beteiligten und Betroffenen, vor allem aber der 
für den Krieg Verantwortlichen, gewinnen klarere Konturen und werden zu-
nehmend offensichtlich und öffentlich. Dennoch steht eine kritische Aufar-
beitung des Krieges gerade bei den politisch Verantwortlichen der NATO-
Staaten aus und kann wohl auch aus ihrer selbstgefälligen Rolle heraus kaum 
erwartet werden.  
Die erklärte politische und militärische Zielsetzung des NATO-Angriffs im 
Kosovo und in Serbien war es, personifiziert den jugoslawischen Präsidenten 
Milosevic und seine Regierung mit militärischer Gewalt in Form von Luftan-
griffen zur Unterschrift unter den Vertrag von Rambouillet zu zwingen, die 
Einstellung der serbischen Kämpfe gegen die albanische Volksgruppe im Ko-
sovo durchzusetzen und deren gewaltsame Vertreibung zu verhindern.1 
In den öffentlichen Verlautbarungen der politisch und militärisch Verant-
wortlichen in den NATO-Staaten, besonders auch in Deutschland, stand die 
Beteuerung im Mittelpunkt, dass sich die Luftangriffe nicht gegen die Men-
schen in Jugoslawien richten, sondern ausschließlich gegen das Milosevic-
Regime, die engere politische und militärische Führung Serbiens. Das militä-
rische Potenzial Jugoslawiens und seine Kampffähigkeit sollten in erster Linie 
vernichtet werden. Dazu gehörte nach NATO-Strategie aber auch, in der 

                                                            
1 Der Krieg, seine völkerrechtliche Problematik, seine Funktion in der NATO-Strategie, im 

Konzept der USA und die differenzierte Rolle ihrer NATO-Verbündeten, die Folgen für die 
UN, etc. können hier ebensowenig ausführlich behandelt werden wie die politischen, öko-
nomischen, sozialen und kulturellen Folgen für den Balkan und im Hinblick auf das künfti-
ge Zusammenleben der beteiligten Völker. Vgl. dazu u.a. Cremer/Lutz 1999, Balzer/Deppe 
1999; Pradetto 1999. 
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zweiten und dritten Phase des Krieges2 neben militärischen Angriffszielen die 
Infrastruktur Serbiens und im Kosovo, also: Industrieanlagen, Energieversor-
gung, Verkehrswege und -systeme, Versorgung etc., zu zerstören. 
Schon in der ersten Phase des Krieges wurde deutlich, dass das militärische 
Potenzial und die militärische Logistik, einschließlich der Luftstreitkräfte und 
der Luftabwehr auf Grund der Defensivstrategie der jugoslawischen Armee 
nur unwesentlich beeinträchtigt werden konnten. Die NATO-Strategie der 
verstärkten Angriffe auf zivile Ziele brachte dann größere Zerstörungserfolge, 
da es sich um weitgehend ungesicherte und ungeschützte Objekte handelte. 
Der Krieg wurde damit zu einem Krieg gegen die Infrastruktur des Landes, 
gegen die Bevölkerung, ihre Arbeitsplätze, ihre industrielle Basis und die all-
gemeinen Lebensverhältnisse, gegen die natürlichen Lebensgrundlagen und 
gegen die Umwelt. Die massiven Luftangriffe nahmen zunehmend den Cha-
rakter eines Krieges gegen die Umwelt an, dessen Folgen für die Kriegsgegner 
und für diejenigen, denen man helfen wollte, längerfristig auch über das 
Kriegsende hinaus eine Bedrohung darstellen.  
In Deutschland legte das Umweltbundesamt im Auftrag der Bundesregierung 
mit Datum vom 05.05.1999 ein zunächst geheim gehaltenes Gutachten „Ers-
te Einschätzungen zu den ökologischen Auswirkungen des Krieges in Jugos-
lawien“ (Umweltbundesamt 1999: 1ff.) vor. Darin wurden – ohne konkrete 
Daten berücksichtigen zu können – erste Einschätzungen zu den katastro-
phalen Folgen der Bombardierungen und Prognosen hinsichtlich der Um-
weltfolgen vorgenommen und begründet. Ausführlich und warnend werden 
die Auswirkungen der freigesetzten hochgefährlichen Schadstoffe als Folge 
der Bombardierungen beschrieben. Der Luftkrieg richtete sich vor allem ge-
gen: Erdölraffinerien und petrochemische Industrie, Treibstofflager, Heizöl- 
und Rohölvorräte, Kraftwerke und andere Energieversorgungsbetriebe, Che-
mische Industrie, Treibstofflager und andere Bevorratungseinrichtungen, 
Düngemittelfabriken, Munitionsbetriebe und andere produzierende Indust-
rien, Verkehrswege, insbesondere strategisch wichtige Brücken, Versorgungs- 

                                                            
2 Die erste Phase sollte sich nach General Naumann nur gegen militärische Ziele, die Luftver-

teidigung und die militärische Führung richten, in der zweiten Phase sollten diese Angriffe 
bis zum 44. Breitengrad erfolgen, in der dritten Phase wurde der Krieg auf ganz Jugoslawien 
ausgedehnt. So äußerte sich der deutsche NATO-General Naumann, neben dem amerikani-
schen General Clark der Verantwortliche in der militärischen Führung der NATO, am 
21.9.99, ab 22.55 Uhr, in der ZDF-Sendung „Chronik eines angekündigten Krieges“ – Eine 
Bilanz des Kosovokonflikts. Ebenfalls wurde hier dargelegt, dass die Angriffspläne der 
NATO bereits seit Juni 1998 vorbereitet und im Oktober 1998 wesentlich unter der Ver-
antwortung von General Naumann fertig gestellt waren. Nach den Darstellungen in dieser 
Sendung hat der damalige deutsche Kanzlerkandidat Gerhard Schröder bereits bei seinem 
Washingtonbesuch am 4./5. August 1998 dem Kriegsvorhaben zugestimmt und eine deut-
sche militärische Beteiligung unter seiner Kanzlerschaft zugesichert. Ebenso tat dies damals 
auch der heutige deutsche Außenminister Fischer, unter Betonung der deutschen Verläss-
lichkeit für die USA und für die NATO. 
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und Entsorgungssysteme und -leitungen (Knauer/Rosenkranz 1999: 224ff.). 
Diese Ziele enthalten große Mengen chemischer Stoffe, hochgiftiger Produk-
te und Halbprodukte mit einem enormen Gefahrenpotenzial, die bei Freiset-
zung, Verbrennung oder Explosion im näheren und weiteren Umkreis schwe-
re Umweltschäden und Gesundheitsgefährdungen verursachen. Durch Zerstö-
rung von technischen Anlagen, z.T. während laufender Produktion, durch 
Brände und Explosionen wurden insbesondere in den Industrieregionen Ju-
goslawiens und in einzelnen Industriegebieten unkontrolliert eine Vielzahl ge-
fährlicher Substanzen in großen Mengen als Stäube, in flüssiger oder gasför-
miger Form, auch als neu entstehende Stoffgemische in die Umwelt freige-
setzt. Landwirtschaftliche Flächen zur Nahrungsmittelproduktion und zum 
Futtermittelanbau, andere Naturgebiete und Nutzflächen der Menschen, wie 
z.B. Kinderspielplätze, Freizeitgebiete, Sportanlagen, Schulhöfe, Parks, Wäl-
der, das Grundwasser in den betroffenen Gebieten, stehende und fließende 
Gewässer, Luft, Gebäude, Nahrungsmittel, Baustoffe etc. sind in erheblichem 
Ausmaß langfristig kontaminiert (z.B. Schwermetallvergiftung und -ablage-
rung in der Donau und in anderen Gewässern). Diese Auswirkungen reichen 
über die Grenzen Jugoslawiens hinaus, so sind auch die Nachbarstaaten Ru-
mänien, Bulgarien und Griechenland betroffen (Neacsu 1999: 4). 
Damit einher gingen Zerstörungen von Leitungs- und Rohrsystemen, die der 
Versorgung mit Energie, Wasser etc. oder der Entsorgung als Kanalisations-
systeme dienten. Dies führte zu Wassermangel und -verunreinigung, in deren 
Folge zwangsläufig Hygieneprobleme, Seuchengefahren und Infektionskrank-
heiten entstehen (Umweltbundesamt 1999: 13 ff.). Zerstörte Rohrleitungen, 
die z.T. auch flussüberspannend in großen Brücken verlaufen, haben zur Fol-
ge, dass die Leitungsinhalte (z.B. Öl) direkt in die Fließgewässer gelangen. 
Die gesundheitsschädigenden und die Umwelt gefährdenden Folgen werden 
in dieser Studie als offenkundig angesehen. Vergleiche hinsichtlich der Schä-
digungsdimensionen als Folge der zerstörten Industrieanlagen werden zu ver-
gangenen Umweltkatastrophen, wie Seveso (Dioxin, TCDD-Freisetzung im 
Jahre 1976) oder zur Rheinvergiftung in der Folge der Sandoz-Brandkata-
strophe 1987 in Basel, gezogen (ebd. 3f.). D.h., eine für Jahrzehnte zu erwar-
tende Zunahme von Krebs, von genetischen Schäden und anderen Erkran-
kungen bei der betroffenen Bevölkerung, bei Erwachsenen, Kindern und 
künftigen Generationen sind in größerem Ausmaß zu erwarten.  
Eine weitere spezifische Umweltgefahr und Gesundheitsgefährdung der Men-
schen, über die bis in die Gegenwart wenig Informationen in die Öffentlich-
keit gelangten, geht von dem Einsatz erheblicher Mengen radioaktiver Muni-
tion der A 10 Bomber und Kampfhubschrauber aus (Günter 1999: 182ff.). 
Die mit einem radioaktiven Metallkern bestückten Schwermetallgeschosse 
enthalten Uran 238, von denen nach dem Einsatz eine Verstrahlungswirkung 
ausgeht. Eine noch größere Gefahr besteht in der chemischen Toxizität des 
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Schwermetalls durch staub- und gasförmiges Uranoxid (Loccumer Appell 1999). 
Ende Juni 1999 bereiste eine internationale Delegation von Fachleuten und 
Vertretern aus verschiedenen nationalen Umweltinstitutionen im Auftrag der 
UNEP bombardierte serbische Gebiete, um die Zerstörungsfolgen von In-
dustrieanlagen und die daraus resultierenden Umweltschäden abzuschätzen 
(UNEP/UNCHS 1999: 101ff.) – eine nachträglich besonders schwierige Auf-
gabe, die aber von großer Bedeutung im Hinblick auf Sanierungsmaßnahmen 
und eine erste Beurteilung der Folgeschäden ist.  
Die Balkans Task Force nahm punktuelle Untersuchungen und Beurteilun-
gen einzelner Industrieanlagen in einigen Standorten vor: „Die BTF identifi-
zierte ‘Hot-Spots’ aus Umweltsicht, nämlich in: Pancevo, Kragujevac, Novi 
Sad und Bor, wo unverzügliches Handeln und auch weiterführende Messun-
gen und Analysen erforderlich sind“ (UNEP/UNCHS 1999: 4). Weitere Un-
tersuchungen wurden hinsichtlich der Schadstoffbelastung der Donau, der 
Biodiversität in Schutzgebieten sowie der Auswirkungen in Siedlungsgebieten 
im Kosovo vorgenommen. Bezüglich der Folgen der Urangeschosse konnten 
keine Analysen vorgenommen werden, da der Gruppe keine Zielangaben der 
NATO vorlagen.3 Inzwischen hat die NATO die Angriffe mit dieser Muniti-
on auch offiziell eingeräumt. In 100 Angriffsflügen wurden 31.000 Muniti-
onseinheiten mit ca. 10 Tonnen abgereichertem Uran eingesetzt. Als rück-
ständiges Gefahrenpotenzial im Boden der betroffenen Regionen für die dort 
lebende Bevölkerung wurde dies bisher in der Öffentlichkeit kaum zur 
Kenntnis genommen. Lediglich bezogen auf die in einschlägigen Gebieten 
stationierten Kfor-Soldaten (u.a. deutsche Einheiten) wurden Probleme einer 
Gesundheitsgefährdung gesehen (Frankfurter Rundschau 22.3.2000). 
Im analytischen Teil des Berichts werden in den Industrieregionen z. T. äu-
ßerst schwere Rückstände aus der Verbrennung großer Ölmengen und vielfäl-
tige Kontaminationen aus chemischen Reaktionen konstatiert, auch Dioxin- 
und Quecksilbervergiftungen von Böden und Gewässern sind eindeutig iden-
tifiziert. Deutliche Unterschiede in den Untersuchungsergebnissen und vor 
allem in deren Bewertung lassen sich zwischen dem BTF-Bericht und den Er-
gebnissen einer WWF-Untersuchung (Erste Analyse 1999) in Belgrad, Pance-
vo und Novi Sad feststellen. Auffällig ist der Bewertungstenor des BTF-
Berichtes, von Äußerungen des UN-Verantwortlichen und ehemaligen deut-
schen Umweltministers Klaus Töpfer bis hin zu den Bewertungen der Ergeb-
nisse und Schlussfolgerungen aus den Analysen sowie einer daraus resultie-
renden Forderung nach einer Soforthilfe in der eher bescheiden wirkenden 
Höhe von 36 Mio. DM. In den konkreten Untersuchungsdaten werden mas-
sive Schädigungs- und Gefahrenpotenziale identifiziert, die in der verbalen 

                                                            
3 Obwohl keine Untersuchungen stattfanden, wurde bezüglich der Urangeschosse Bedenken-

losigkeit für die Besiedlung dieser Gebiete attestiert (Vgl. UNEP/UNCHS 1999: 5ff). 
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Bewertung eine systematische Verharmlosung erfahren. Dies lässt sich ferner 
an dem Argumentationsmuster und den Formulierungen feststellen: „Der 
Kosovo-Konflikt hat keine Umweltkatastrophe ausgelöst (…), trotzdem ist die 
an einigen Stellen gefundene Verschmutzung ernst und stellt eine Gefähr-
dung menschlicher Gesundheit dar.“ (UNEP/UNCHS 1999: 4). Des Weite-
ren wird immer wieder darauf verwiesen, dass es sich bei großen Teilen der 
Umweltschäden um Altlasten handelt bzw. man dies vermutet und Umwelt-
schutzdefizite der Vergangenheit für zahlreiche Schadsituationen verantwort-
lich seien. In einem ersten Resümee vor der Presse wird weiter festgestellt: 
„Die große ökologische Katastrophe wurde offenbar dadurch vermieden, dass 
die Serben ihre Ölvorräte und giftigen Chemikalien rechtzeitig vor den 
Bomben in Sicherheit gebracht hätten.“ (Gaserow 1999: 1). Hingegen wird 
z.B. im WWF-Bericht in aller Deutlichkeit auf die großen Umweltschäden 
und Zukunftsprobleme in der Folge des Krieges verwiesen, die Schädigung 
der Donau als länderübergreifendes Problem im Balkan gesehen.4 Auch der 
Hinweis am Ende des WWF-Berichts, sich für den wissenschaftlichen 
Gebrauch mit einer Neudefinition des Begriffs der „ökologischen Katastro-
phe“ zu befassen (Erste Analyse 1999: 52ff., Lugger 1999: 358-362, punkt.um 
1999: 3), ist ein deutlicher Hinweis auf Interpretationsprobleme im Verhältnis 
und Vergleich zu Ereignissen der Vergangenheit und der aktuellen Einord-
nung.  
Die begrenzte Aussagekraft der zurzeit vorliegenden Berichte zu den Umwelt-
schäden in Jugoslawien und in Bezug auf die Nachbarländer ist offensicht-
lich. Es handelt sich um exemplarische Untersuchungen, die selbst auch 
nicht den Anspruch auf umfassende Analysen und abschließende Bewertun-
gen erheben. Sie geben aber dennoch wichtige Hinweise auf die Art und 
Größenordnungen der Schadens- und Gefahrenpotenziale und können zu 
Abschätzungen der Folgen dienen. Sie sollten Grundlage für Sanierungsakti-
vitäten sein, die ohne ideologische Verblendung, Embargodogmen und poli-
tische Grenzziehungen im Interesse der Menschen des Balkans schnellstens 
erfolgen müssten. Gerade der UNEP müsste dies ein vordringliches Anliegen 
sein, will sie dem Verdacht einseitiger Parteinahme und Beschönigung zu 
Gunsten der NATO keinen weiteren Vorschub leisten. Solche größeren An-
strengungen sind aber bis zur Gegenwart nicht erkennbar. 
Über die Grenzen des Balkans hinaus ist z.B. auch das NATO-Land Italien 
als operative Ausgangsbasis der Luftangriffe direkt von ökologischen Folgen 
als Begleiterscheinungen des Krieges betroffen. Der Abwurf der bei den An-
griffen nicht benutzten Bomben der NATO-Kampfflugzeuge vor der Lan-

                                                            
4 Ausführlich werden die bedrohlichen Schadensdimensionen in Jugoslawien und bezogen auf 

die Nachbarländer in dem Dokumentationsfilm des WWF dargestellt: „Bomben auf Che-
miewerke“, 2. November 1999, 21.00 bis 21.40 Uhr, im Fernsehsender Phoenix. 
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dung auf ihrem Stützpunkt Ancona ins Meer ist eine gängige Praxis im 
Kriegsverlauf gewesen. Um kein Landungsrisiko mit den noch an Bord der 
Jets befindlichen Bomben einzugehen, wurden Sprengbomben, Fliegerbom-
ben, Clusterbomben mit 202 Sprengköpfen, Laser-Missiles etc. vor der Küste 
ohne Detonationsauslösung ins Meer abgeworfen. Seit italienische Fischer die 
ersten Bomben in ihren Netzen fingen und protestierten, ist eine aufwändige 
Suchaktion in Gang gebracht worden. Bei Ortung werden sie in schwierigen 
und teuren Verfahren am Meeresboden gesprengt, wobei die Fauna und Flora 
in weitem Umkreis zerstört werden und die Schadstoffe aus der Sprengung in 
der Adria verbleiben (Herrmann 1999).5 
 
Umweltkrieg in der NATO-Strategie 

Die militärische Option der NATO, nach der in der zweiten und dritten 
Kriegsphase mit Priorität Industrieanlagen, Infrastruktur- und Versorgungsein-
richtungen durch Bombardierung oder Beschuss zu zerstören sind, verfolgte 
die Strategie, durch die Kriegseinwirkungen auf zivile volkswirtschaftlich 
wichtige und für die Lebensgrundlagen der Menschen unverzichtbare Ziele 
den Druck der Bevölkerung auf das politische Regime zu erhöhen. Dem liegt 
eine verengte militärischen Denkweise zu Grunde, die offensichtlich auch po-
litisch von den Verantwortlichen in den NATO-Staaten so gesehen oder mit-
getragen wurde. Erstaunlich ist dies deshalb, weil die gleiche Strategie der 
USA schon im Golfkrieg gegen den Irak ohne Erfolg angewandt wurde. Die 
Hoffnung, durch gesellschaftlichen Druck auf die politische und militärische 
Führung in Jugoslawien, diese zum Einlenken auf die Forderungen der 
NATO zu bewegen, konnte bei einer realistischen Analyse der Verhältnisse 
und der Vorgeschichte der jugoslawischen Entwicklung der letzten Jahrzehnte 
nicht aufgehen (Cremer 1999: 60ff.). Die unmittelbaren Zerstörungswirkun-
gen und die langfristigen, dauerhaften Umweltschädigungen und z.T. Ver-
nichtung von Ressourcen und natürlichen Lebensgrundlagen wurden dabei 
billigend in Kauf genommen.  
Die Geringschätzung dieser Kriegsfolgen drückt die immer wieder vom zu-
ständigen NATO-Sprecher Jamie Shea und den Militärs dafür verwendete zy-
nische Begrifflichkeit der so genannten „Kollateralschäden“ (zwangsläufige 
Begleiterscheinungen) aus (Narr/Koch/Vack 1999: 210ff.), begleitet von Ge-
heimhaltung, Verharmlosung, Falschmeldungen und z.T. Verleugnung dies-
bezüglicher Planungen, Ziele, militärischer Handlungen, aber auch des Leug-

                                                            
5 Vgl. ZDF-Nachrichten, 15. Juli 1999, 21.45 Uhr: Fischerboote in Venedig liegen seit Wochen 

im Hafen, keine Entschädigung, ca. 160 Bomben in Netzen, teure Suche und Sprengung 
mit jeweils ca. 100 kg Sprengstoff, Fischsterben, Zerstörung der Fauna und Flora, Krater am 
Meeresboden. Bis heute sind spezielle Räumungskommandos dort im Einsatz und mit der 
mühsamen, gefährlichen und teuren Beseitigung beschäftigt. 
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nens von Fehleinschätzungen und deren Folgewirkungen.6  
Ein solcher „Umweltkrieg“ ist völkerrechtswidrig und verstößt gegen die gül-
tigen und von allen beteiligten Staaten anerkannten Genfer Abkommen und 
die Zusatzprotokolle. Diese wurden in der Folge des Vietnamkrieges hinsicht-
lich der ökologischen Folgen moderner Kriegsführung nach einer entspre-
chenden Debatte (ab 1975) bezüglich der amerikanischen Kriegsführung in 
Vietnam entsprechend ergänzt. Daraus folgt, dass diesbezüglich auch der 
BTF-Bericht vor dem Hintergrund des Genfer Abkommens für den Tatbe-
stand von Kriegsverbrechen relevant ist. Im Zusatzabkommen I besagt Artikel 55:  
„(1) Bei der Kriegsführung ist darauf zu achten, dass die natürliche Umwelt vor ausgedehnten, 
lang anhaltenden und schweren Schäden geschützt wird. Dieser Schutz schließt das Verbot der 
Anwendung von Methoden oder Mitteln der Kriegführung ein, die dazu bestimmt sind oder von 
denen erwartet werden kann, dass sie derartige Schäden der natürlichen Umwelt verursachen und 
dadurch Gesundheit oder Überleben der Bevölkerung gefährden. (2) Angriffe gegen die natürli-
che Umwelt als Repressalie sind verboten.“ (Gesetz zu den Zusatzprotokollen I und II 1979). 

Es steht also die Frage nach dem Tatbestand eines „Umweltkrieges“ und sei-
ner völkerrechtlichen Bewertung im Raum, nicht zuletzt trifft das auch die 
Vereinten Nationen und die zuständigen internationalen Gerichte. 
„Ein Umweltkrieg wird geführt, wenn nicht nur die Biosphäre, sondern, wie zuletzt im Golfkrieg, 
auch die Zivilbevölkerung, ihre Volkswirtschaft und ihre Kulturgüter angegriffen werden. Im Zu-
satzprotokoll 1 zu den Genfer Abkommen (1977) wird ein sachlicher und kriegsrechtlicher Zu-
sammenhang zwischen Öko-Krieg und Umweltkrieg hergestellt“ (Krusewitz 1999: 35). 

Krusewitz stellt hinsichtlich der Funktion des BTF-Berichts und der Aussagen 
des UNEP-Direktors Klaus Töpfer die Frage: „Deutet die Töpfersche Absolu-
tion auf eine neuartige Arbeitsteilung zwischen Nordatlantischer Allianz und 
Vereinten Nationen – die NATO führt Umweltkriege und die UNO bestätigt 
anschließend, dass es keine waren?“ (Krusewitz 1999: 169ff.). Zwangsläufig ist 
die NATO-Strategie in Jugoslawien durch den ausschließlich als Luftangriffe 
geführten Krieg ein Spezifikum. Bombardierungen aus großer Höhe und 
Luftwaffenbeschuss überfliegender Jets lassen die Ziele und das, was sich am 
Boden ereignet, weit wegrücken von der eigenen erfahrbaren Beteiligung und 
dem Zwang der Inaugenscheinnahme der Zerstörungen. Die Kräfte des An-
greifers werden von den ökologischen Folgen, von zerstörter Infrastruktur, 
von ausgetretenen Gift- und Gefahrstoffen und dadurch verursachten mögli-
chen Gesundheitsschäden etc. nicht beeinträchtigt. Die Seite der Angreifer 
bleibt „sauber“. Auf der Grundlage dieser Strategie sind auch keine Rück-
sichtnahmen bezüglich entstehender Gefahrstoffpotenziale am Boden erfor-

                                                            
6 Eine späte Bestätigung dieses Zynismus und der Strategie zur Verbreitung von Unwahrhei-

ten zur propagandistischen Stützung der Legitimation des Angriffskrieges und zur Vertu-
schung der militärischen Erfolglosigkeit liefert NATO-Sprecher Shea in einem Interview En-
de März 2000: „Kollateral-Schaden würde ich heute nicht mehr sagen“, Jamie Shea über 
Wahrheit und Propaganda während des Kosovo-Krieges: Realität nicht hinter Militär-Jargon 
verstecken, in: Frankfurter Rundschau, 25. März 2000, S. 12. 
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derlich bzw. können ignoriert oder sogar als „Kampfmittel“ gesehen werden. 
Damit prägt diese Form des Krieges eine besonders menschen- und umwelt-
verachtende Komponente aus. Dennoch ist sie auch im Hinblick auf den mi-
litärischen Auftrag, der im Kosovo gestellt war, erfolglos geblieben und 
konnte propagandistisch nur kurze Zeit genutzt werden, bis sich die als Er-
folge gemeldeten Zahlen über Abschüsse und Zerstörungen von militärischen 
Einrichtungen und Waffensystemen als unzutreffend herausstellten. Das Er-
reichen der militärischen Zielsetzung hätte nur am Boden selbst, unter In-
kaufnahme erheblicher eigener Verluste, erreicht werden können.7 
Die deutliche Differenzierung zwischen zivilen Einrichtungen / Zivilbevölke-
rung und Militär in Kriegshandlungen und die Auswahl der Angriffsziele, wie 
sie die Genfer Konventionen vorschreiben, wurden faktisch ignoriert. Das 
Militär, und nicht nur dessen Führung, nimmt sich, wie bereits im Golfkrieg, 
zunehmend aus der Risikorolle im Kriegseinsatz heraus. Die Rollen verkehren 
sich sowohl bei den Angreifern als auch bei den Angegriffenen, denn das Mi-
litär auf beiden Seiten verfügt weitgehend über Schutzmöglichkeiten und Si-
cherungseinrichtungen für Personen und Gerät, während dies für die Zivilbe-
völkerung bestenfalls in geringem Ausmaß zutrifft. Natur und Umwelt sind 
gänzlich schutzlos. Diese Art des Krieges ist also faktisch in erster Linie Zer-
störung der ökonomischen, sozialen und kulturellen Infrastruktur, der natür-
lichen Lebensgrundlagen, vor allem für die nichtmilitärische Bevölkerung 
und ihre Umwelt, die ihre „Lebenswelt“ ist.  
 
Menschenrechte und Umweltzerstörung 

Die NATO-Angriffe im Kosovo und in Serbien wurden in erster Linie damit 
legitimiert und begründet, dass die Menschenrechtsverletzungen des serbi-
schen Militärs im Kosovo gegenüber der dortigen albanischen Bevölkerungs-
gruppe unterbunden werden müssten. Mord, systematische Vertreibung und 
Zerstörungen sollten beendet werden.8 Daraus resultiert auch die relativ hohe 
Akzeptanz in der Bevölkerung der NATO-Länder zu Beginn des Krieges. An-
gesichts der zunehmend offensichtlicheren Fragwürdigkeit und Erfolglosigkeit 
beim Erreichen der Ziele und der wachsenden Unverhältnismäßigkeit der 
Mittel begann sie jedoch bald zu bröckeln. Den seitens der NATO vorgetra-

                                                            
7 So u.a. die Aussagen von NATO-General Naumann, aaO; ähnlich: Rose, Michael (ehem. 

kommandierender General der UN-Truppen in Bosnien), 1999. 
8 In diesem Zusammenhang wurden die Kriegseinsätze seitens der Bundesregierung (Verteidi-

gungsminister Scharping, Außenminister Fischer) u.a. mit dem so genannten geheimen 
„Hufeisen-Plan“ der serbischen Regierung im Bundestag begründet, der über Geheimdienst-
wege in ihren Besitz gelangt und in dem das serbische Vertreibungskonzept für den Kosovo 
festgelegt sein soll. Inzwischen ist bekannt, dass dieser Plan wohl nur eine Erfindung bzw. 
ein Machwerk aus dubiosen Quellen ist (Frankfurter Rundschau 22. März 2000), wie dies 
ein Bundeswehrgeneral a.D. in seinem Buch beschreibt (Loquai 2000). 
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genen Stellenwert und die wirkliche Bedeutung der Menschenrechtsfrage in 
der Kriegsentscheidung muss man sicherlich differenziert im Hinblick auf die 
beteiligten Länder und Regierungen sehen, aber vor allem in den Kontext der 
gegenwärtigen weltpolitischen Rolle der USA rücken (Deppe 1999: 5ff.). Das 
Hinwegsetzen über die NATO-Statuten, die festgelegten Operationsgrenzen 
des Bündnisses und das Ignorieren der UN-Zuständigkeit charakterisieren vor 
allem spezifische politische Hintergründe und Interessen der USA und deren 
strategischer Zielsetzung (Hildebrandt 1999: 18), wie sie kurze Zeit später in 
den Erweiterungen des NATO-Vertrages und besonders der militärischen In-
terventionsoptionen außerhalb des Bündnisraumes festgeschrieben wurde. 
Eine solchermaßen ohne Widerstand und öffentliche Auseinandersetzung 
mögliche Wandlung des NATO-Bündnisses von einer Verteidigungsorganisa-
tion zur internationalen Interventionsmacht, vorbei an UN-Zuständigkeiten, 
war wohl auch nur in dieser Situation friedenspolitischer Sprachlosigkeit und 
Desorientierung möglich, in Deutschland auch kaum denkbar bei einer rot-
grünen Opposition. Optionen eines militärischen Angriffs gegen souveräne 
Staaten werden in diesem Kalkül der NATO-Strategen in ein neues Verhältnis 
zum Völkerrecht und zur Menschenrechtsfrage gerückt. 
„Die herkömmliche Politik hat mit dem Kosovo-Krieg viele neue Fragen aufgeworfen, aber 
keine Antworten hervorgebracht. Sie hat ein humanitäres und ökonomisches Fiasko angerich-
tet, ohne plausible, geschweige denn verbindliche Standards für künftiges friedenspolitisches 
Handeln gesetzt zu haben. Sie hat das Signal gesetzt, Menschenrechtsverletzungen und Bür-
gerkrieg nicht mehr hinnehmen zu wollen, aber zugleich das Signal, dass Krieg – und zwar 
auch der Angriffskrieg – wieder ein probates Mittel der Politik ist. Die vorherige Prämisse des 
Völkerrechts und der Politik war gewesen, dass Krieg im Zweifel schlimmer ist als innerstaat-
liches Unrecht (…). Dies war der eigentliche Grund dafür, dem Souveränitätsrecht der Staaten 
einen so hohen völkerrechtlichen Rang einzuräumen. Die neue Politik der NATO stützt sich 
demgegenüber auf die umgekehrte Prämisse, dass Krieg doch weniger schlimm sei als Bür-
gerkrieg. Dies erscheint nicht nur intuitiv als ein zweifelhafter moralischer Fortschritt, son-
dern auch und gerade nach der praktischen Erfahrung mit dem Kosovo-Krieg. Der Krieg ist 
nicht nur als humanitäre Aktion gescheitert, sondern ebenso in seinen weiter gehenden politi-
schen Zielsetzungen. Er hat das ideologische Ziel, im Kosovo eine friedliche multiethnische 
Gesellschaft herbeizubomben, nicht nur verfehlt, sondern in weitere Ferne gerückt denn je.“ 
(Wehner 1999: 124f.) 

Im Hinblick auf die strategischen Hintergründe dieser Intervention bleibt 
ferner festzuhalten, dass außer einer wie auch immer zu definierenden räum-
lichen Nähe Jugoslawiens zu einigen europäischen NATO-Staaten und einer 
besonderen Machtdemonstration gegenüber Russland und China keine be-
sonderen Unterschiede zu Interventionsanlässen in einer Vielzahl von Kon-
fliktherden auf dieser Erde, ja sogar innerhalb der NATO (Türkei), offensicht-
lich sind. Zu den USA, als der Entscheidungsmacht für die Auslösung der 
Luftangriffe, ist die räumliche Distanz sogar erheblich größer als zu einer 
Vielzahl von solchen potenziellen Interventionsregionen dieser Erde. Die tat-
sächlichen strategischen und politischen Gründe der NATO für diesen Krieg 
sind andere als der Versuch zur Durchsetzung von Menschenrechten (Altva-
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ter 1999: 7). In dem verheerenden Ergebnis des Krieges, das in ähnlicher 
Weise bei sorgfältiger Analyse als ein mögliches Szenario politisch und mili-
tärisch voraussehbar war, wurde weder die serbische Seite zur Unterzeichnung 
des Rambouillet-Vertrages gezwungen, noch gelang es nach dem Ende der 
Luftangriffe und dem Einsatz der Kfor-Truppen ein Minimum an Menschen-
rechten in den Gebieten des Kosovo durchzusetzen. Dies betrifft gerade die 
Seite der eigenen Verbündeten und „Befreiten“, wie sich dies täglich bis heu-
te in der grausamen Wirklichkeit des albanischen Terrors zeigt (Flottau 1999: 
148ff.) und wie es wahrscheinlich noch viele Jahre sein wird. Auch dies war 
absehbar und konnte so eingeschätzt werden. Die Ohnmacht der Kfor oder 
unzureichender Wille zum Durchgreifen zeigen einmal mehr, dass die Durch-
setzung von Menschenrechten der Definitionsmacht und der Lagerzuord-
nung unterliegt. 
Die Menschenrechtsfrage wird also hier im politischen, im sozialen und im 
ethnischen Zusammenhang zu einer äußerst prekären Problematik, besonders 
auch dann, wenn man die nachhaltigen langfristigen Umweltschäden, Ge-
sundheitsgefahren und konfliktorischen ethnischen Beziehungen betrachtet. 
Es kann durchaus die These gewagt werden, dass an den Umweltfolgen und 
Zerstörungswirkungen des Krieges sowie dem Folgeterror so viele Menschen 
in Serbien und im Kosovo leiden und sterben werden, wie in der ganzen Ko-
sovokrise auf beiden Seiten gelitten und Unrecht erfahren haben oder zu 
Tode gekommen sind. Nicht die Verantwortlichen für den Krieg, für die 
Unmenschlichkeiten und für die Umweltzerstörungen sind die Leid Tragen-
den, sondern in erster Linie auch wieder, wie in jedem Krieg der neueren 
Zeit, die Zivilbevölkerung. 
Ohne die schwierige Debatte der Prinzipien und Abwägungen zwischen völ-
kerrechtlicher Souveränität von Nationalstaaten und der Rolle der Men-
schenrechte außerhalb der eigenen hoheitlichen Zuständigkeit oder Bündnis-
se und ohne den erklärten Auftrag des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-
nen hier breiter ausführen zu können, (Altvater 1999: 7, Narr/Koch/Vack 
1999: 210, Preuß 1999: 816) ist anzumerken, dass die Bedeutung der Men-
schenrechtsfrage auch in der wichtigen Dimension zu stärken ist, die den 
Schutz der ökologischen Lebensgrundlagen, der Natur und Umwelt der 
Menschen betrifft (Sachs 1997). Menschenrechte sind besonders im globalen 
Kontext der unterschiedlichen Gesellschaften, Systeme und Kulturen eine 
schwierige und differenziert zu betrachtende Kategorie, die nur tragfähig und 
akzeptabel wird als ein ungeteiltes Recht auf Leben, auf Gesundheit, auf 
Wohnung und körperliche Unversehrtheit, auf Würde und Selbstbestimmung 
und auf eine menschenwürdige, lebensbejahende Umwelt. Der Schutz der 
Umwelt auch in Kriegen wird in den Ergänzungen zum Genfer Abkommen 
von 1977 als Anspruch auf die Menschenrechtsebene gehoben und hat seit-
dem völkerrechtliche Verbindlichkeit (Krusewitz 1999: 7). Sie gilt für alle, 
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auch für die NATO-Staaten. Der „Umweltkrieg“ ist ebenso wie der „Angriffs-
krieg“ als Kriegsverbrechen geächtet, auch wenn es von den bestimmenden 
Mächten dieser Erde in ihrer eigenen Machtherrlichkeit und ideologischen 
Definitionsmacht heute ignoriert werden kann. Diesbezüglich ist die Ge-
schichte noch nicht geschrieben, die zeitliche Distanz wird zur Objektivie-
rung beitragen. Kriegsverbrechen, Menschenrechtsinterventionen und Um-
weltkriege lassen sich dauerhaft nicht nach dem Belieben der Mächtigen zu-
weisen. Gefährdet ist die Verbindlichkeit und Rechtskraft des Völkerrechts 
ebenso wie die Funktion der Vereinten Nationen. Trotz gegenteiliger Beteue-
rungen deutet vieles darauf hin, dass sich die NATO gegenwärtig auf dieses 
Szenario vorzubereiten scheint. 
 
Die ökologische Dimension in der Debatte um Krieg und Frieden  

Kriege, aber auch militärische Aktivitäten in Friedenszeiten schädigen oder 
beeinträchtigen die Umwelt oder verwandeln ganze Regionen in Gefahrenge-
biete bzw. entziehen sie menschlichem Zugang. Militärische Technik, mo-
derne Waffensysteme, neue Kampfmittel und veränderte Kriegsstrategien ha-
ben in diesem Jahrhundert neue Qualitäten und Quantitäten an Zerstörungs- 
und Vernichtungskraft hervorgebracht. Dies gilt sowohl für die hochperfekti-
onierten konventionellen als auch besonders für die nuklearen, biologischen 
und chemischen Waffensysteme. Die heute vorhandenen Potenziale dieser 
Systeme sind noch immer in der Lage, jegliches Leben auf dieser Erde zu 
vernichten und den Planeten dauerhaft unbewohnbar zu machen. Ihre Exis-
tenz, Lagerung und aufwändige Sicherungsverwahrung, die Verfügbarkeit in 
nicht sicher kalkulierbaren, politischen Verhältnissen, nach wie vor stattfin-
dende großdimensionierte, militärtechnische Erprobungen und Versuche be-
wirken ständig erhebliche regionale und globale Umweltschäden und stellen 
eine immer währende Bedrohung für Mensch und Umwelt dar, auch ohne 
den Einsatz in militärischen Konflikten.  
Sollten die Umweltschäden und Gesundheitsgefahren in der Folge des Bal-
kankrieges tatsächlich geringer sein, als dies vom Verlauf her zu befürchten 
ist, so wäre dies ein glücklicher Umstand, aber dennoch auch mehr ein Zufall 
als eine strategische Absicht im Kriegskonzept von Politik und Militär. Die 
Diskussion um diese generelle Problematik steht jedoch erst am Anfang. Die 
gelegentlich in Deutschland kritisierte Zurückhaltung und Verharmlosung des 
Umweltproblems im Balkankrieg durch solche Parteien, Institutionen, Ver-
bände und Einzelpersonen, die sich ansonsten deutlich zu Umweltproblemen 
von Relevanz äußern und engagieren (Knauer/Rosenkranz 1999: 226), werden 
dabei noch lange eine Rolle spielen: 
„Vielleicht ist es von denen, die für den Kosovo-Krieg Mitverantwortung getragen und ihn ver-
teidigt haben, zu viel verlangt, im Nachhinein die notwendige Kraft zur selbstkritischen Läute-
rung aufzubringen. Das Bekenntnis dazu, einen vermeidbaren Krieg geführt bzw. für ihn gestrit-
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ten zu haben, kostet Überwindung, und es befreit nicht von der – nur durch den Umstand der 
Überforderung gemilderten – Mitschuld an den Kriegsfolgen.“ (Wehner 1999: 128)  

Die Schuldfrage dieses Krieges ist untrennbar verbunden mit dem Versagen 
der europäischen Staaten in der Krisenbewältigung und in der Diplomatie. 
Dem sich bereits seit Anfang der 80er Jahre entwickelnden Kosovokonflikt 
begegnete man eher mit Ignoranz als dass politische Initiativen ergriffen wur-
den, um zu einer tragfähigen und regional befriedenden Lösung beizutragen. 
Mit der sich zuspitzenden Krise in den 90er Jahren ging eine weiter wachsen-
de Unfähigkeit zu politischen Lösungen einher. Militärische Drohungen von 
außen hatten eher Eskalationscharakter, als dass sie von realistischen und 
vorurteilsfreien politischen Analysen und Einschätzungen ausgehend zur Ent-
spannung beigetragen hätten (Schoch, Ratsch, Mutz 1999: 2ff.). Vertrauens-
positionen, Verlässlichkeit und Ehrlichkeit haben im Verlauf und in der Fol-
ge des Krieges und seiner medialen Inszenierungen erheblich gelitten und 
den Bemühungen zum Schutz der Umwelt und einer umfassenden humanitä-
ren, nachhaltigen und friedlichen Entwicklung schweren Schaden zugefügt. 
Die Gefahr einer Zunahme regional begrenzter militärischer Konflikte, insbe-
sondere vor dem Hintergrund von Spannungen zwischen Nationalitäten und 
Religionsgruppen, ist leider auch künftig eher wahrscheinlich. 
„Dieser verfehlte Krieg setzte in Europa nicht die Überlegung in Gang, wie man humanitäre Zie-
le künftig erfolgreicher mit nichtmilitärischen Mitteln anstreben könnte, sondern im Gegenteil 
eine Diskussion darüber, ob und wie die Staaten der EU solche Kriege künftig aus eigener Kraft, 
d.h. ohne Hilfe der USA, führen könnte(n).“ (Wehner 1999: 123, Narr/Koch/Vack 1999: 210ff.)  

Neben der humanitären Katastrophe dieser Strategie bedeutet dies, dass Um-
weltzerstörungen in diesem politischen Konzept und in dessen militärischer 
Logik auch künftig billigend in Kauf genommen werden. Dies führt die Be-
mühungen zum umweltschützenden, ressourcenschonenden, naturverträgli-
chen und auf Nachhaltigkeit zielenden gesellschaftlichen und individuellen 
Verhalten der Menschen ad absurdum. Einsicht, Bewusstsein und Verhalten 
der Menschen in ihrem alltäglichen Leben, umweltpolitische Maßnahmen 
durch Grenzwertfestsetzungen, Energieverteuerung und -einsparung etc. bü-
ßen ihre Logik, ihre Glaubwürdigkeit und Akzeptanz ein, wenn im militäri-
schen Bereich der Umweltkrieg zur modernen Strategie wird oder schon ge-
worden ist. Es bedarf einer neuen Diskussion und einer entsprechenden Ak-
zentuierung in den Antikriegs- und Friedensbewegungen sowie in den Um-
weltorganisationen und -institutionen, die diese Komponente politischer Ver-
antwortung und militärischer Optionen auf die Tagesordnung setzen, kritisch 
hinterfragen und problematisieren. Friedenspolitik, neue Qualitäten der poli-
tischen Diplomatie, Abrüstung und Demilitarisierung liegen im Interesse der 
Völker zur Sicherung ihrer gesellschaftlichen Lebensweise und Souveränität, 
ihrer humanitären Existenz, ihrer kulturellen Identität, ihrer sozialen Sicher-
heit, ihrer ökonomischen Stabilität, ihrer lebenswerten Umwelt und einer 
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nachhaltigen Perspektive für die künftigen Generationen. Dazu ist der Schutz 
und die sorgsame Nutzung, also der zukunftsfähige Umgang mit den natürli-
chen Lebensgrundlagen und Ressourcen die entscheidende Voraussetzung. 
Ihr Gefährdungsgrad und die damit verbundenen Folgen haben längst einen 
Stand erreicht, der sie zur elementaren Überlebensfrage der Menschheit erhe-
ben müsste. Dem steht jedoch eine weit gehende Erkenntnisresistenz, Prob-
lemverdrängung und Handlungsunfähigkeit der Politik gegenüber. Der Bal-
kankrieg, aber auch zuvor bereits der Golfkrieg, hätten im europäischen 
Raum und transnational über den Rahmen der NATO hinaus Bewegung und 
eine neue völkerverbindende nationalitätenübergreifende Debatte und Frie-
densdiskussion schon längst in Gang bringen müssen. 
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